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SPD, Grüne: Kein Politikwechsel. 
Wir haben uns anders entschieden.

Autonomie ohne Sicherheit? 
Symposium an der Goethe-Uni-
versität diskutiert über Zukunft 
der Stiftungsuniversität. 
Zeitgleich Protest von Beschäf-
tigten für bessere Arbeitsbedin-
gungen.  

 
Am Donnerstag protestierten auf 
dem Campus Westend der Goethe-
Universität Frankfurt über hundert 
Beschäftigte für bessere Arbeits-
bedingungen und für eine Regu-
lierung befristeter Arbeitsverträ-
ge. Anlass war ein Symposium, zu 
dem führende Vertreterinnen und 
Vertreter aus Wissenschaft und Po-
litik anreisten, um über den Erfolg 
autonomer Universitäten zu disku-
tieren.

Zum Symposium „Die auto-
nome Universität – ein Erfolgs-
modell?“ kamen auf Einladung 
der Goethe-Universität und der 
Hans-Martin-Schleyer-Stiftung ne-
ben den Präsidentinnen und Präsi-
denten aus Frankfurt, München, 
Göttingen, Berlin und Friedrichsha-
fen namhafte Politiker wie Thomas 
Oppermann – Geschäftsführer der 
SPD-Bundestagsfraktion. Sie disku-
tierten den ganzen Tag über Chan-
cen und Risiken des fortschreiten-
den Autonomieprozesses an deut-
schen Hochschulen.

Vor dem Eingang des Sympo-
siums protestierten zu Beginn über 
hundert Beschäftigte für bessere Ar-
beitsbedingungen und für eine Re-
gulierung befristeter Beschäftigung 
an der Goethe-Universität Frank-
furt. Mit 26 roten Pappaufstellern 
symbolisierten sie das Verhältnis 
zwischen befristet und unbefristet 
angestellten Mitarbeitern, hielten 
Schilder und Transparente hoch. 
Die Aktion ist gleichzeitig der Be-
ginn der GEW-Unterschriftenak-
tion „Sichere Perspektiven schaf-
fen“. Die Gewerkschaft Erziehung 
und Wissenschaft (GEW) Hessen 
hatte auch zu dem Protest aufge-
rufen. 

Zu den Fakten: Nach Angaben 
des statistischen Landesamtes ist 

Protest von Beschäftigten
für bessere Arbeitsbedingungen 
an der Uni Frankfurt  

Knebelungsgesetz zurücknehmen!
Der GEW Landesvorstand hat am 28. 11. 2013 beschlossen, 
die hessische SPD, die Linke und insbesondere die Grünen 
aufzufordern, nach Konstituierung des neuen Landtags das 
erst im Juni d.J. von CDU und FDP beschlossene Gesetz zur 
Ausführung von Artikel 141 der Verfassung des Landes Hes-
sen (Artikel 141-Gesetz sowie zur Änderung der Hessischen 
Landeshaushaltsordnung) wieder zurückzunehmen und ggfs. 
neu zu fassen.
Dieses Gesetz lässt einer Landesregierung keinen Spielraum, 
wie sie das sogen. „strukturelle Defi zit“ bis 2020 abbaut. Die 
Einnahmenseite wird überhaupt nicht erwähnt. Vielmehr ver-
pfl ichtet dieses Gesetz, bereits ab 2015 jedes Jahr 20% des 
o.g. Defi zits abzubauen. Das wären bei dem angenommenen 
Defi zit von 1,5 Mrd. rund 300 Mio. Euro, was wiederum  
dem Abbau von mindestens 6.000 Arbeitsplätzen beim Land 
Hessen entsprechen würde.
Dieses Knebelungsgesetz wurde noch im Juni von Linken, SPD 
und den Grünen abgelehnt, u.a. wegen der fehlenden Einnah-
menseite. 
Die ersten bekannt gewordenen Kürzungs- und Stellenabbau-
pläne von Schwarz-Grün in Hessen zeigen, wie dringend es 
ist, dieses Ausführungsgesetz zurückzunehmen. Die drei Par-
teien, die es im Juni 2013 abgelehnt haben, verfügen im
neuen hessischen Landtag über eine ausreichende Mehrheit!

Protest gegen befristete Arbeitsverhältnisse auf dem Campus Westend 
der Goethe-Universität Frankfurt am 28. 11. 2013

Verfallsdatum 23. 09. 2013
Aus dem „Regierungsprogramm“ 
der SPD 2013 – 2017

„Und dort, wo wir Veränderun-
gen bewirken wollen, die
fi nanzielle Folgen haben,
sichern wir auch deren soli-
de und nachhaltige Finan-
zierung.“ (6)

„Aus unserem Bürgerdialog wis-
sen wir, dass Bürgerinnen und 
Bürger unseres Landes vor 
allem Fragen der sozialen
Sicherung, der guten Arbeit, 
der Situation von Familien, 
eines gerechten Finanzsys-
tems und der sozialen Gerech-
tigkeit interessieren.“ (8)

„Heute bemerken wir, dass die-
se Entwicklung unsere Gesell-
schaft gespalten hat. Sozial 
und kulturell. Nicht nur Be-
sitz und Einkommen sind
immer ungleicher verteilt,
sondern auch Zugänge zu 
Bildung, Gesundheit, Mobi-
lität und Kultur. Die Armut
wächst ebenso wie der 
Reichtum – die Mittelschicht 
kommt unter Druck. Das 
Gleiche erleben wir in 
Europa.“ (9)

„Die doppelte Aufgabe in 
Deutschland – die Schulden 
unseres Landes abzubauen 
und gleichzeitig vor allem in 
Bildung und Infrastruktur zu 
investieren – lässt sich nicht 
mit dem Wahlversprechen 
verbinden, gleichzeitig die 
Steuern zu senken. Sondern 
im Gegenteil: Wir werden 
Steuern sogar erhöhen müs-
sen. Nicht alle Steuern für
alle, aber einige Steuern für 
wenige. ...“ (12)

„Gerechtigkeit ist der zentrale 
Anker unserer Steuerpolitik, 
denn sie ist Grundbedingung 
für die soziale Stabilität der 
Gesellschaft.“ (66ff)

Verfallsdatum 23. 09. 2013
Wählen Sie am 22. September 2013 
den Wechsel in Hessen

Dieser Wechsel braucht starke 
GRÜNE. Und für diesen Wechsel
brauchen wir Sie. Wählen Sie 
Schwarz-Gelb klipp und klar ab, 
schicken Sie die Herren Bouffi er 
und Hahn in die Opposition. 
Ohne Ihre Stimme wird der 
Wechsel scheitern, denn wer den 
Wechsel will, muss ihn wählen. 
Und eine Stimme gegen Schwarz-
Gelb allein ist noch keine Stimme 
für einen Wechsel, das haben wir 
in Hessen bei der Landtagswahl 
2008 schmerzvoll erfahren. Nur
eine Stimme für die GRÜNEN 
ist eine sichere Stimme für den 
Wechsel, für die Abwahl der 
schwarz-gelben Regierung und
gegen eine große Koalition aus 
CDU und SPD.

Gerechte Steuerpolitik 
Staatliche Leistungen und Aufga-
ben bedürfen einer angemessenen 
und gerechten Finanzierung durch 
alle in der Gesellschaft. Steuer-
politik ist deshalb immer auch
eine Aussage dazu, wie gerecht 
es in der Gesellschaft zugeht. Wir 
wollen die unteren Einkommen 
durch die Anhebung des Grund-
freibetrages entlasten und den 
Spitzensteuersatz auf 49 Prozent 
erhöhen. Mit einer Vermögens-
abgabe für Millionäre wollen wir 
die Schulden aus der Finanzkrise
abbauen und mit der Besteue-
rung großer Erbschaften mehr
Investitionen in Bildung ermög-
lichen. Steuerhinterziehung ist 
kein Kavaliersdelikt. Wir werden 
Steuerhinterziehung und Steuer-
straftaten konsequent bekämpfen. 
Steuerabkommen mit anderen 
Ländern, die kriminelle Steuer-
hinterzieher besserstellen als die 
ehrlichen Steuerzahler, lehnen wir 
ab. 

(Grünes Regierungsprogramm 
2014 – 2019 Hessen)

Auf 25 Angestellte mit einem befristeten kommt nur eine 
Person mit einem unbefristeten Arbeitsvertrag!

der Anteil der unbefristet beschäf-
tigten wissenschaftlichen Mitar-
beiter im Zeitraum 2007 bis 2012 
von 11,6 auf 8,2 Prozent gesun-
ken. Ohne die verbeamteten Mit-
arbeiter ist es noch dramatischer: 
Auf 25 Angestellte mit einem be-
fristeten kommt lediglich nur ei-
ne Person mit einem unbefristeten 
Arbeitsvertag. Parallel dazu stieg 
in den letzten zehn Jahren die An-
zahl der befristet Beschäftigten um 
über 140 Prozent. 

„Die gegenwärtige Befristungs-
praxis an der Goethe-Universität 
ist für uns nicht weiter hinnehm-
bar. Selbst wenn Verlängerungen 
möglich wären, wird der vorhan-
dene Spielraum nicht genutzt“, so 
Simone Claar, wissenschaftliche 
Mitarbeiterin am Institut für Po-
litikwissenschaft und Mitglied des 
Personalrats.  

Tobias Cepok, Referent für 
Hochschulen der GEW, fasste zu-
sammen: „Mit unserer gelungenen 
Aktion fordern wir vom Präsidium 
einen ernsthaften Dialog über Min-
deststandards für Gute Arbeit an 
der Goethe-Universität Frankfurt. 
Zum Beispiel könnten Mindestver-
tragslaufzeiten oder ein Mindest-
stellenumfang bei Neuausschrei-
bungen vereinbart werden.“ 

 Ebenfalls kam Kritik von den 
Studierenden. AStA-Vorsitzender 
Daniel Katzemeier begrüßte den 
Protest der Beschäftigten und bi-
lanzierte: „Die autonome Univer-
sität führte zu einem Abbau demo-
kratischer Mitbestimmungsrechte. 
Nicht nur die Beschäftigten haben 
weniger Einfl uss auf ihre Arbeits-
bedingungen, sondern auch wir als 
Studierendenvertreter können uns 
schwerer für gute Rahmenbedin-
gungen in der Lehre einsetzen.“ 

Pressemitteilung der 
GEW Hessen vom 28.11.2013

Tobias Cepok, Referent für 
Hochschulfragen und 

Jugendbildungsreferent 
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Die doppelte Aufgabe in Deutsch-
land – die Schulden unseres Landes 
abzubauen und gleichzeitig vor 
allem in Bildung und Infrastruktur 
zu investieren – lässt sich nicht mit 
dem Wahlversprechen verbinden, 
gleichzeitig die Steuern zu senken. 
Sondern im Gegenteil: Wir wer-
den Steuern sogar erhöhen müssen. 
Nicht alle Steuern für alle, aber ei-
nige Steuern für wenige.

Internationale Vergleiche zei-
gen die hohe Abhängigkeit des 
Bildungserfolgs von der sozialen 
Herkunft. Insbesondere finanzi-
elle Hürden verstärken soziale Be-
nachteiligungen und halten Men-
schen von Bildung fern. Unser Ziel 

Weitere Ziele aus dem „Regierungs-
programm“ der SPD 2013 – 2017 
(Auszüge) – gestrichen

Verfremdetes Wahlplakat aus dem Wahlkampf 2013

Wer Wahlkampfslogans so ernst meint, sollte über Politik-
verdrossenheit nicht klagen

Man glaubt es kaum: Offi zielles Wahlplakat der SPD bis 22. 09. 2013.
Will man Politikverdrossenheit bewusst erzeugen, damit es sich leichter 
regieren lässt?

ist die gebührenfreie Bildung von 
der Kita bis zur Hochschule.“ Wo 
wir Verantwortung tragen, gibt es 
keine Studiengebühren und wer-
den Kita-Gebühren soweit mög-
lich schrittweise abgeschafft. (42f) 
(…)

Wir wollen im Rahmen eines 
zweiten Ganztagsschulprogramms 
aber auch die Qualität der Ange-
bote verbessern und das erforder-
liche Lehr- und Fachpersonal för-
dern. Nur mit ihnen können wir die 
großen Potenziale der Ganztags-
schule wirklich heben und mit Le-
ben füllen.

Wir sind davon überzeugt, dass 
eine gute und leistungsfähige Schul-
sozialarbeit einen wichtigen Bei-
trag leisten kann, gute Ganztags-
schulen und eine inklusive Bildung 
zu schaffen und die Übergänge im 
Bildungssystem zu verbessern. Wir 
halten deshalb daran fest, gemein-
sam mit den Ländern die Schulso-
zialarbeit auszubauen. Wir werden 
deshalb zunächst dafür sorgen, dass 
die von uns im Bildungs- und Teil-
habepaket 2011 durchgesetzten 
Bundesmittel auch zukünftig zur 
Verfügung stehen, damit die ein-
gesetzten Schulsozialarbeiter ihre 
erfolgreiche Arbeit fortsetzen kön-
nen. (43f)
(…)

Der weitere Ausbau der öffent-
lichen Bildungsinfrastruktur und 
die Bewältigung der großen He-
rausforderungen in Bildung und 
Wissenschaft erfordern massive In-
vestitionen, die aber nicht zuletzt 
aus volkswirtschaftlicher Sicht loh-
nend sind …

Wir wollen die staatlichen Bil-
dungsausgaben massiv erhöhen. Ab 
2014 wollen wir schrittweise auf-
bauend jährlich 20 Mrd. Euro mehr 
für Bildung investieren. Davon soll 
der Bund 10 Mrd. Euro bereitstel-
len. Die Länder sollen in ihrer ei-
genen fi nanziellen Handlungsfähig-
keit so gestärkt werden, dass sie 
weitere 10 Mrd. Euro mehr in Bil-
dung investieren können. Wir hal-
ten an dem Ziel fest, die staatlichen 

Bildungsausgaben in Deutschland 
mindestens auf das Durchschnitts-
niveau der OECD-Staaten zu he-
ben. Dem Ziel von sieben Prozent 
des Bruttoinlandsprodukts für Bil-
dung kommen wir mit 20 Mrd. 
Euro mehr pro Jahr einen groß-
en Schritt näher und schaffen da-
mit die Grundlage für einen neu-
en Bildungsaufbruch in Deutsch-
land. (44f)  
(…)

Wir wollen in ganz Deutschland 
stufenweise ein fl ächendeckendes, 
bedarfsgerechtes Angebot an Ganz-
tagskitas und Ganztagsschulen aus-
bauen. Der Rechtsanspruch auf ei-
nen Kitaplatz muss umfassend ein-

gelöst werden, damit nicht länger 
der Zufall des Wohnorts über Bil-
dungschancen der Kinder entschei-
den. Um Chancengleichheit zu er-
reichen, muss Gebührenfreiheit gel-
ten. Daher müssen wir diejenigen, 
die Kitaplätze bereitstellen, insbe-
sondere die Kommunen, angemes-
sen fi nanziell ausstatten. (53)

Anspruch unserer Steuerpo-
litik ist es, die Förderung wirt-
schaftlicher Dynamik mit sozialer 
Gerechtigkeit zu verbinden. Ge-
rechtigkeit ist der zentrale Anker 
unserer Steuerpolitik, denn sie ist 
Grundbedingung für die soziale 
Stabilität der Gesellschaft. Steuer-
politik auf der Grundlage stabiler 
Staatsfi nanzen ist dann sozial ge-
recht und wirtschaftlich vernünftig, 
wenn starke Schultern mehr tra-
gen als schwache. Deutschland ist 
hier aus dem Gleichgewicht gera-
ten. Die Schere der Einkommens- 
und Vermögensverteilung geht aus-
einander: Die Löhne im oberen 
Bereich sind in den letzten zehn 
Jahren gestiegen. Die unteren 40 
Prozent der Vollzeitbeschäftigten 
haben nach Abzug der Infl ation Re-
allohnverluste erlitten. Das Vermö-
gen privater Haushalte wächst und 
beträgt fast 10 Billionen Euro. Vor 
allem die obersten zehn Prozent der 
Haushalte haben von den Zuwäch-
sen profi tiert. Während sie 1970 44 
Prozent des gesamten Nettovermö-
gens besaßen, sind es heute über 
60 Prozent.

Unsere Steuerpolitik ist kein 
Selbstzweck, sondern dient einer 
fairen Lastenverteilung und dem 
Gleichgewicht in der Gesellschaft. 
Wir wollen zukünftig Bezieher ho-
her Einkommen und Vermögende 
stärker zur Finanzierung unseres 
Gemeinwesens heranziehen. Da-
zu wollen wir den Spitzensteuer-
satz von 42 bzw. 45 Prozent auf 
49 Prozent für zu versteuernde Ein-
kommen ab 100.000 Euro bzw. 
200.000 Euro bei Eheleuten er-
höhen.

Vermögen wird in Deutsch-
land im internationalen Vergleich 

weit unterdurchschnittlich besteu-
ert. Wir werden die Vermögensteu-
er auf ein angemessenes Niveau 
heben, um den Ländern die not-
wendige Erhöhung der Bildungsin-
vestitionen zu ermöglichen. 
(…)

Auch bei der Besteuerung von 
Erbschaften steht für uns die Steu-
ergerechtigkeit im Vordergrund. 
Wir wollen die missbräuchliche 
Ausnutzung von steuerlichen Ge-
staltungsmöglichkeiten zugunsten 
einer geringen Zahl reicher Erben 
nicht länger hinnehmen. Wir wer-
den deshalb die von der schwarz-
gelben Koalition eingeführten Be-
günstigungen zurücknehmen und 
Begünstigungen bei der Erbschafts-
besteuerung künftig viel stärker an 
den dauerhaften Erhalt von Ar-
beitsplätzen koppeln und damit 
auch mittelstandsfreundlich aus-
gestalten. 
(…)

Arbeit darf nicht höher besteu-
ert werden als Einkommen aus Ka-
pitalvermögen. Deshalb wollen wir 
in einem ersten Schritt die Abgel-
tungssteuer unter Beibehaltung 
des Optionswahlrechtes von 25 
Prozent auf 32 Prozent erhöhen. 
Sollten wir feststellen, dass das 
Aufkommen dieser Abgeltungs-
steuer geringer ausfällt als die vo-
raussichtlichen Einnahmen bei der 
Besteuerung mit dem persönlichen 
Einkommensteuersatz, wollen wir 
die Abgeltungssteuer innerhalb 
von drei Jahren abschaffen und die 
Kapitalerträge wieder der synthe-
tischen Besteuerung unterwerfen.

Wir wollen eine Finanztrans-
aktionssteuer mit einer möglichst 
breiten Bemessungsgrundlage und 
niedrigen Steuersätzen. Das heißt 
für uns, dass alle Transaktionen 
von Aktien, Anleihen, Derivaten 
und Devisen einer Besteuerung un-
terliegen müssen. 
(…)

Wir streben deshalb einen In-
vestitions- und Entschuldungspakt 
für die Kommunen in Deutschland 
an. Wir wollen damit einen dau-
erhaften Beitrag zur Stabilisierung 
der Kommunalfi nanzen und zur In-
vestitionsfähigkeit der Städte, Ge-
meinden und Kreise leisten.

Die Kommunen profitieren 
anteilig von der Rücknahme der 
schwarz-gelben Klientelgesetze, 
vom Subventionsabbau und der 
Einführung eines gerechteren Steu-
ersystems.

Teil des Paktes ist daneben die 
Weiterentwicklung der Gewerbe-
steuer.
(…)

Im Zuge der Neuordnung des 
bundesstaatlichen Finanzausgleichs 
werden wir eine Lösung für die Alt-
schulden der Länder und Kommu-
nen u.a. durch Einrichtung eines 
nationalen Schuldentilgungsfonds 
fi nden.

Im Kampf gegen Steuerhin-
terziehung und unfairen Steuer-
wettbewerb auf europäischer Ebe-
ne wollen wir den Anwendungs-
bereich der EU-Zinsrichtlinie auf 
alle Kapitaleinkünfte und alle na-
türlichen und juristischen Personen 
ausdehnen und den automatischen 
Auskunftsaustausch in Europa zum 
Standard machen, auch im Verhält-
nis zu Drittstaaten wie der Schweiz. 
(25)  
(…)

Grünes Regierungsprogramm 
2014 – 2019 für Hessen 
(Auszüge) – gestrichen

Reform des Länder-
fi nanzausgleichs 

Wir wollen einen solidarischen Län-
derfi nanzausgleich, der die struk-
turschwachen Regionen angemes-
sen unterstützt, ohne die Geberlän-
der über Gebühr zu belasten. Die 
Verfassungsklage gegen den Län-
derfi nanzausgleich kann den not-
wendigen Handlungsdruck für 
Veränderungen gegenüber den 
Nehmerländern erhöhen. Dafür 
muss sie gut und solide gemacht 
und mehr als ein Wahlkampfmanö-
ver sein. Wir wollen ein einfaches, 
überschaubares und dadurch ge-
rechteres Ausgleichssystem schaf-
fen. Ein entsprechendes Konzept 
haben wir gemeinsam mit anderen 
Landtagsfraktionen vorgelegt. Eige-
ne Anstrengungen der Länder, ihre 
Steuereinnahmen zu erhöhen, müs-
sen sich für sie lohnen und dürfen 
nicht sofort im Finanzausgleich ver-
schwinden. Die fi skalische Eigen-
verantwortlichkeit der Länder wird 
auf diese Weise erhöht und die Basis 
ihrer Steuereinnahmen verbreitert.

Kommunaler Finanz-
ausgleich und kommunale 
Abgaben 

Wir werden zu einer fairen Part-
nerschaft zwischen Land und Kom-
munen zurückkehren. Beide brau-
chen genügend Einnahmen, um 
ihre Aufgaben für unser Gemein-
wesen erfüllen zu können. Die Fi-
nanzlage von Landes- und kom-
munaler Ebene ist dramatisch, die 
Verschuldung exorbitant hoch. Mit 
einem einfachen Umverteilen von 
der einen Ebene auf die andere ist 

es nicht getan. Es ist eben so, dass 
der eine nackte Mensch dem an-
deren nicht in die Tasche greifen 
kann. Wir brauchen eine grund-
legende Reform des kommunalen 
Finanzausgleichs. Der Kuchen des 
kommunalen Finanzausgleichs ist 
sowohl zu klein als auch die einzel-
nen Stücke ungleich verteilt. Es ist 
sowohl die Finanzverteilung zwi-
schen Land und Kommune neu zu 
regeln als auch die Verteilung zwi-
schen den Kommunen. 

Die von Schwarz-Gelb abge-
schafften kommunalen Instrumente 
zur Einnahmeverbesserung und 
Steuerung, wie die Fehlbelegungs-
abgabe oder die Stellplatzablöse, 
wollen wir den Kommunen wie-
der zur Verfügung stellen. 

Nachhaltige und 
geschlechtergerechte 
Haushaltspolitik 

Nachhaltige Haushalts- und Fi-
nanzpolitik ist mehr als sparen. 
Daher werden wir die Investiti-
onen in die Zukunft vor allem in 
den Schwerpunkten Umwelt, Bil-
dung und Soziales spürbar erhöhen 
und ihnen Priorität einräumen. Ei-
ne intakte Umwelt und exzellente 
Bildung sind das wichtigste Kapi-
tal, das wir der nächsten Genera-
tion übergeben können. 

Der Landeshaushalt ist im 
Hinblick auf seine Auswirkungen 
auf die Gleichstellung von Män-
nern und Frauen zu überprüfen 
und neu auszurichten. Den An-
satz des Gender-Budgetings wer-
den wir schrittweise auf den gesam-
ten Haushalt ausdehnen.
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Wer sich wie Alice Schwarzer mit ihrem „Appell gegen Prostitu-
tion“ über „Armutsprostitution“ aufregt, hat die Wahl, entweder 
an der Armut Anstoß zu nehmen oder an dem Versuch, ihr durch 
die Ausübung eines in der BRD gesetzlich geregelten Gewerbes 
zu entkommen. Schwarzer bevorzugt Letzteres und stellt damit 
klar, dass ihre Parteinahme für die in der Prostitution arbeitenden 
Frauen nur vorgeschoben ist und sie in Wirklichkeit einen sozial
akzeptablen Anlass dafür sucht, sich auf Kosten der Sexarbeite-
rinnen mit moralisierenden Lügen in den Vordergrund zu spielen, 
dorthin eben, wo es für die Emma-Herausgeberin keine Scham- 
und Ekelschwelle gibt, wenn es darum geht, Gesicht und Stimme 
an die Bildzeitung zu verkaufen. 
Zu den interessierten Lügen der Frau Schwarzer zählt die Gleich-
stellung der Prostitution mit der Sklaverei. „Ausdrücklich hat 
die Bundesregierung den hierzulande in der Prostitution tätigen 
Frauen die Grundrechte zugebilligt. Für Migrantinnen gelten die 
Bürgerrechte der EU. Wer nichtsdestotrotz zum brutalst mög-
lichen Vorwurf greift und Sexarbeit als ‚moderne Sklaverei‘ de-
nunziert, verhöhnt im Nachhinein nicht nur Millionen Menschen, 
die tatsächlich unter der Sklaverei zu leiden hatten, sondern be-
treibt billige Effekthascherei auf deren Kosten. Der Zweck heiligt 
die Mittel. Geht es doch darum, die Lebenslüge der Prostitutions-
gegner salonfähig zu machen, Frauen würden in der Prostitution 
nicht einvernehmlich eine Dienstleistung, sondern ihren Körper, 
ihre Seele, ihre Person verkaufen“, schreibt der „Verein für soziale 
und politische Rechte von Prostituierten“ Doña Carmen in einer 
Stellungnahme zu Schwarzers Appell. 
Der Kauf von sexuellen Dienstleistungen mit Geld hat im offi zi-
ellen bürgerlichen Moraluniversum einen schlechten Ruf, weil er 
das romantisierende Dogma von der Unzertrennlichkeit der see-
lischen und körperlichen Seite der Sexualität widerlegt. Dass man 
mit dem Affront gegen die Prostitution auch heute noch erfolg-
reich politischen Widerhall gewinnen kann, zeigt nur, wie ver-
klemmt die Gesellschaft trotz der „sexuellen Revolution“ der 
sechziger Jahre und der darauf folgenden Pornographisierung 
auch heute noch ist, weil es beweist, wie publikumsfähig der Hass 
auf sexuelle Bedürfnisse ist, die sich einer Einbindung in gesell-
schaftlich nützliche, auf Dauer angelegte Beziehungen ver-
weigern.
Die derzeit global durchgesetzte Wirtschaftsform ihrerseits hat
in Form der Lohnarbeit dafür gesorgt, dass die Verfügbarkeit von 
Diensten gleich welcher Art universell geworden ist, nicht unbe-
dingt zu Nutzen und Frommen derjenigen, die ihre Arbeitskraft 
gezwungen sind zu verkaufen. Beispielsweise bei kaum sehr phi-
lanthropisch gestimmten Einrichtungen wie den Billigvermarktern 
Lidl, Walmart und anderen, in Bergbauunternehmungen über und 
unter Tage, in gefängnisartig eingerichteten „Sweat Shops“, Billig-
Klitschen wie Foxcann, der chinesischen Staatsreederei Cosco 
oder zur Abwechslung bei France Telecom, das überdurchschnitt-
liche Suicidrisiko inklusive etc. pp. Das Geschäft mit der Ware 
Arbeitskraft ist im globalen Maßstab noch immer ein Geschäft, 
das – auch – über Leichen geht. Wer also nicht bereit ist, etwas
gegen das Geschäft an sich zu sagen, sollte über das Geschäft mit 
dem Sex schweigen! Das handelsübliche Geschäft mit der Ware
Arbeitskraft außer Acht zu lassen, also die Bedingungen, die Frauen 
überhaupt erst zur Vermarktung sexueller Dienstleistungen brin-
gen, nicht grundsätzlich anzugreifen, heißt auch nur, das ganz nor-
male Elend der „Arbeitswelt“ für „anständig“ zu erklären. Wie 
die SZ schreibt, ist in Schweden seit der Kriminalisierung der Freier
die „sichtbare Prostitution“ um ca. die Hälfte zurückgegangen.
So gesehen kommt Schwarzers Kampagne wohl all denen entge-
gen, dies es aus Gründen ihres öffentlichen Renommees ohnehin 
lieber in aller Heimlichkeit treiben.
Mehr als 60 Prozent aller Jugendlichen machen einer jüngst 
erschienenen Studie der FH Fulda zufolge in ihrer ersten Liebes-
beziehung „belastende Erfahrungen bis hin zu körperlicher oder 
sexualisierter Gewalt [...]. Rund 66 Prozent der Mädchen und 60 
Prozent der befragten Jungen zwischen 14 und 17 Jahren beklag-
ten, mindestens einmal Opfer von psychischer oder körperlicher 
Gewalt geworden zu sein.“ Elternhaus und Schule haben ihnen 
da offenbar keine Unterstützung und Anleitung zu einem mensch-
lichen Miteinander zu geben vermocht. Alice Schwarzer verlangt 
„Aufklärung über die Folgen von Frauenkauf bereits in den Schu-
len etc.“ und will so den moralischen Zeigefi nger wieder zur Leit-
linie des Gesprächs mit Jugendlichen über Sexualität machen. 
Doña Carmen: „Noch niemals in der Geschichte hat die Ächtung 
oder das Verbot der Prostitution die Gleichstellung von Mann und 
Frau auch nur einen Millimeter vorangebracht. [...] Eine Kriminali-
sierung von Prostitution hatte stets zur Folge, das freizügige Sexual-
verhalten von Frauen, die nicht in der Prostitution arbeiteten, zu 
missbilligen und durch den Dreck zu ziehen. Das waren hierzu-
lande die Zeiten, als Frauen mit ‚häufi g wechselndem Geschlechts-
verkehr‘ (hwG) als ‚Nutten‘ galten und gesellschaftlich geschnit-
ten wurden‘“. Was sie auch heute von einer wachsenden Zahl fun-
damentalistisch orientierter Jugendlicher werden. Schwarzer spielt 
mit ihren Kampagnen dem an patriarchalischen Normen orien-
tierten Teil der Jugend (und Elternschaft) in die Hände. Die Schu-
len sollten dabei tunlichst nicht mitspielen!

Log In

Sehr geehrte Damen und Herren, 
in den Wahlprogrammen von SPD, 
Grünen und Linken haben wir eine 
große Schnittmenge für einen ech-
ten Politikwechsel in Hessen gese-
hen, der durch die Landtagswahl 
auch möglich geworden ist. 

In der Bildungspolitik sind für 
uns die folgenden Punkte beson-
ders wichtig:

■ Wiederherstellung des HPVG 
in der Fassung von 1999 nach 
dem Gesetzentwurf des DGB 
von 2008. Das kostet kein 
Geld und würde ein Signal für 
die Mitbestimmung setzen.

■ Aufl ösung des überfl üssi-
gen Verwaltungswasserkopfes 
„Landesschulamt“. Das spart 
sogar Geld.

■ die Reduzierung der Bela-
stungen im Lehrerberuf, mit 
einem verbindlichen Zeit-
plan für die Rückkehr der Be-
amtinnen und Beamten zur 
40-Stunden-Woche, der auch 
die Lehrkräfte zeitnah ein-
schließt, sowie die Rückkehr in 
die Tarifgemeinschaft der Län-
der.

Der GEW-Bezirksverband Frankfurt hofft auf 
die Nutzung der Mehrheit für einen Politikwechsel. 
Wir alle haben es verdient.

■ eine Inklusionspolitik, die die-
sen Namen verdient; d.h. 
Streichung des Ressourcen-
vorbehalts und keine Ver-
schlechterung der Unterrichts-
bedingungen  gegenüber dem 
bisher in Hessen praktizierten 
„Gemeinsamen Unterricht“.

■ Rücknahme und Verbesserung 
des KiföG.

■ einen verbindlichen Zeitplan 
zur Beendigung des Unwesens 
der befristeten Verträge in Schu-
len und Hochschulen.

■ eine Abkehr von der Ökonomi-
sierung von Schule, insbeson-
dere Beibehaltung der Zuwei-
sung von 100% der notwen-
digen ausgebildeten Lehrkräfte 
an die Schulen durch das Kul-
tusministerium plus einer Ver-
tretungsreserve.

■ Die Sicherung der nötigen Ein-
nahmen für einen Politikwech-
sel durch die Vereinbarung von 
Gesetzesinitiativen für die Ak-
tivierung der Vermögensteuer 
und anderen Steuern, die Län-
der und Kommunen in den 
Stand setzen, ihren Verpfl ich-
tungen nachzukommen und die 

Umverteilung von unten nach 
oben zu beenden. Dazu gehört 
auch die Verstärkung von Be-
triebsprüfung und Steuerfahn-
dung.

In diesem Zusammenhang for-
dern wir Sie dringend auf, dafür 
zu sorgen, dass auch im Bundestag 
eine Mehrheit zur Sicherung der 
nötigen Einnahmen für einen Po-
litikwechsel zustande kommt. Die 
Äußerung des SPD-Vorsitzenden 
Gabriel von heute, wonach Steu-
ererhöhungen nicht zum „Kernbe-
reich“ der Forderungen für Koali-
tionsgespräche gehören, lassen uns 
aufhorchen!

Wir fordern Sie dringend 
auf, Ihren Einfl uss für einen 
echten Politikwechsel im oben 
beschriebenen Sinne geltend zu 
machen.

Brief des GEW BV FFM an
die Fraktionsvorsitzenden von 

SPD, Grünen und Linken
 im hessischen Landtag 

vom 06. 10. 13

Aufruf der GEW zu den Koalitionsverhandlungen 
von SPD, CDU und CSU

Meldungen, wonach eine ande-
re Steuerpolitik nicht mehr zu den 
Kernpunkten der SPD für die Ko-
alitionsverhandlungen gehöre, hat 
den GEW Bezirksverband Frank-
furt veranlasst, von seiner heutigen 
Sitzung aus den folgenden drin-
genden Aufruf an die SPD sowie 
die Öffentlichkeit zu richten.

Die Steuerpolitik ist der Dreh- 
und Angelpunkt für den Abbau der 
sozialen Spaltung, der Ungerech-
tigkeit in den Vermögens- und Le-
bensverhältnissen und der Defi zite 
in Bildung, Infrastruktur, Sozial-
politik und der Schuldenprobleme 
von Bund, Ländern und Kommu-
nen.

Wenn in den Koalitionsver-
handlungen dieses Thema ausge-
klammert oder in seiner Bedeutung 
herabgestuft wird, kann man das 

„Wer am Sonntag die Bildungsrepublik beschwört, 
muss am Werktag das nötige Geld dafür locker machen!“

Bundes-„Regierungsprogramm“ 
der SPD schreddern (wie der An-
hang belegt).

Gleichzeitig wären damit auch 
die Aussichten in den Bundeslän-
dern katastrophal.

Die hessische SPD beispiels-
weise, die ihre Zustimmung zur 
„Schuldenbremse“ damit begrün-
det hat, dass es zum Schuldenab-
bau  „ein gerechtes Steuersystem 
mit ausreichenden Einnahmen 
(braucht)“, wäre fast aller fi nan-
ziellen Möglichkeiten beraubt, ihr 
Wahlprogramm umzusetzen.

Ziel all derjenigen, die einen 
Politikwechsel in Deutschland und 
Hessen für überfällig halten, muss 
es sein, das Thema „Gerechte Steu-
erpolitik“ jetzt und nachhaltig ins 
öffentliche und veröffentlichte Be-
wusstsein zu rücken! 

Wir „erinnern“ an das, wofür 
die Bundes-SPD noch vor 5 Wochen 
(!) eingetreten ist und dokumentie-
ren deshalb Auszüge aus dem „Re-
gierungsprogramm 2013 – 2017“.

Außerdem dokumentieren wir 
die Begründung der hessischen SPD 
für ihr Eintreten für eine Veranke-
rung eines Verschuldungsverbots 
in der hessischen Verfassung 2010.

In der Anlage fi nden sich – ge-
kürzt – die wesentlichen Wahlaus-
sagen aus dem „Regierungspro-
gramm“ der SPD 2013 – 2017. Es 
kann doch nicht sein, sich schon 
kurz nach der Wahl davon zu ver-
abschieden!

Brief des GEW BV FFM 
an das SPD-Büro in Berlin 

vom 29. 10. 13

Die von Kanzlerin Angela Merkel 
vor fünf Jahren ausgerufene Bil-
dungsrepublik sei ein „leeres Ver-
sprechen“ geblieben, kritisiert El-
ke Hannack. Warum, erklärt die 
stellvertretende DGB-Vorsitzende 
SZ-Korrespondent Hagen Strauß. 
(Veröffentlicht am 22. 10. 2013, 
Saarbrücker Zeitung) 

Frau Hannack, ist die „Bildungs-
republik“, für die sich Berlin 
rühmt, Realität geworden?

Hannack: Nein, im Gegenteil. Für 
viele Menschen bleibt die Bildungs-
republik ein leeres Versprechen. 
Fast 1,5 Millionen Jugendliche im 
Alter von 20 bis 29 Jahren haben 
keine abgeschlossene Ausbildung. 
Es gibt über sieben Millionen An-
alphabeten in Deutschland. Al-
le Studien zeigen: Der Geldbeutel 
der Eltern entscheidet über den Bil-
dungserfolg der Kinder. Die sozi-
ale Spaltung bleibt die Achillesfer-
se des deutschen Bildungswesens.

Was erwarten Sie von einer mög-
lichen großen Koalition?

Hannack: Die große Koalition muss 
eine große Bildungsreform starten. 
Alle Bildungsforscher sagen uns, 
was zu tun ist: Wir müssen mehr 
in die Qualität der Kitas investie-
ren, also in eine bessere Ausbil-
dung der Erzieher und in kleinere 
Gruppen. Wir brauchen mehr gu-
te Ganztagsschulen und den Aus-
bau der Hochschulen. Jugendliche 
aus armen Elternhäusern benöti-
gen höhere BAföG-Sätze. Die Re-
gierung muss das Nachholen von 
Schul- und Berufsabschlüssen mit 
einem Vollzuschuss fördern. Und 
wir müssen die Warteschleifen im 
Übergang von der Schule in die 
Ausbildung abbauen.

Wie soll das bezahlt werden?

Hannack: Wer am Sonntag die Bil-
dungsrepublik beschwört, muss 
am Werktag das nötige Geld da-

für locker machen. Die Länder sind 
mit der Finanzierung von Kitas, 
Schulen und Hochschulen heillos 
überfordert; auch wegen der Schul-
denbremse. Es ist daher Unsinn, 
wie bisher den Bund als Geldge-
ber per Grundgesetz aus der Finan-
zierung von weiten Teilen unseres 
Bildungswesens auszugrenzen. 
Dieses Kooperationsverbot muss 
komplett aus der Verfassung ge-
strichen werden.

Wären mit der Umsetzung ihrer 
Forderungen nicht zwangsläufig 
Steuererhöhungen verbunden?

Hannack: Natürlich sind höhere 
Steuern kein Selbstzweck. Milli-
arden-Investitionen in unser Bil-
dungswesen sind nur machbar, 
wenn es frisches Geld gibt. Das 
geht nur mit höheren Steuern auf 
große Vermögen, hohe Erbschaften 
und Finanztransaktionen.
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Schon im Frühjahr herrschte in der 
Politik-AG der Wilhelm-Merton-
Schule Einvernehmen, dass wir im 
Vorfeld der Bundes- und Land-
tagswahl eine Polit-Veranstaltung 
für interessierte Schülerinnen und 
Schüler machen wollten.

Aber wie? Für eine Podiums-
diskussion braucht man geeignete 
Räumlichkeiten. Wir haben zwar 
eine geräumige Cafeteria, aber wer 
garantiert, dass nicht ab der 5. Rei-
he die Schülerinnen und Schüler – 
wie gewohnt – ihre Aufmerksam-
keit eher ihren eingehenden SMS 
schenken? Und wie bringt man 
die eingeladenen Politikerinnen 
und Politiker dazu, etwas wirklich 
Substanzielles zu sagen anstatt nur 
im Talkshow-Stil laber-seicht über 
die Themen hinwegzuschwallen? 
Wie kann man  erreichen, dass die 
Politiker wirklich mit den Schüle-
rinnen und Schülern diskutieren 

Wahlen 2013 – Nachtrag: Wen sollen wir wählen?
Eine Orientierungsveranstaltung für Schülerinnen und Schüler 

und es nicht beim üblichen Schlag-
abtausch der Parteienvertreter un-
tereinander bleibt? Kann man da-
von ausgehen, dass Schülerinnen 
und Schüler sich zu mehreren The-
men so gut auskennen, dass sie bei 
den Eingeladenen auch nachhaken, 
wenn diese sich in Allgemeinplät-
zen zu verlieren drohen? Und wer 
hat den Mut, das Ganze zu mo-
derieren?

All diese Überlegungen brach-
ten uns davon ab, eine Podiumsdis-
kussion anzusteuern. Stattdessen 
haben wir uns Folgendes überlegt: 
Jede an der Veranstaltung interes-
sierte Klasse bereitet sich auf ein 
spezielles Thema intensiv vor. Da 
bieten sich Familienpolitik, Ener-
giewende, Steuerpolitik, und vieles 
andere mehr an.

Im 20-Minuten-Abstand von 
Klassenraum zu Klassenraum rotie-
rend, stellen sich die eingeladenen 

PolitikerInnen in jeder Klasse den 
vorbereiteten Fragen, so dass die 
jeweilige Klasse zum Schluss ein 
persönliches und hoffentlich kon-
kreteres Bild davon hat, was die 5 
Parteien SPD, CDU, LINKE, Grüne 
und FDP zu ihrem speziellen The-
ma zu sagen haben.

Gesagt, getan. Nun galt es, ei-
nen Termin zu fi nden und die je-
weiligen Politik-VertreterInnen 
von diesem Konzept zu überzeu-
gen. Und das gelang! Am Dienstag, 
den 2. Juli, trafen Martina Feldma-
yer (Grüne), Jochen Nagel (LIN-
KE), Ulli Nissen (SPD), Christoph 
Schnurr (FDP) und Dr. Matthias 
Zimmer (CDU) um 10 Uhr in der 
Schule ein und stellten sich nach-
einander den Fragen der fünf Klas-
sen, die für das Konzept Interesse 
gezeigt hatten.

Drei Klassen von Kaufleu-
ten für Bürokommunikation, ei-
ne Klasse Bürokaufleute und ei-
ne Klasse aus der Fachschule für 
Wirtschaft hatten sich auf die The-
men Familienpolitik, Steuerpolitik, 
Energiepolitik, Arbeit und Frauen 
sowie Bildungspolitik vorbereitet. 
Das Konzept erwies sich – zumin-
dest, wenn man die Kommentare 
der Schülerinnen und Schüler nach 
der Veranstaltung ernst nimmt, als 
ein voller Erfolg! „Jetzt weiß ich 
zumindest, wen ich nicht wähle!“ 
„Der / die  X hat mich am meisten 
überzeugt.“  „Der Y hatte ja wirk-
lich überhaupt keine Ahnung!“ 
„Ich weiß jetzt, welche Partei ich 

Und so hat die SPD 2010 ihre Zustimmung zur 
hessischen „Schuldenbremse“ legitimiert: „Um beide 
Ziele zu erreichen, braucht es ein gerechtes Steuersystem mit 
ausreichenden Einnahmen.“
Die hessische SPD Landtagsfraktion 
ließ 2010 verlauten:
„Die SPD hat nach harten Verhand-
lungen mit CDU, FDP und Bündnis 
90/ DIE GRÜNEN Ende November 
eine Einigung über die Aufnahme 
einer Schuldenbremse in die hes-
sische Landesverfassung erreicht. 
Der SPD-Landesparteitag hat dem 
Verhandlungsergebnis am 27. No-
vember 2010 mit großer Mehrheit 
zugestimmt.

Das sind die Positionen der SPD:
■ Die SPD bekennt sich zu 

einem handlungsfähigen sozi-
alen, solidarischen und demo-
kratischen Staat. Die zuneh-
mende Spaltung der Gesell-
schaft, in der Reiche immer 
reicher und Arme, Mittel-
stand und öffentliche Haus-
halte immer ärmer werden, 
muss überwunden werden.

■ Die SPD ist gegen eine Haus-
haltskonsolidierung durch 
blindes Spardiktat und sozi-
alen Kahlschlag.

■ Für die SPD gilt: Immer mehr 
Schulden sind keine Lösung. 

Deshalb treten die Sozialde-
mokraten für eine deutliche 
Reduzierung der ständigen 
Neuverschuldung ein.

■ Um beide Ziele zu erreichen, 
braucht es ein gerechtes Steu-
ersystem mit ausreichenden 
Einnahmen.

Mit dieser klaren Position unter-
scheidet sich die SPD einerseits von 
FDP, CDU und Teilen der Grünen 
und andererseits von der Partei 
„Die Linke“.

Die SPD will die öffentlichen 
Haushalte durch eine angemessene 
Beteiligung der Vermögenden und 
Spitzenverdiener (u. a. durch Erb-
schafts- und Vermögenssteuern, ei-
ne Finanztransaktionssteuer und 
eine solidarische Bürgerversiche-
rung), durch die Rücknahme der 
Klientelgeschenke von CDU und 
FDP und durch die Streichung un-
sinniger Ausgaben und Subventi-
onen ausgleichen.

Damit hat die SPD - bundes-
weit bisher einmalig - mit der so-
genannten Schuldenbremse auch 
auf die Einnahmeverantwortung 
sowohl des Landtags als auch der 

Landesregierung verwiesen. Sozi-
al- und Bildungsabbau mit Verweis 
auf die verfassungsrechtlich veran-
kerte Schuldenbremse sind damit 
nicht mehr möglich. Der Schutz der 
Kommunen, wie von den kommu-
nalen Spitzenverbänden gefordert, 
wurde verbindlich festgeschrieben.

Die Landesregierung steht nun 
in der Pfl icht, aufzuzeigen, wie sie 
in Hessen den Haushalt bis 2020 
ausgleichen will. Der Versuch von 
Schwarz-Gelb, mit der Schulden-
bremse ein reines Spardiktat in 
der Verfassung zu verankern, ist 
in Hessen gescheitert. Die Ausei-
nandersetzung um gerechte Steu-
ern, einen handlungsfähigen Staat, 
Klientelgeschenke und Sozialabbau 
fi ndet in Zukunft im wieder im po-
litischen Raum statt und wird nicht 
durch eine Verfassungsabstimmung 
entschieden. „Es hat sich als richtig 
erwiesen, mit Schwarz-Gelb zu ver-
handeln, anstatt die Ausgestaltung 
der Verfassungsänderung CDU und 
FDP allein zu überlassen“, stellt der 
SPD-Fraktionsvorsitzende Thor-
sten Schäfer-Gümbel fest.

(Homepage SPD 
Landtagsfraktion 2010)

auf keinen Fall wählen werde“. Die 
meisten Schüler schwankten dann 
zwischen zwei Parteien.

Obwohl wir den Politikern vor-
her die Fragen von den einzelnen 
Gruppen geschickt hatten, kamen 
Äußerungen „Mein Bereich ist die 
Rüstungspolitik, mit den anderen 
Themen kenne ich mich nicht so 
aus“. Äußerungen von einem Po-
litiker: „Ich bin auch einige Zeit zu 
Hause geblieben und habe mich um 
das Kind gekümmert. Väter oder 
Mütter können ein, zwei Jahre da-
heim bleiben und müssen nicht ar-
beiten. Dann reichen die Betreu-
ungsangebote aus“. 

Das Argument der Schüler, 
dass aus finanziellen Gründen 
kein Elternteil zur Betreuung des 
Kindes zu Hause bleiben kann, 
wurde nicht eingesehen. Ebenso 
zählte bei diesem Politiker nicht 
das Argument der Schüler, dass 
es für Frauen/Männer schwierig 
ist, nach einer längeren Eltern-
zeit wieder in den Beruf zurück 
zu kehren.

Wenn die Politiker nicht auf 
die vorbereiteten Fragen eingin-
gen, wurde das natürlich bemerkt. 
Stellvertretendes Fazit einer Schü-
lergruppe: „Alles in Allem lässt sich 
aus diesem Tag nur Positives zie-
hen. Den Vertretern der Parteien 
die Fragen live zu stellen, war sehr 
aufschlussreich und eine ganz neue 
Erfahrung.“ 

Auch die Eingeladenen zeigten 
sich von der Veranstaltung erfreut. 

„Die Veranstaltung in der WMS 
hat mir viel Spaß gemacht. War 
richtig, schön mal wieder mit jun-
gen Leuten in der Klasse zu dis-
kutieren“, so Jochen Nagel. Auch 
alle anderen zeigten sich von die-
sen etwas anderen Diskussionsrun-
den sehr angetan und Ulli Nissen 
hängte gleich noch einen Rundgang 
durch die Schule an. 

Unsere Hoffnung ist, dass die 
Veranstaltung, die vor den Ferien 
noch weit entfernt von der „heißen 
Phase des Wahlkampfs“ stattgefun-
den hat, die Schülerinnen und Schü-
ler motiviert hat, in den jetzt lau-
fenden Wochen etwas genauer hin-
zusehen und zu hören und nicht nur 

zu wählen, wer am schönsten aus-
sieht oder den besten Kugelschrei-
ber verschenkt.

Eva Schichtel, 
Gisela Laumeier-Kienert, 
Günter Riechers, 
Marianne Friemelt

Anmerkung der Redaktion: 
Dieser Beitrag ist versehentlich 
nicht in die letzte FLZ gekom-
men. 
Angesichts der auf den vorigen 
Seiten abgebildeten Widersprü-
che erscheint er aber immer noch 
aktuell.
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Schwarz-Grün in Frankfurt als Modell für Schwarz-Grün 
für Hessen? Das sind die Erfahrungen:

Von wegen 
„Mitsprache und 
Transparenz“: 
Die Realität unter 
Schwarz-Grün 
in Frankfurt sieht 
anders aus!

Seit 2007 hat die Koalition aus 
CDU und Grünen auf städtische 
Einnahmen in Höhe einer halben 
Milliarde  Euro verzichtet (siehe ne-
benstehende Artikel).

Wir haben die beiden Parteien, 
aber insbesondere die Grünen in all 
den Jahren immer wieder gemahnt, 
für die Sanierung von Schulen, 
für den Bau von Bildungseinrich-
tungen, für soziale Maßnahmen, 
für einen ordentlich ausgestatteten 
Ganztagsschulbetrieb, für ordent-
lich ausgestattete Kitas, für eine so-
zialpädagogische Betreuung end-
lich mal die großen Unternehmen 
dieser Stadt angemessener an den 
Kosten zu beteiligen – vergeblich! 

Wir haben zeitweilig geglaubt, 
dass die Grünen es wenigstens 
ernst meinen mit ihrem Postu-
lat: Wer sich gegen neue Schulden 
ausspricht, müsss auch für ausrei-
chende Einnahmen sorgen!

Nichts davon: Wie schon unter 
der Schröder-Fischer-Regierung ha-
ben die Grünen auch in Frankfurt 
auf Gewinnsteuern verzichtet. Mit 
der halben Milliarde hätte man z.B. 
20 größere Schulen bauen können 
oder 50 Kitas oder oder …

Wollen die Grünen die Me-
tamorphose zu einer neuen FDP 
wirklich konsequent weitergehen?

Die Linke im Römer hatte es 
bereits bei der Verabschiedung des 
Haushalts für 2013 im März d.J. 
so ausgedrückt:

„Wenn wir uns das vorgelegte 
Papier (den Haushalt 2013) an-
schauen wird genau deutlich, dass 
der kleine Mann und die kleine 
Frau bluten müssen. Anstatt das 
Geld dort zu holen, wo es durch 
Steuersubventionierung seit Jah-
ren hinfl ießt, werden die Menschen 
nun über höhere Grundsteuern und 
steigende Eintrittspreise zur Kas-
se gebeten. Welche Klientelpolitik 
schwarz-grün verfolgt, sehen wir 
auch an ihrem Festhalten an einem 
hauptamtlichen Stadtrat, für den es 
in der Stadt keine Aufgaben gibt. 
Hier werden jährlich fast 300.000 
Euro Steuergeld verbrannt. Das 
stinkt und muss den Menschen er-
zählt werden.“ 
(Pressemitteilung vom März 2013)

Von wegen „Generationen-
gerechtigkeit“

Die Grünen treten ebenso wie die 
CDU für die Finanzierung öffent-
licher Aufträge über Private-Public-
Partnership (PPP) ein, das in Wirk-
lichkeit ein Finanzprodukt ist, das 
insbesondere die Banken mit Ge-
winn vertreiben und das die Stadt 
sehr teuer zu stehen kommt. Di-
es konnte im Landkreis Offenbach 
schon nach wenigen Jahren gezeigt 
werden. Dort laufen die meisten 
PPP-Projekte über 15 Jahre, wäh-
rend sie in Frankfurt 30 Jahre be-
dient werden müssen. Bau und 30 
Jahre Betrieb einer Schule durch 
private Firmen sind vertraglich fast 
immer nur zu Lasten der öffent-
lichen Hand regelbar. Dafür sorgen 
u.a. die bildungspolitischen Bedürf-
nisse, die in 30 Jahren nicht gleich 
bleiben und vor allem die von den 
Banken geforderte „Forfaitierung 
mit Einredeverzicht“. Nur wenn 
die öffentliche Hand auf Einwen-
dungen, die ihr nach dem Gesetz 
zustehen, verzichtet, lässt sich die 
Gesamtsumme des Projekts als Fi-
nanzprodukt auf dem Markt han-

CDU-Grüne subventionieren lieber Gewinne großer Unternehmen als Bildungseinrichtungen

deln. Aus dem PPP-Projekt der IGS-
West wurde bei einem Investitions-
volumen von 27 Mio. Euro ein 
Finanzprodukt von 67 Mio. Euro.

Der Bundesrechnungshof 
warnt schon seit Jahren vor dem 
kreditähnlichen PPP.

Die Grünen belasten also entgegen 
ihrer Formel von der „Generationen-
gerechtigkeit“ die kommenden 
Generationen in völlig unangemes-
sener Art und Weise.

Leider hat dieser bankenfreund-
liche Umgang mit Finanzmodel-
len und -produkten bei den Grü-
nen in Frankfurt Tradition:
1994: Der erste grüne Kämmerer 
einer deutschen Großstadt sorgte 
viele Jahre später, als er längst nicht 
mehr im Amt war, für erhebliche 
Kosten durch sein Finanzmodell 
„sale-and-lease-back“ beim Tech-
nischen Rathaus. Dieses wurde 
1994 an eine  der Steuerspartöch-
ter  der Deutschen Bank, die Deut-
sche Immobilien-Leasing verkauft, 
für 12 Jahre zurückgemietet und 
danach wieder zurückgekauft, um 
es abzureißen, ein gutes Geschäft 
für die DIL, ein schlechtes für die 
Stadt.

Es war Tom Koenigs in Frank-
furt, der sich im Übrigen zur Be-
ratung im Amt einen Banker der 
Deutschen Bank geholt hatte, was 
damals von der veröffentlichten 
Meinung als „mutiger Schritt“ be-
achtet wurde. 

Mit einer solchen Finanzpoli-
tik kann eine Partei eben immer si-
cher sein, dass sie den Beifall der-
jenigen bekommt, die durch ihre 
Lobby und ihre Medien maßgeb-
lich meinungsbildend sind.

Auch mit einem weiteren Fi-
nanzgeschäft sorgt Tom Koenigs 
heute noch für Zahlungen aus der 
Stadtkasse an Banken.

Die Stadt Frankfurt veräu-
ßerte 1996 und 1997 unter seiner 
Federführung als Kämmerer For-
derungen aus Wohnungsbaudarle-
hen an Dritte. Die Linke vergleicht 
dieses Finanzgeschäft mit den soge-
nannten „Asset Backed Securities“ 
(ABS), deren Ausufern zur jüngsten 
weltweiten Finanzkrise geführt hat. 
„Dem Erwerber der Forderungen, 
vermutlich eine oder mehrere pri-
vate Banken, wurden vierteljähr-
liche Ausgleichzahlungen vertrag-
lich zugesichert, falls die Zinsen für 
die laufenden Zahlungen unterhalb 
des vereinbarten Zinssatzes liegen. 
D.h. die Stadt muss für die Diffe-
renz zwischen laufenden Zinszah-
lungen der Darlehensnehmer und 
der mit dem Erwerber der Forde-
rungen vereinbarten Zinssatz auf-
kommen. Für den Doppelhaushalt 
wurden für diese Ausgleichzah-
lungen 9,762 Mio. Euro für 2010 
und 9,282 Mio. Euro für 2011 ein-
gestellt. Für die Jahre 2012 und 
2013 erwartet die Kämmerei eine 
Ausgleichzahlung von je 14,866 
Mio. Euro zahlen zu müssen.“ 
(Aus einer Anfrage der Linken im 
Römer von 2010)

2003 konnte die grüne Führung nur 
durch ihre Basis und ein bereits 
eingeleitetes Bürgerbegehren (u.a. 
der GEW) davon abgehalten wer-
den, die gesamte Infrastruktur der 
Frankfurter U-Bahn an US-ameri-
kanische Firmen zu verleasen – und 
zwar für 100 Jahre (!!!) und zu de-

ren Bedingungen (!!!). Das „Cross-
Border-Leasing“ (CBL) hätte der 
Stadt einen einmaligen Vermögens-
vorteil von 100 Mio. Euro gebracht 
(den Gegenwert von 30 Punkten 
beim Gewerbesteuerhebesatz eines 
einzigen Jahres, auf den man ver-
zichtet hat). 

Viele deutsche Städte haben 
schon 2004 gezittert, als CBL durch 
eine veränderte US-Gesetzgebung 
für US-Firmen unattraktiv wurde, 
und sich diese versuchten, an den 
deutschen Kommunen schadlos zu 
halten.

Vier Jahre später, 2008, zit-
terten deutsche Städte erneut, weil 
involvierte Banken infolge der Fi-
nanzkrise wiederum Kapital aus 
den CBL-Verträgen schlugen. (Vgl. 

bspw. FR vom 25. 09. 2008, „Jetzt 
zittern die deutschen Städte“)

2003 Das Bildungszentrum Ostend 
in Frankfurt wurde das erste PPP-
Hochbauprojekt, das in Deutsch-
land vergeben wurde und zwar im 
Juli 2003.

Von wegen Transparenz
Transparenz war bei der Gründung 
der Grünen einer der elementarsten 
Grundsätze und war aus der Basis-
demokratie abgeleitet.

In vielen Bereichen ist er heute 
bei den Frankfurter Grünen uner-
kennbar weit in den Hintergrund 
getreten. Dafür einige Beispiele:

  Missachtung des Parlaments
– Was den wichtigen Bereich der 

kommunalen Finanzpolitik be-
trifft, so ist die Informations-
politik gegenüber dem Parla-
ment, der Frankfurter Stadtver-
ordnetenversammlung immer 
schlechter geworden. 

– Bereits 2007 / 2008, als Frank-
furt mit seinen Überschüssen 
alle alten Schulden hätte zu-
rückzahlen können (oder al-
ternativ entsprechende Investi-

tionen hätte tätigen können), 
wurde diese Finanzlage vor der 
Öffentlichkeit weitgehend ge-
heim und aus der politischen 
Diskussion fast vollständig he-
raus gehalten. Es sollten „kei-
ne Begehrlichkeiten geweckt“ 
werden.

– Im März des Jahres prote-
stierte die Opposition und die 
Fraktion der Linken zog so-
gar unter Protest aus dem Par-
lament aus. Unter der Über-
schrift „Schwarz-Grün in die 
Karten schauen!“ erklärte die 
Linke: 

  „Am Donnertag werden die 
Stadtverordneten über Milli-
onenbeträge abstimmen, die 
sie im Detail gar nicht kennen 

und auch nicht kennen kön-
nen. Die sogenannten Spar-
vorschläge des Magistrats 
bestehen zum großen Teil aus 
Überschriften und Absichtser-
klärungen.“ (Pressemitteilung 
Die Linke im Römer 19. März 
2013)

– Alle PPP-Projekte werden seit 
einigen Jahren unter Aus-
schluss der Öffentlichkeit im 
Römer beraten. Die Stadtver-
ordneten wussten bei der IGS-
West zunächst gar nicht, dass 
es sich um ein PPP-Projekt han-
delt, weil es von der grünen De-
zernentin als „Miet-Kauf-Mo-
dell“ verschleiert wurde. Auch 
wurde das geforderte Wirt-
schaftlichkeitsgutachten erst 
auf Druck der Landesaufsicht 
nachgeliefert. Die Opposition 
musste einen Akteneinsichts-
ausschuss einsetzen, um als 
Parlament an Informationen 
zu kommen.

– An der Schulentwicklungspla-
nung wurde die Bildungsge-
werkschaft GEW nicht betei-
ligt, obwohl sie dies mehrfach 
eingefordert hatte. Auch der 
DGB beklagt dies. Das Glei-

che gilt für Modellversuche zur 
„Inklusion“. 

– Vorschläge der Bildungsge-
werkschaft GEW oder des Ge-
samtpersonalrats der Lehrkräf-
te beim Staatlichen Schulamt 
in Frankfurt an das grüne Bil-
dungsdezernat laufen ins Lee-
re und werden abgewiesen.

– Mehr Transparenz und Ein-
bindung bei der Planung und 
Durchführung der Modellregi-
on Frankfurt hat auch der För-
derschulausschuss des Stadt-
elternbeirats Frankfurt gefor-
dert, bisher vergeblich.

Wie unangenehm Proteste für 
CDU und die ehemalige Protest-
partei Grüne bereits sind, zeigt 

sich in einem kleinlichen Schrei-
ben der Stadtverordnetenvorste-
herin, die am 09. 10. 2013 die 
Vorsitzenden der (öffentlichen) 
Parlamentsausschüsse angewie-
sen hat, Bürgerinnen und Bürger 
(die sich dort zu Tagesordnungs-
punkten zu Wort melden können 
und oft von anderen unterstützt 
werden) aus dem Sitzungssaal zu 
verweisen, wenn sie ihre Meinung 
zur aktuellen Politik der schwarz-
grünen Koalition durch Beifalls-
bekundungen oder Missfallens-
äußerungen kundtun. 

Die Linke hat deshalb einen 
Antrag eingebracht, wonach Bei-
fallsbekundungen oder Missfal-
lensäußerungen von Bürgerinnen 
und Bürgern keine nachhaltigen 
Störungen darstellen. „Viele Frank-
furterinnen und Frankfurt haben 
nicht die Möglichkeit, über Parteis-
penden Einfl uss auf die Regierungs-
parteien zu nehmen. Ihnen bleibt 
nur der direkte Weg durch Beifalls-
bekundungen oder Missfallensäu-
ßerungen in Ausschusssitzungen. 
Und diese Möglichkeit sollte ihnen 
nicht genommen werden“ heißt es 
zur Begründung.

Herbert Storn
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Anhebung des 
Frankfurter 
Gewerbesteuer-
hebesatzes ...

Nach 7 Jahren wird GEW-For-
derung von einem Frankfurter 
Oberbürgermeister aufgegriffen.

2006 hat die Koalition aus 
CDU und Grünen beschlossen, ab 
2007 den Gewerbesteuerhebesatz 
von 490 auf 460 Punkte zu senken. 
Das hatte einen Ausfall bei den Ein-
nahmen von schätzungsweise 60 
Millionen Euro pro Jahr zur Fol-
ge, den CDU und Grüne billigend 
in Kauf genommen haben.

Die GEW hatte vor sieben Jah-
ren in einem eindringlichen Appell 
an die Stadtverordneten vor die-
ser für die dringend nötigen Bil-
dungsinvestitionen verheerenden 
Weichenstellung gewarnt.

Inzwischen dürften der Stadt 
und ihren Einrichtungen durch di-
ese Unternehmenssteuersenkung 
über 400 Millionen Euro verloren 
gegangen sein.

Der damalige Fraktionschef 
Frank wollte damit  „einen erhebli-

chen Standortnachteil für Frankfurt 
im Wettbewerb der Regionen besei-
tigen.“ Und die Grünen machten die 
Senkung mit, „damit  die Kommu-
ne Spielräume für ein investitions-
freundliches Klima nutzen kann“.

Dass Frankfurt als internatio-
nales Finanzzentrum einen „Stand-
ortnachteil“ habe, ist eine durch 
nichts begründete Schutzbehaup-
tung.

Es müsste doch allmählich 
auch bei CDU und Grünen die 
Einsicht gewachsen sein, dass der 
Finanzierung des Gemeinwesens 
durch Steuergeschenke an die groß-
en Unternehmen und insbesondere 
die Banken immer mehr das fi nan-
zielle Fundament entzogen wird. 
Wer sich gegen neue Schulden aus-
spricht, muss auch für ausreichende 
Einnahmen sorgen!

Der GEW-Bezirksverband 
Frankfurt erneuert seinen Appell 
von 2006 und fordert insbesonde-

re CDU und Grüne auf, endlich die 
Umverteilung von unten nach oben 
zu stoppen und der Stadt wieder ei-
ne solidere Finanzbasis zu geben – 
im Interesse der Beschäftigten, der 
Kinder und Jugendlichen und ih-
rer Eltern.

Presseerklärung des 
BV FFM vom 07. 11. 2013

Dass der seit 2007 praktizierte Ge-
werbesteuerverzicht gezielt Groß-
unternehmen begünstigt, zeigt die 
beigefügte Aufstellung.

Bereits 1994 stellte der damalige grü-
ne Kämmerer Tom Koenigs fest, dass 
von 60.000 Gewerbetreibenden 
in Frankfurt nur 17.000, das sind 
28%, überhaupt Gewerbesteuer 
zahlten. Nur 1.000 Unternehmen, 
also 6% aller Gewerbesteuer  zah-
lenden Unternehmen, erbrachten 
schon damals 90% des Gewerbe-

... auf den Stand von 2006 ist überfällig, wenn die Bildungseinrichtungen 
saniert werden sollen!

steueraufkommens, 20 Unterneh-
men die Hälfte.

Ein Magistratsbericht vom
17. 01. 2003 weist für 2003 folgende 
Struktur auf:
Von 54.000 Gewerbebetrieben 
zahlten nur 8.555 Gewerbesteuer 
voraus. Das waren 16% aller Be-
triebe. Von diesen erbrachten 5,5% 
(467 Betriebe) 89% des Gewerbe-
steueraufkommens, 21 Unterneh-
men erbrachten rund die Hälfte.

Und 2009 schrieb die FAZ:
„Von den rund 905 Millionen Euro 
Vorauszahlung für die ersten neun 
Monate dieses Jahres stammten fast 
genau zwei Drittel oder 607 Mil-
lionen Euro von diesen Top 100. 
Überhaupt zahlen von den gut 
60.000 Unternehmen in Frankfurt 
nur etwa 15 Prozent Gewerbesteu-
er.“ 30% der Gewerbesteuer stam-
men übrigens von den Banken.

Und belasten die Bevölkerung 
mit Gebühren und Eintrittsprei-
sen, nicht sanierten Schulen, feh-
lenden echten Ganztagsschulen 
usw.

7 Jahre lang hat die Koalition von 
CDU und Grünen auf 30 Gewer-
besteuerpunkte verzichtet. Das ist 
ein gewaltiger Verzicht von einer 
halben Milliarde Euro (zwischen 
420 und 630 Millionen Euro) zu-
gunsten der großen Unterneh-
men, wie die folgende Übersicht 
zeigt.

Vorbemerkung 1:
Ab dem 01. 01. 2007 hat die 
schwarz-grüne Koalition in Frank-
furt den Gewerbesteuerhebesatz 
von 490 auf 460 Punkte gesenkt. 
Das bedeutet, dass die in Deutsch-
land einheitlich zu berechnende 
Gewerbesteuer um den Faktor 4,9 
bzw. 4,6 multipliziert wird. Die-

Banken – von Schwarz-Grün verwöhnt. Wie lange eigentlich noch?

… ausgerechnet die großen Unternehmen? 

(Tabelle)

Industrieunternehmen: 
(der größte Zahler: Sanofi ) 
Inländ. Banken: 
Ausländ.Banken: 
Sonstige Geld- und Kreditinstitute:               

Banken zusammen: 

Versicherungen: 
Handelsunternehmen: 
Versorgungsbetriebe:
Sonstige (darunter Fraport, Infra-
serv, …)

100 größten Betriebe zusammen: 

Anteil a.d. GewSt-
Zahlung 2013 in %   

34,4  

16,3
10,5
  7,5

34,3

  2,4
  2,2
  1,0
25,7

100

Betrag 
(Mio. Euro):  

287

136,5
  87,3
    0,9

286

   20
  18,6

214,3

835

Anteil an den 100 größten  
Unternehmen in %

7 

11
20
11

42

  8
  7

36

100

Eigene Zusammenstellung nach: Branchenspiegel des Finanzdezernats und FAZ vom 10. 04. 2013

Gewerbesteuervorauszahlungen der 100 größten Unternehmen in Frankfurt am Main in %

DGB Region Frankfurt: Gewerbesteuer 
für Bildung 
OB Peter Feldmann hat nicht 
die DGB Forderungen nach 
einem Gewerbesteuersatz von 
30 Punkten propagiert, er 
hat aber eine mögliche realis-
tische Variante von 10 Punk-
ten, befristet, in die öffent-
liche Debatte um Bildung zu 
fi nanzieren eingeführt. Die-
sem Ansinnen dürfen sich al-
le jene nicht verschließen, 
die immer wieder und dies 
zu Recht fordern, die Politik 
muss mehr für frühkindliche 
Bildung tun, die Vorbereitung 
auf den Beruf muss schon 
früh in der Schule ansetzen, 
bis hin zu der Klage um zu 
schlecht qualifi zierte Berufs-
bewerbungen auf einen Aus-
bildungsplatz.

Wer dies alles will, der muss 
auch sagen, wie es bezahlt 
werden soll und da ist eine 
um 10 Punkte erhöhte Ge-
werbesteuer nicht anmaßend, 
lag sie doch unter OB Wall-
manns Zeiten um 30 Punkte 

höher und kein Unternehmen 
hat deshalb damals Frank-
furt den Rücken gekehrt 
bzw. ist deshalb dem Plei-
tegeier zum Opfer gefallen. 
Außerdem, die Mehreinnah-
men im Stadtsäckel durch die 
10 Punkte (ca. 30 Millionen 
jährlich) bekämen die Unter-
nehmen zwar nicht in barer 
Münze, aber auf jeden Fall 
im qualifi zierten Berufsan-
fänger zurück, und dass sie 
damit wiederum bessere Pro-
dukte und mehr Gewinn er-
zielen, müsste auch den ih-
nen nahe stehenden Frakti-
onen im Römer einleuchten. 
Nicht zuletzt würde das hei-
mische Handwerk von einer 
Sanierung der Schulen pro-
fi tieren, Arbeitsplätze gesi-
chert werden.

Pressemitteilung 
vom 06.11.2013 

Warum 
unterstützen 
CDU und 
Grüne … 

sen Faktor können die Kommunen 
selbst festlegen.

Vorbemerkung 2:
Von den gut 60.000 Unternehmen 
in Frankfurt zahlen nur etwa 15 
Prozent, also 9.000 Unternehmen 
Gewerbesteuer, 85% zahlen über-
haupt keine. 

Zwei Drittel der Gewerbesteu-
er kommt allein von den Top 100. 
Das sind 1% derjenigen Unterneh-
men, die überhaupt Gewerbesteu-
er zahlen. (vgl. FAZ vom 17. 11. 
2009)

(siehe Tabelle)
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Keine vorzeitige Entscheidung bei Schließung von Förderschulen!
Die Schulentwicklungsplanung soll 
in Frankfurt breit diskutiert werden 
– so kündigte es Bildungsdezernen-
tin Sarah Sorge am vergangenen 
Montag an. „Die Fortschreibung 
der Schulentwicklungsplanung ist 
dringend notwendig“, begrüßen 
Maike Wiedwald, Sebastian Gutt-
mann und Ingeborg Ulrich vom Vor-
stand des GEW-Bezirksverbandes 
Frankfurter diese Ankündigung. 
„Der GEW-Bezirksverband for-
derte bereits im Februar 2013, dass 
der Stillstand bei den Schulentwick-
lungsplänen seit 2011 schnellstens 
beendet werden müsse.“

Besonders der Schulentwick-
lungsplan S (für Sonder- bzw. För-
derschulen) hätte spätestens mit 
Unterzeichnung der UN-Behinder-
tenkonvention im Jahr 2011 über-
arbeitet und mit den Schulentwick-
lungsplänen für allgemeinbildende 
und berufl iche Schulen (SEP A und 
SEP B) zusammengeführt werden 
müssen – gleichgültig, wie man zu 
der „Inklusionspolitik“ der Lan-
desregierung steht. Diesen letzten 
Aspekt teilt offensichtlich auch 

Frau Sorge, die diesen Aspekt in 
die Diskussion mit der Bemerkung 
um die Schulentwicklungsplanung 
einbauen möchte. „Die Inklusion 
stehe nicht zur Debatte, aber der 
Weg dahin sei offen“, wird sie in 
der Presse zitiert. 

„Wir verstehen aber überhaupt 
nicht mehr, warum Sorge vor Be-
ginn dieses Diskussionsprozesses 
bereits Fakten mit Installierung der 
sogenannten „Pilotregion Inklusi-
on“ im Frankfurter Süden schaffen 
will“, kommentiert Ingeborg Ul-
rich die Stellungnahme von Sorge 
zur Entwicklung der „Pilotregion 
Inklusion im Frankfurter Süden“ 
im Bildungsausschuss am letzten 
Montag. Im Bereich des Frankfur-
ter Südens soll an drei Grundschu-
len und mindestens einer weiter-
führenden Schule die sog. „Pilot-
region Süd“ entwickelt werden. 
Sorge legte im Bildungsausschuss 
dar, dass im Zuge dieser Entwick-
lung zwei Förderschulen geschlos-
sen werden müssten. Welche Schu-
len dieses sein sollen, soll am 4. No-
vember – der nächsten Sitzung des 

Bildungsausschuss – bekannt gege-
ben werden.

„Wir empfi nden es nach wie 
vor als Skandal, dass die Betrof-
fenen – und dieses sind auch die 
Lehrerinnen und Lehrer – nicht 
an den kommunalen Diskussionen 
über die Entwicklung der Inklusion 
in Frankfurt beteiligt werden“, em-
pört sich Maike Wiedwald von der 
GEW. So weigert sich Sorge zum 
Beispiel, die Interessenvertretung 
der LehrerInnen, den Gesamtper-
sonalrat, an den inhaltlichen Dis-
kussionen der Beratungskommissi-
on zur Entwicklung der Inklusion 
in der Stadt Frankfurt insgesamt 
und der Steuerungsgruppe der Pi-
lotregion Süd im Besonderen zu be-
teiligen. 

„Dass sie jetzt ohne jegliche 
Diskussion und Beteiligung der 
Betroffenen zwei Förderschulen 
schließen will, ist nicht hinnehm-
bar“, bewertet Wiedwald diesen 
Prozess. „Wir befürchten außer-
dem, dass die „Pilotregion Süd“ zu 
Lasten der Inklusion an den ande-
ren Schulen, die nicht daran teil-

nehmen, gehen wird!“, ergänzt Se-
bastian Guttmann vom GEW Vor-
stand. Schon jetzt können einige 
Grundschulen nicht mehr mit För-
derschullehrerInnenstellen ausge-
stattet werden, obwohl diesen für 
jedes Kind vier Stunden in der in-
klusiven Beschulung und weiteren 
als „Vorbeugende Maßnahmen“ 
zugesagt worden sind.“ 

„Wichtig wäre es, schrittwei-
se einen Weg in eine Schule für 
alle zu beschreiten, der die Qua-
litäten des Gemeinsamen Unter-
richts sichert und darauf aufbau-
end einen sinnvollen Weg zur In-
klusion einschlägt. Das geht aber 
nur unter der Beteiligung aller be-
troffenen Gruppen!“, fordert die 
GEW von der Bildungsdezerntin 
Sorge. „Im „Hauruck-Verfahren 
geplante Schulschließungen und 
Installierungen von Pilotregionen 
helfen dabei nicht weiter“.

Presseerklärung des GEW 
BV FFM vom 08. 10. 2013

„Inklusion”

... und Einbindung bei der Planung und Durchführung der 
Modellregion Frankfurt!

Der Förderschulausschuss des 
Stadtelternbeirats Frankfurt, be-
stehend aus Eltern, Schulleitern 
und Lehrern, fordert mehr Trans-
parenz und Einbindung bei der 
Planung und Durchführung der 
Modellregion Frankfurt.

Aus Sicht der Betroffenen wer-
den bei der durch das Staatliche 
Schulamt vorgestellten Vorge-
hensweise  die folgenden Punkte 
als problematisch angesehen:

■ Erst seit August 2013 läuft 
das Pilotprojekt „Pilotregion 
Süd“ mit 3 Grundschulen, für 
die die Wallschule als regio-
nales BFZ zuständig ist (evtl. 
soll ein Ausbau des Pilotpro-
jektes um 2 weitere Schulen 
erfolgeN. Es gibt jedoch kei-
ne Zielvorgabe für den Pi-
loten oder Vorgaben, welche 
Daten erfasst und ausgewer-
tet werden sollen. Es ist auch 

nicht festgelegt, wer wann 
wie das Pilotprojekt bewer-
tet und welche Schlüsse da-
raus gezogen werden. Die 
Einführung der Modellregion 
macht jedoch nur Sinn, wenn 
man Zeit hätte, Erfahrungs-
werte aus der Pilotregion zu 
sammeln und diese auswerten 
und beurteilen zu können.

■ Die Rückführung des Vorläu-
fer-Konzeptes „Gemeinsamer 
Unterricht“ (GU) dauert bis 
zu 4 Jahren. Die Förderschu-
len haben alle gerade erst mit 
dem Rückführungsprozess 
begonnen und sollen jetzt, 
mitten in einem eingeführten 
aber nicht abgeschlossenen 
Umstellungsprozess, eine an-
dere Umstellung in die Wege 
leiten.

■ Es herrscht große Planungs-
unsicherheit bei den Förder-

schul-LehrerInnen. In Verbin-
dung mit der Gerüchteküche 
mindert das – zusätzlich zu 
den hohen Lebenshaltungs-
kosten – die Attraktivität des 
Standorts Frankfurt für För-
derschul-LehrerInnen. Di-
es ist insbesondere angesichts 
des andauernden Mangels an 
Nachwuchs ein Problem. 

■ Die Einführung der Modell-
region Inklusion beinhal-
tet einen Vertrag der Stadt 
mit dem Land Hessen, wo-
nach der Bestand an Lehre-
rInnen gleich bleibt. Ange-
sichts steigender Schülerzah-
len in Frankfurt führt dies zu 
Kapazitätsengpässen und da-
mit zu einer Verschlechterung 
des Schulangebots für Frank-
furter Kinder.

■ Die in den Förderschulen be-
treuten Kinder sind sehr un-

terschiedlich, so dass es im-
mer wieder Kinder gibt, die 
mehr Förderung und Betreu-
ung benötigen als in einer in-
klusiven Regelschule angebo-
ten werden kann. Es ist eine 
Verschlechterung der Lebens-
perspektive für diese Kinder 
zu befürchten.

Für weitere Fragen steht 
Ihnen unser Vorsitzender des 
Förderschulausschusses, 
Oliver Gernand unter
0176-84645548 sehr gerne 
zur Verfügung.

PM des STEB FFM zur 
Planung und Durchführung 
der Modellregion Frankfurt 
vom 21. 11. 2013, 
Alix Puhl, 
Pressesprecherin

Mehr 
Transparenz ...

Wir suchen für den Bereich Pädagogische Grundsatzplanung zum 
nächstmöglichen Zeitpunkt eine/n Büroangestellte/n, EGr. 11 TVöD / 
VergGr. IVa/III BAT, zur Koordinierung der inklusiven Schulentwick-
lung in der Pilotregion-Süd
Tätigkeit: Konzeptionelle und Grundsatzarbeit: Aufbau, Begleitung und 
Unterstützung des Inklusionsnetzwerks (Verbundsystem) in der Pi-
lotregion-Süd in Absprache mit der amtsübergreifenden Steuerungs-
gruppe Pilotregion-Süd. Das Verbundsystem umfasst voraussichtlich 
drei bis vier Grundschulen, relevante Kitas und Horte sowie eine wei-
terführende Schule in den südlichen Stadtteilen Frankfurts. Samm-
lung und Dokumentation relevanter Informationen über die unterstüt-
zenden Hilfen/Stellen (Kostenträger und Leistungserbringer).
Information und Beratung der Eltern zur inklusiven Beschulung. Er-
mitteln und Initiieren von unterstützenden Angeboten für die Beteili-
gten des Verbundsystems: Fortbildungen, Pädagogische Tage, Kollegi-
ale Beratungen, Hospitationen.
Evaluation des Verbundsystems: 
■ Kontinuierliche Beobachtung und Refl exion der inklusiven Be-

schulung.
■ Identifi zieren und Benennen von Gelingensbedingungen der inklu-

siven Beschulung. 
■ Insgesamt den Prozess der inklusiven Beschulung stärken. 
■ Faktoren bzw. Kriterien aufzeigen und dokumentieren, wie das Ver-

bundsystem inklusiver Beschulung der Pilotregion in die Gesamtfl ä-
che der Frankfurter Schullandschaft übertragen werden kann.

Eintrittsdatum: zum nächstmöglichen Zeitpunkt

Anforderungen:  Abgeschlossene Hochschul-/Fachhochschulausbil-
dung im Bereich der Sozial- und Erziehungswissenschaften oder 
mit Fachhochschulabschluss im Bereich der Verwaltungswissen-
schaften, hohes Maß an Kommunikations-, Interaktions- und 
Koordinationsfähigkeit, Netzwerk- und /oder Mediationserfah-
rungen, Eigeninitiative, Selbstständiges Arbeiten, Fähigkeiten zur 
Konzept- und Strategieentwicklung, gute und sichere Ausdrucks-
weise in Sprache und Schrift, Kenntnisse im Bereich des Hess. 
Schulgesetzes sowie der SGB VIII, IX + XII.

Hinweise: Die Stelle ist zunächst auf ein Jahr befristet. Vorbehaltlich der 
Finanzierung ist eine Folgebeschäftigung um ein weiteres Jahr möglich.
Eine Bewerbung ist nur für externe Fachkräfte möglich. Mitarbeiter/ 
innen der Stadt Frankfurt am Main können sich nicht bewerben, da es 
sich um eine Stelle außerhalb des Stellenplans handelt. 

Für weitere Auskünfte steht Ihnen Herr Dr. Apel unter der Rufnum-
mer (069) 212-70394 bzw. elard.apel@stadt-frankfurt.de zur Verfü-
gung. Ihre aussagefähigen Bewerbungsunterlagen richten Sie bitte bis 
zum 10. 05. 2013 an den: 
Magistrat der Stadt Frankfurt am Main - 
Stadtschulamt - 40.S3 Pädagogische Grundsatzplanung, 
Seehofstraße 41, 60594 Frankfurt am Main

Befristet in die 
„Inklusion“– oder: 
Wie das grüne 
Bildungsdezernat 
die „Inklusion“ 
angeht

Stellenanzeige vom Schulamt / Wir suchen ...
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 „Wir gucken uns erst mal die Zahlen an. Wenn sich 
rausstellt, dass die Eltern ein Gymnasium wollen, wird es auch 
gebaut und es wird keine Schulformdebatte geführt!“ 

Bildungsdezernentin Sorge hat 
sich dadurch ausgezeichnet, dass 
sie in einem „Stakkato“ (ihr eige-
nes mehrfach verwandtes Wort) ei-
nen Schwall von vagen Absichten 
großen Ausmaßes zur Frankfurter 
Schulentwicklungsplanung (SEP) 
und zur „Inklusion“ vorgetragen 
wie z.B. dass die Arbeiten für den 
SEP ungeheuer breit sein werden, 
was wahrscheinlich zur Rechtferti-
gung dafür dient, dass er sehr, sehr 
lange auf sich warten lassen wird. 

„Es geht hier um mehr als ei-
ne aktuelle Auseinandersetzung um 
die Schulen, es geht darum, wie sol-
len die Schulen für morgen ausse-
hen!!!“ (Sorge)

Ganz revolutionär wird sein, 
dass der SEP S (alte Sonderschulen) 

Zur Politik im schwarz-grünen Römer: Bericht vom Bildungs- und Integrationsausschuss am 04. 11. 2013

und A (allgemeinbildende Schulen) 
zusammengelegt werden soll (ei-
gentlich eine Selbstverständlich-
keit). 

Im Stadtschulamt habe man 
nicht das Personal für einen so breit 
angelegten Plan, deshalb werde die 
Plan-Erstellung ausgeschrieben.

Während Sorge also keinen 
Schulentwicklungsplan in Reich-
weite hat, kündigt sie dennoch 
schon eine Vielzahl von schulent-
wicklungspolitischen Einzelmaß-
nahmen an: Die Modellregion 
„Inklusion“, (neben der Pilotregi-
on „Inklusion“, die erst mal zum 
Kennenlernen der Einrichtungen 
diene), die Schließung zweier För-
derschulen, die Veränderung von 
BFZs, vermutlich ein neues Gym-
nasium, neue Grundschulen … 

Es ist Frau Sorge anscheinend 
nicht klar, dass die Gründung neuer 
Schulen (z.B: Valentin-Senger-Schu-
le) ihre Grundlage in Teilfortschrei-
bungen eines SEP und diese wiede-
rum ihre Grundlage in einem gül-
tigen SEP haben müssen, der aber 
nicht mehr gegeben ist, weil er nicht 
rechtzeitig fortgeschrieben wurde. 
(Wer sich die Vorlagen zur Teilfort-
schreibung für die Valentin-Senger-
Schule ansieht, M 82, NR652, u.a. 
– im PARLIS-System der Stadt FFM 
für jede(n) möglich –, wird kaum 
zu einem anderen Schluss kommen 
können). 

Wir müssen also wohl von ei-
ner Überforderung des Dezernats/
der Dezernentin ausgehen. Inso-
fern war die ursprüngliche Ent-

scheidung von OB Feldmann, ihr 
Dezernat zu verkleinern, nachvoll-
ziehbar.

Es steht allerdings zu befürch-
ten – aufgrund der Reaktion bzw. 
Nichtreaktion der meisten Stadt-
verordneten – dass die Unkennt-
nis auch bei den anderen Bildungs-
politikerInnen verbreitet ist. Sonst 
würden sie vermutlich fordernder 
aufgetreten sein. 

In Bezug auf „Inklusion“ hat 
Frau Sorge wahrscheinlich „Pi-
lotregion“ und „Modellregion“ 
durcheinandergebracht. Sie hat-
te nämlich die „Pilotregion“ als 
„unser Frankfurter Modell“, unse-
ren „Frankfurter Weg“ bezeichnet 
hat (nicht zu verwechseln mit dem 
gleichnamigen Papier der AG der 

DGB Region Frankfurt: Gallus 
braucht endlich ein Oberstufen-
gymnasium 

Harald Fiedler, Vorsitzender des 
DGB Stadtverbandes Frankfurt 
am Main, fordert von der Politik 
in Frankfurter nach jahrzehnte-
langer Hinhaltetaktik endlich ein 
Oberstufengymnasium im Gallus 
einzurichten. 

Politikerinnen und Politiker
 der Stadt können nicht immer 
wieder fordern, dass insbeson-
dere Menschen mit Migrations-
hintergrund sich stärker in unsere
Gesellschaft integrieren müssen, 
ihnen aber andererseits gleiche 
Bildungsangebote und -möglich-
keiten z.B. um ein Abitur zu 
erreichen wohnortnah vorent-
halten. Die Jugendlichen, die 
zwischen Höchst und dem West-
end leben, müssen gleiche Bil-
dungschancen erhalten, wie jun-
ge Menschen z.B. im Frankfurter
Norden. Verwerfl ich wäre, so 

Fiedler, wenn die Politik ihre 
Entscheidung davon abhängig 
macht, wo sich ihr Wählerpo-
tential befi ndet und das nicht 
vorhandene Kommunalrecht 
für unsere ausländischen Mit-
bürgerInnen dabei eine Rolle 
spielt. Wer gleiche Lebensver-
hältnisse in einer Stadt in Sonn-
tagsreden immer wieder pro-
pagiert, so Fiedler, der muss 
dies auch in praktisches Han-
deln umsetzen. Bei dem längst 
überfälligen Schulentwicklungs-
plan hat die Schuldezernentin 
Sarah Sorge, die Chance ent-
sprechend Zeichen zu setzen. 
Unterstützung sollte dies nicht 
zuletzt von Integrationsdezer-
nentin Eskandari bekommen.

Pressemitteilung 
08.11.2013 

DGB-Region Frankfurt: Den Still-
stand beenden – Schulentwicklungsplan 
öffentlich diskutieren 

Die Schulentwicklungsplanung 
soll in Frankfurt breit diskutiert
werden – so kündigte es Bildungs-
dezernentin Sarah Sorge an.

Der DGB und seine Mitglieds-
gewerkschaft GEW ist nicht be-
teiligt! „Die Fortschreibung der 
Schulentwicklungsplanung ist 
dringend notwendig“, so Britta 
Brandau, Vorsitzenden der DGB 
Frauen in Frankfurt „Der GEW-
Bezirksverband im DGB forderte 
bereits im Februar 2013, dass der 
Stillstand bei den Schulentwick-
lungsplänen schnellstens beendet 
werden müsse.“

Besonders der Schulentwick-
lungsplan S (für Sonder- bzw. 
Förderschulen) hätte spätestens 
mit Unterzeichnung der UN-Be-
hindertenkonvention im Jahr 
2011 überarbeitet und mit den 
Schulentwicklungsplänen für all-
gemeinbildende und berufl iche 
Schulen (SEP A und SEP B) zu-
sammengeführt werden müssen – 
gleichgültig, wie man zu der 
„Inklusionspolitik“ der Landes-
regierung steht. Diesen letzten 
Aspekt teilt offensichtlich auch 
Frau Sorge, die diesen Aspekt in 
die Diskussion mit der Bemer-
kung um die Schulentwicklungs-
planung einbauen möchte. „Die 
Inklusion stehe nicht zur Debat-
te, aber der Weg dahin ist offen“, 
wird sie in der Presse zitiert.

„Wir verstehen aber über-
haupt nicht mehr, warum Sorge 
vor Beginn dieses Diskussions-
prozesses bereits Fakten mit
Installierung der sogenannten
„Pilotregion Inklusion“ im 
Frankfurter Süden schaffen will“. 
Im Bereich des Frankfurter Sü-
dens soll an drei Grundschulen 
und mindestens einer weiterfüh-
renden Schule die sog. „Pilot-
region Süd“ entwickelt werden. 
Sorge legte dar, dass im Zuge 
dieser Entwicklung zwei För-
derschulen geschlossen werden 
müssten. Welche Schulen dies 
sein sollen, soll am 4. November 
– der nächsten Sitzung des Bil-
dungsausschusses bekannt gege-
ben werden.

„Wir empfi nden es nach wie 
vor als Skandal, dass die Betrof-

fenen – und das sind auch die 
Lehrerinnen und Lehrer – nicht 
an den kommunalen Diskussi-
onen über die Entwicklung der 
Inklusion in Frankfurt beteiligt
werden“, empört sich Britta 
Brandau von den DGB-Frauen
in Frankfurt. So weigert sich 
Sorge zum Beispiel, die Interes-
senvertretung der LehrerInnen, 
den Gesamtpersonalrat, an den 
inhaltlichen Diskussionen der 
Beratungskommission zur Ent-
wicklung der Inklusion in der 
Stadt Frankfurt insgesamt und 
der Steuerungsgruppe der Pilot-
region Süd im Besonderen zu
beteiligen.

„Dass sie ohne jegliche Dis-
kussion und Beteiligung der Be-
troffenen zwei Förderschulen 
schließen will, ist nicht hinnehm-
bar“, bewertet Brandau diesen 
Prozess. „Wir befürchten außer-
dem, dass die „Pilotregion Süd“ 
zu Lasten der Inklusion an den 
anderen Schulen, die nicht daran 
teilnehmen, gehen wird!“. Schon 
jetzt können einige Grundschu-
len nicht mehr mit Förderschul-
lehrerInnenstellen ausgestattet 
werden, obwohl diesen für jedes 
Kind vier Stunden in der inklusi-
ven Beschulung und weiteren 
als „Vorbeugende Maßnahmen“ 
zugesagt worden sind.“

 „Wichtig wäre es, schritt-
weise einen Weg in eine Schule
für alle zu beschreiten, der die 
Qualitäten des Gemeinsamen Un-
terrichts sichert und darauf auf-
bauend einen sinnvollen Weg zur 
Inklusion einschlägt. Das geht 
aber nur unter der Beteiligung al-
ler betroffenen Gruppen!“, for-
dern die DGB-Frauen Frankfurt 
von der Bildungsdezernentin
Sorge. „Im „Hauruck-Verfahren 
geplante Schulschließungen und 
Installierungen von Pilotregionen 
helfen dabei nicht weiter“.

Nach der Umresortierung der 
Zuständigkeiten des Dezernates 
durch den OB müsste das jetzt 
möglich sein.

Britta Brandau, Vorsitzende 
der DGB Frauen Frankfurt, 

Pressemitteilung 17.10.2013

Protest der ElisabethenschülerInnen vor dem Römer, Foto: Ina Maria Simon (Elisabethenschule)

BerufschulleiterInnen), wo drei 
Grundschulen und eine weiter-
führende Schule „sich vernetzen, 
kennenlernen, strukturelle Dinge 
klären sollen wie den Einsatz von 
Integrationshelfern“. Mit dieser 
‚Pilotregion‘ will sich Sorge beim 
Land als „Landesmodell“ bewer-
ben. Die Mittel dafür (die Lehrkräf-
te) kämen durch die Schließung von 
Förderschulen zustande. Das seien 
halt „die Parameter des Landes“. 
„Daran müssen wir uns halten“, 
die könnten sich aber auch ändern, 
man wisse ja nicht. Man wolle auch 
keine Ängste schüren. 

Was viele nicht wussten, dass 
am gleichen Tag zuvor die För-
derschulleiter darüber informiert 
worden waren, dass 2 Förderschu-
len geschlossen werden sollen und 
zwar die Bürgermeister-Grimm-
Schule und die Karl-Oppermann-
Schule – den genauen Zeitpunkt 
wisse man noch nicht!!!).  

„Wer Inklusion will, dem muss 
klar sein, dass wir dann keine För-
derschulen mehr haben werden. 
Die Schließung ist nichts Schlim-
mes, sondern logische Konsequenz 
(...). Ich fordere zum Dialog auf 
(…) Wir stehen in enger Abstim-
mung mit dem Staatlichen Schu-
lamt und mit den Förderschulen 
(…)“, so Frau Sorge weiter. Die 
Orientierung sei 2015/16. Auf 
die Nachfrage bzw. Bemerkung 
der SPD-Stadtverordneten Weber, 
dass Unruhe bei den Schulen ver-
ständlich sei, wenn diese geschlos-
sen werden sollen, ohne dass ein 

Konzept vorliege und was die Be-
werbung als „Modellregion“ denn 
bringe, wird nur mit den bereits ge-
nannten Floskeln „beantwortet“.

Schulsanierung –
ein Plan ist nicht in Sicht
Was die Sanierung von Schulen 
angeht, so sieht Frau Sorge es nicht 
so, „dass die Schulen am Darben 
sind.“ 

Es wird einen „Aktionsplan 
Schulbau“ geben zur Sanierung. 
Man sei innerstädtisch in Verhand-
lungen, es werde mehr geben als 
nur etwas für „die Eli“. „Aber es 
kann nicht ALLES in 2014 begon-
nen werden!“ (Schade, viele hatten 
auf das Wunder gehofft, dass 2014 
ALLE Schulen saniert würden) 

„Es wird das getan, was abso-
lut notwendig ist.“ Schon ab 2014 
werde die Elisabethenschule auf je-
den Fall saniert.  Die Ludwig-We-
ber-Schule bekomme 2014 „min-
destens die  Auslagerung und ge-
sagt, wie‘s weitergeht“.  Als die 
SPD-Stadtverordnete Weber dar-
auf hinweist, dass nach 10 Jahren 
und den jüngsten Protesten sich an 
der Elisabethenschule endlich was 
tue, ruft Frau Sorge vor sich hin: 
„Quatsch!!!“ Mike Josef von der 
SPD kritisiert, dass die Gelder aus 
dem „Glaser-Fonds“ allein für die 
Elisabethenschule genommen wor-
den seien (42 Millionen Euro). Es 
gebe aber mindestens 4 Schulen mit 
ähnlicher Größenordnung, ohne 
dass gesagt werde, wie dies fi nan-
ziert werden solle.

Im Übrigen gab es noch einen 
Antrag von ELF-Piraten, dass „das 
neue Gymnasium“ in bisher mit 
Gymnasien unterversorgten Stadt-
teilen angesiedelt werden solle.

Die SPD wollte sich gar nicht 
auf ein neues Gymnasium fest-
legen, höchsten eine gymnasiale 
Oberstufe…

Frau Sorge: „Wir gucken uns 
erst mal die Zahlen an. Wenn sich 
rausstellt, dass die Eltern ein Gym-
nasium wollen, wird es auch ge-
baut und es wird keine Schulform-
debatte geführt!“ Basta, möchte 
man hinzufügen.

Das sollten wir nicht so durch-
gehen lassen!

Ingeborg Ulrich
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Anlässlich der Etatberatungen zum 
Haushalt 2014 liegen allein Ein-
zelanträge zur Sanierung von 17 
Schulen von Parteien, meist aber 
Ortsbeiräten vor, die die Notlage 
dort kennen. 

Generell wird die Sanierung 
von Toiletten an vielen Schulen 
gefordert. 

Teilweise sind die Sanierungs-
planungen schon weit vorange-
schritten, aber trotzdem wird die 
Umsetzung von einem Jahr ins an-
dere geschoben.

Klar ist: Die Mittel reichen hin-
ten und vorne nicht. Weil man ja 
lieber die Gewinne von Banken und 
anderen Großkonzernen subven-
tioniert.  

Zum wiederholten Mal wird 
eine Sanierungsliste gefordert (u.a. 
vom Ortsbeirat 6). Dabei stellen die 
eingereichten Etatanträge ja bereits 
eine solche dar.

Weitere angemeldete (aber 
wahrscheinlich wieder nicht be-
rücksichtigte)Bedarfe gibt es bei 
der Ganztagsbetreuung und beim 
Schulmittagessen. 

Deshalb gibt es zahlreiche An-
träge, die Bau- und vor allem Sa-
nierungsmittel erheblich aufzu-
stocken, z.B. der Etatantrag des 
Ortsbeirats 6 (Aufstockung der In-
vestitionsmittel auf 180 Mio. Eu-
ro, wie mal von der Stadträtin öf-
fentlich gefordert.

Die SPD macht den Vorschlag, 
wenigstens die Aufstockung der 
Bauunterhaltung von 20 auf 30 
Mio. locker zu machen und sie mit 

Städtisch tolerierte Trostlosigkeit: „Aufenthaltsraum“ an der Klingerschule

Bildungs- und Integrationsausschuss 
02. 12. 2013: Nichts wird entwickelt! 
Schwarz-Grün hält das Geld zurück!

Die Vertreter der GEW richteten 
– zum wiederholten Mal – an die 
Schuldezernentin und die sie stüt-
zenden Stadtverordneten aus CDU 
und Grünen die Kritik:

Schulentwicklungsplanung 
und Modellregion sind im Grunde 
ineinander verzahnte, nicht vonei-
nander trennbare Vorgänge. Schul-
entwicklungsplanung setzt die Be-
teiligung aller mittelbar und unmit-
telbar Betroffenen voraus, um zu 
einem gemeinsamen, trag- und zu-
kunftsfähigen Ergebnis zu gelangen 
und dies dann gemeinsam umset-
zen zu können.

Bei der Modellregion wird 
komplett anders vorgegangen. Be-
vor die konkrete Zielrichtung (Ge-
staltung und Umsetzung der Inklu-
sion an Frankfurter Schulen) mit 
den Betroffenen diskutiert und ent-
wickelt wird, werden schon kon-
krete Maßnahmen geplant (Teil-
schließung oder Umwandlung von 
Schulen – namentlich geht es um 
die Karl-Oppermann-Schule, die 
Bürgermeister-Grimm-Schule und 
die Kasinoschule). Dies wurde den 
Schulleitern und Kollegien einfach 
mitgeteilt – ohne irgendeine kon-
krete Perspektive aufzuzeigen. So 

Der Ausschuss für Bildung und In-
tegration der Stadt Frankfurt hat 
mit den Stimmen der CDU, Grü-
nen und FDP den Antrag der SPD 
zur Etaterhöhung des Frankfur-
ter Stadtschülerrates von 6.800 auf 
8.800 Euro abgelehnt.

Der Stadtschulsprecher Frederik 
Michalke bedauert, dass der Bil-
dungsdezernentin und den Re-
gierungsfraktionen im Römer die 
Schülerinnen und Schüler pro Kopf 
keine 3 Cent mehr wert sind.

Mit den zusätzlichen Geldern 
war geplant, einen großen Frankfur-
ter Schülerkongress zu veranstalten, 
ein zusätzliches SV-Einsteigersemi-
nar zu organisieren und die SV-Struk-
turen in den über 150 Frankfurter 
Schulen zu unterstützen.

Dass man sich nicht interfrak-
tionell bei solch einem moderaten 
Anliegen für die Frankfurter Schü-
ler einigen kann, enttäuscht den 
Stadtschülerrat.

Man sollte Bildungspolitiker 
an ihren Taten messen, wenn es 
dann um 3 Cent mehr pro Frank-

Sanierungsdefi zite: Die Vielzahl der Etatanträge zeigt lediglich die Spitze des Eisbergs

einer Anhebung des Gewerbesteu-
erhebesatzes um 10 Punkte zu fi -
nanzieren.

Bis auf magere Anträge der 
Koalition aus CDU und Grünen 
werden wohl alle übrigen Anträ-
ge nur noch als Futter für Proteste 
taugen…

Zur Erinnerung: Seit 2007 ha-
ben CDU und Grüne auf über eine 
halbe Milliarde Euro verzichtet – 
durch ihre Senkung des Gewerbe-
steuerhebesatzes von 490 auf 460 
Punkte. Wie lange wollen CDU und 
Grüne diese Gewinnsubventionie-
rung noch treiben???? Was sagt ei-
gentlich die grüne Basis?

Zum Schulentwicklungsplan 
und zur Inklusion:
Die FDP fragt zu Recht, warum das 
Dezernat für die Fortschreibung des 
Schulentwicklungsplans eine Bera-
terfi rma einschalten will, wo doch 
der Einbezug aller von Schulent-
wicklung Tangierten, also größt-
mögliche Transparenz jede Menge 
Informationen bringen kann. 

Die Linke mahnt zum wieder-
holten Mal die Einplanung der Mit-
tel zur Umsetzung der Inklusion an 
den Frankfurter Bildungseinrich-
tungen an.

Und die Berichte zur Integrati-
on/Inklusion in der Stadt sind das 
Papier nicht wert. Viel mehr als ei-
ne „ämter- und dezernatsübergrei-
fende Steuerungsgruppe“ hat man 
noch nicht zustande gebracht! 

GEW AG SEP

„Vorübergehende Befi ndlichkeiten …“
Pressekonferenz der Frankfurter GEW am 12. 12. 2013 zum Thema: 
,Modellregion – Viele Fragen, keine Antworten?‘ geplant

Keine 3 Cent mehr für Frankfurter Schüler

demotiviert man Akteure anstatt 
sie mitzunehmen und zu beteiligen. 

Auch andere Gründe sprechen 
gegen die Einrichtung einer Mo-
dellregion, z.B. die Deckelung von 
Lehrerstellen bei steigenden Schü-
lerzahlen in der Stadt Frankfurt.  

Die GEW richtete – ebenfalls 
wiederholt – folgende Fragen an 
die Dezernentin:
– Ist es nicht sinnvoll, Vorerfah-

rungen einzubeziehen und da-
für auch erst einmal zu erfassen? 
(aus dem „Gemeinsamen Unter-
richt“, der „Pilotregion“, …)

– Welchen Sinn hat diese Art der 
Vorgehensweise? 

– Warum integriert man die Vo-
rüberlegungen, ob und mit wel-
chem konkreten Ziel man eine 
Modellregion gründen möchte, 
nicht in die Schulentwicklungs-
planung und erhält dadurch die 
Chance, einen auf die Frankfur-
ter Situation bezogene, von vie-
len getragenen Entwicklungspro-
zess gestalten zu können?

Keine unserer Fragen wurde von 
Frau Sorge beantwortet. 

Neben vielen bereits bekannten 
Allgemeinplätzen wurden, was uns 

besonders empört, Befürchtungen 
und die ungewisse Situation, in der 
sich zur Zeit viele Förderschulkolle-
gInnen befi nden, als vorübergehende 
Befi ndlichkeiten eingestuft. Das kann 
man wohl Arroganz nennen.

Wir fragen uns, warum auch 
in diesem Bildungsausschuss Frau 
Sorge keine konkreten Maßnah-
men benannte, obwohl den Schul-
leitungen und Kollegien der oben 
genannten Schulen diese bereits 
vom Staatlichen Schulamt so mit-
geteilt wurden.
Offensichtlich wird hier bereits hin-
ter den Kulissen eifrig gehandelt, 
während man in der Öffentlichkeit 
beschwichtigt und das ganze herun-
terspielt. So kann aus unserer Sicht 
aber weder Schulentwicklungspla-
nung noch eine Modellregion funk-
tionieren und gelingen.

Uns ist neben den planerischen 
Fragen aber auch die Situation an 
den Schulen und die Auswirkungen 
des oben beschriebenen Handelns 
wichtig, weshalb wir zu einer Pres-
sekonferenz einladen und dort auch 
die Personalräte  der drei genannten 
Schulen über die Situation an ihren 
Schulen berichten werden.

Sebastian Guttmann

Studienseminar verhindert 
Vorstellung der GEW bei den neu eingestellten LiVs
Seit Jahren ist es üblich, dass sich 
die GEW (und, soweit vorhanden 
bzw. interessiert, auch andere Ver-
bände) bei den neu eingestellten 
LiVs (ReferendarInnen) im Studi-
enseminar im Verlauf einer Semi-
narveranstaltung vorstellen. Wir 
halten es für besonders wichtig, 
dass gerade den neuen KollegInnen 
zu Beginn ihrer berufl ichen Lauf-
bahn die Notwendigkeit einer ge-
werkschaftlichen Interessenvertre-
tung nahe gebracht wird, sie über 
grundlegende Aspekte der GEW-
Politik sowie auch über Ansprech-
partnerInnen der GEW, über Mög-
lichkeiten, wie LiVs auch von der 

furter Schüler geht, wird die Dis-
krepanz zwischen Anspruch und 
Wirklichkeit offensichtlich.

Dieses Beispiel ist ein Lehrstück 
dafür, dass Politikverdrossenheit 
unter Jugendlichen gefördert wer-
den kann, so Frederik Michalke.

Der Stadtschülerrat vertritt 
die Schülerinnen und Schüler der 
weiterführenden und berufl ichen 
Schulen.

Das sind über 60.000 Schü-
lerinnen und Schüler. Dies ergä-

Das Engagement des Stadtschülerrats 
unterstützen
Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Frankfurt möge 
beschließen:
Der Etat des Stadtschülerrats Frankfurt wird angehoben von 
6.800 Euro, um 2.000 Euro, auf 8.800 Euro

Begründung:
Schülervertretungen sind für Schülerinnen und Schüler der
erste Weg, sich sozial zu engagieren und an den Schulen mit-
zubestimmen. Der Stadtschülerrat Frankfurt ist die stadt-
weite Interessenvertretung der ca. 91.000 Schüler der allge-
meinbildenden und berufl ichen Schulen in Frankfurt. Die 
Aufgabe des SSR ist es, den Schulen beim Aufbau und Aus-
bau ihrer schulinternen Vertretungen zu helfen, Einsteiger-
seminare zur Arbeit in den SVs zu organisieren, einen thema-
tischen Frankfurter Schülerkongress zu veranstalten und die 
Schüler bildungspolitisch aufzuklären. Um die organisato-
rische Arbeit bewältigen zu können, beschäftigt der SSR außer-
dem einen nebenamtlichen Geschäftsführer, dessen Vergütung 
sich auf 200 Euro pro Monat beläuft.

Das Budget des Stadtschülerrats wurde in den letzten Jahren 
um fast 50% gekürzt. Dadurch können über die genannten 
Aktivitäten hinaus keine weiteren Veranstaltungen mehr orga-
nisiert werden. Es sollte jedoch dem Stadtschülerrat Frankfurt 
möglich sein, weitere Projekte zu realisieren, um wieder einen 
größeren Teil der Frankfurter Schülerschaft zu erreichen. Da-
für ist eine maßvolle Erhöhung des Etats für den Stadtschüler-
rat dringend notwendig. In den Schülervertretungen wird der 
Grundstein für späteres gesellschaftliches Engagement gelegt, 
was mit einem vergleichsweise geringen Budget stärker geför-
dert werden sollte.

Antragsteller: SPD

GEW unterstützt werden können, 
informiert und auch zu eigener ak-
tiver Mitarbeit in der Interessen-
vertretung motiviert werden. So ist 
auch immer die Junge GEW bei die-
sen Vorstellungsterminen beteiligt.

Zu dem letzten Einstellungs-
termin (01. 11. 13) wurde dies am 
Studienseminar GHRF (Grund-, 
Haupt-, Real- und Förderschulen) 
Frankfurt der GEW jedoch verwei-
gert, obwohl wir schon öfter nach-
gefragt haben. Als Begründung 
wurden organisatorische Zwänge 
genannt.

Die GEW Frankfurt kann dies 
jedoch nicht akzeptieren und prote-

be bei einer Aufstockung des jet-
zigen Etats um 2000 Euro 3 Cent 
mehr, also 14 Cent statt 11 Cent 
pro Kopf.

Pressemitteilung des Stadt-
schülerInnenrats Frankfurt vom 

02. 12. 2013 

stiert entschieden gegen diese erst-
malige Verweigerung. Das Seminar 
ist unserer Ansicht nach verpfl ich-
tet, auch die Aspekte der beruf-
lichen Interessenvertretung ange-
messen in die Ausbildung zu inte-
grieren, wozu eindeutig auch die 
Vorstellung der größten Organisa-
tion, in der LehrerInnen organisiert 
sind, nämlich der GEW, gehört. Wir 
fordern, dass uns, der GEW Frank-
furt, umgehend die Möglichkeit ge-
geben wird, uns im Rahmen einer 
Seminarveranstaltung auch den neu 
eingestellten LiVs des Studiensemi-
nars GHRF vorzustellen.
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Zwangsversetzungen von 
Förderschullehrkräften 
Seit diesem Schuljahr versucht das 
Staatliche Schulamt Frankfurt, da-
mit zu beginnen, Förderschullehr-
kräfte, die ihre Stammdienststelle 
an einer Förderschule haben, auch 
gegen ihren Willen an Förderschu-
len zu versetzen. Wir lehnen diese 
Maßnahmen, die gegen das Inte-
resse der Kollegen gehen, ab. Sie 
verhindern auch eine echte inklu-
sive Schulentwicklung (Förder-
schullehrkräfte müssen gleichbe-
rechtigter Teil des Kollegiums und 
vor Ort sein)! 

Im März schickte das Staatli-
che Schulamt eine Verfügung an 
die Schulleitungen der betroffenen 
Schulen, ohne den Gesamtperso-
nalrat zu beteiligen. Neben den in-
haltlichen Aspekten war hier vor 
allem auch die extrem eng gesetz-
te Frist (Verfügung kam kurz vor 
den Osterferien, eine Woche nach 
den Osterferien sollten die Schul-
leitungen Namen von zu verset-
zenden Förderschullehrkräften 
melden) eine Zumutung. Das Staat-
liche Schulamt vertrat die Auffas-
sung, dass die Verfügung keiner 
Beteiligung unterliege, da sie nur 
selbstverständliche Abläufe regele. 
Daraufhin leiteten wir beim Ver-
waltungsgericht ein Beschlussver-
fahren auf ein Beteiligungsrecht bei 
der Verfügung ein. 

In der mündlichen Anhörung 
teilte der zuständige Richter unse-
re Auffassung, weshalb das Schul-
amt eine Beteiligung einräumte, die 
Verfügung zurückzog und uns einen 
neuen Entwurf zur Beteiligung vor-
legte. Trotz einiger Verbesserungen, 
die wir in der Erörterung mit dem 
Schulamt  erreichen konnten, 
stimmten wir der Verfügung nicht 
zu. Dies hat zwar keine aufschie-
bende Wirkung, ist aber dennoch 
ein Signal, dass wir weiterhin alle 
betroffenen Kollegen bestmöglich 
unterstützen werden. Wir sehen es 
als Erfolg, dass bisher keine Verset-
zung gegen den Willen der  Betrof-
fenen durchgesetzt werden konnte.

Großes Schulbudget – 
Selbstständige Schule
An einigen Frankfurter Schulen 
wird über die Beantragung des 
„Großen Schulbudgets“ und somit 
über die Einführung der „Selbst-
ständigen Schule“ diskutiert (denn 
beides gehört zusammen und wird 
auch zusammen beschlossen!). Als 
neues Argument wurde von Befür-
wortern dieses Schrittes (zumeist 
Schulleitungen) ins Spiel gebracht, 
man habe vom Staatlichen Schul-
amt gehört, dass man das „Große 
Schulbudget“ jedes Jahr auch wie-
der zurückgeben könne und dann 
wieder alles beim Alten sei. Dies 
verwunderte uns sehr, da uns die 
dafür notwendigen Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften nicht be-
kannt waren und auch im Schul-
gesetz §127 nichts über eine Rück-
trittsmöglichkeit von der  Selbst-
ständigkeit steht. Auf unsere 
Nachfrage in der Gemeinsamen 
Sitzung war auch die Antwort des 
Schulamtes sehr interessant. 

Man habe diese Auskunft ge-
geben. Man glaube, dass das doch 
irgendwie gehen müsse. Man kenne 
allerdings keine schriftlichen Ver-
fahrensregelungen und auch keine 
praktischen Beispiele dafür. Da es 
aber beim „Kleinen Schulbudget“ 
auch gehe (hier gibt es allerdings 
Verfahrensregeln), müsse es beim 
„Großen Schulbudget“ doch auch 
gehen. Die mit dem „Großen Schul-
budget“ verbundene Selbständig-
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Nachrichten ...

Name

Bär, Meike
Dunkel-Volknandt, Martina
Friedrich, Sabine
Glock, Claudia
Guttmann, Sebastian
Hildebrand, Ulrich
Hirn, Hanne
Koch, Rainer
Olbrich, Ernst
Treffert, Christiane
Ulrich, Ingeborg
Umbach, Waltraud
Wiedwald, Maike
Zorko, Henrich

Typ

GOS
GrS
Fö
R
GrS+
R
BS
IGS
BS
IGS
KGS
GrS
IGS
IGS

Schule

FR-Dessauer Gym.
E-Huperdinck-Schule
Panoramaschule
Holbeinschule
Hostatoschule
L-v-Rothschild-Schule
Franz-Böhm-Schule
G-August-Zinn-Schule
Klingerschule
Ernst-Reuter-Schule II
Schule am Ried
Kirchnerschule
C-v-Weinberg-Schule
Ernst-Reuter-Schule II

Telefon

06192-309299
069-59791886
06171-4753
069-676908
06190-8879915
06101-497144
06171-508241
069-7891567
0641-98689602
069-766291
069-46308697
069-6667588
069-66076959
0172-7785855

e-Mail Adresse

MeikeBar@aol.com
TinaDV@gmx.de
bine-friedrich@t-online.de
claudiaglock@web.de
ps.guttmann@t-online.de
Hibrand@yahoo.de
brainmail@t-online.de
rainer.j.koch@t-online.de
Ernst.Olbrich@yahoo.com
c.treff@gmx.net
Ing.Ulrich@gmx.net
Waltraud.Umbach@t-online.de
m.wiedwald@t-online.de
zorko.ersii@t-online.de

GEW Beamte

Name

Kröger, Margret
Zeidlewitz, Albin

Typ

Fö
BS

Schule

Panoramaschule
Bethmannschule

Telefon

069-96230970
069-595248

e-Mail Adresse

Kroeger-Frankfurt@t-online.de
zeidlewitz@t-online.de

GEW Arbeitnehmer

Name

Weber, Katja
Wiedemann, Valentin
Menk, Alexandra
Gülegen, Enis

Typ

IGS
IGS
HR
H

Schule

Ernst-Reuter-Schule II
Ernst-Reuter-Schule II
Walter-Kolb-Schule
Sophienschule

Telefon

06196-653003
069-778956
06146-8492575
069-547434

e-Mail Adresse

webkmail@yahoo.de
valentin-wiedemann@gmx.de
a.menk@walter-kolb-schule.de
guelegen@googlemail.com

Nachrücker / Gewerkschaftsbeauftragte

Name

Wrede

Typ

SSA FFM

Schule

Engelbert

Telefon

069-38989-430
069-20326287

e-Mail Adresse

e.wrede@f.ssa.hessen.de

Schwerbehindertenvertreter
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keit sei doch gar keine große Sa-
che, das wirke sich doch gar nicht 
auf die Schulen aus. 

Zusammenfassend kann man 
diese Auskunft nur als weiteren 
Desinformationsversuch von Be-
fürwortern der Selbstständigen 
Schule werten, denn wenn man die 
Fakten und Gesetzeslage betrach-
tet, gibt es derzeit keine Möglich-
keit, durch Gremienbeschlüsse der 
Schule eine solche Entscheidung 
rückgängig zu machen.

Ludwig Weber-Schule
Völlig überraschend stell-

te sich heraus, dass es in Frank-
furt immer noch Schulen gibt, in 
denen Asbest und auch PCB ver-
baut sind. Nach den großen As-
bestsanierungen an vier Frankfur-
ter Gesamtschulen vor ca. 10 Jah-
ren war man davon ausgegangen, 
dass das größte Schadstoffproblem 
beseitigt sei. Und was es auch ver-
gleichbar macht: auch dieses Mal 
wurde anfangs nicht mit offenen 
Karten gespielt; es dauerte lange, 
bis der Schulleiterin das Gutach-
ten über die in den verschiedenen 
Bauteilen der Schule vorhandenen 
Schadstoffe zur Verfügung gestellt 
wurde. Überraschend ist schon, 
dass schwach gebundene Asbest-
produkte auch nach so langer Zeit 
nicht in die Dringlichkeitsstufe I 
eingeteilt wurden. Schadstoffmes-
sungen werden anscheinend immer 
noch, so weit uns bekannt, nicht 
bei laufendem Unterrichtsbetrieb 
vorgenommen.

Letzten Donnerstag fand in der 
Schule ein Treffen mit der Bildungs-
dezernentin Sorge und besorgten El-
tern und Angehörigen der Schulge-
meinde statt. Hier sollten Fragen 
zum Gutachten beantwortet wer-
den und der Schule wohl mitgeteilt 
werden, wie es denn nun weitergeht.

Wir werden die Schule im Ar-
beitsschutzausschuss und mit un-
serem Fachwissen über Asbestsa-
nierungen unterstützen. Die For-
derung für Schulen und andere 
Bildungseinrichtungen muss hei-
ßen: Entfernung aller schadstoff-
haltigen Bauteile aus der Schule 
und, falls dies nicht möglich oder 
rentabel ist, die zeitnahe Planung 
eines Neubaus. In der Zwischen-
zeit müssen Schülerinnen und Schü-
lern und Kolleginnen und Kolle-
gen schadstofffreie Ersatzräume 
zur Verfügung gestellt werden.

Ein bitterer Beigeschmack 
bleibt auf jeden Fall: Vor ca. 15 Jah-
ren wurden angeblich alle Frank-
furter Schulen bezüglich Asbest und 
PCB untersucht und Gutachten da-
rüber erstellt. Wo ist das Gutachten 
der Ludwig Weber-Schule von da-
mals und fanden in der Zwischen-
zeit, falls man damals schon asbest-
haltige Bauteile entdeckt hat, die 
vorgeschriebenen Begehungen und 
Begutachtungen der asbesthaltigen 
Bauteile statt?

Überlastungsanzeigen
Die von Lehrkräften an das Staat-
liche Schulamt gerichteten Über-
lastungsanzeigen seien nur im 
Rahmen der Verordnung über die 
Pfl ichtstunden der Lehrkräfte zu 
bearbeiten. „Entlastungsstunden“ 
seien daher nur über die Anrech-
nung dienstlicher Tätigkeiten oder 
die dort genannten Pfl ichtstunde-
nermäßigungen möglich. Dieses 
war zumindest die Antwort der 
Dienststelle auf unsere Nachfra-
ge, was sie an der Paul-Hinde-
mith-Schule bezüglich der Überla-
stungsanzeige unternommen hät-
ten. Zwischenzeitlich gab es auch 
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Nachrichten aus dem Hauptpersonalrat 

Christoph Baumann
Paul-Hindemith-Schule 

(21245355)
Tel. 06192-43935

gew@baumannchristoph.de

Bettina Happ-Rohé
Klingerschule 
(212-44019)

mffn1990@aol.com

Neue Landesregierung nicht 
vor vollendete Tatsachen beim 
Landesschulamt stellen 
Nach dem Ausgang der Landtags-
wahl ist der HPRLL der Auffassung, 
dass das HKM weder die Präsiden-
tenstelle besetzen soll, noch eine Lie-
genschaft anmieten soll, bis eine 
neue Landesregierung über Perspek-
tiven des LSA entscheiden kann.

Dieses Ansinnen lehnt das 
HKM ab und beruft sich darauf, 
dass sie ein Gesetz umzusetzen ha-
be. Sie verweist auch darauf, dass 
alle beim VG Wiesbaden anhän-
gigen Personalverfahren vom LSA 
gewonnen wurden. Allerdings lie-
gen noch einige Beschwerden beim 
VGH Kassel vor. Der HPRLL so-
wie der HPR Verwaltung sehen 
es nicht als politisch verantwort-
liches Handeln an, in dieser Situa-
tion mit den Stellenbestzungen und 
Versetzungsverfahren vom HKM 
zum LSA fortzufahren, da immer-
hin drei der fünf im neuen Land-
tag vertretenen Parteien sich in ih-
ren Wahlprogrammen gegen die Er-
richtung des LSA in dieser Form 
ausgesprochen haben. 

Der HPRLL hat ein Schreiben 
mit der Forderung nach einem Mo-
ratorium an den Ministerpräsidenten 
schickt – mit Kopie an die Kultusmi-
nisterin und die Landtagsfraktionen.

Verordnung über die Aufsicht 
über Schülerinnen und Schüler 
In einer ersten Erörterung hat der 
HPRLL verdeutlicht, dass der 
VO-Entwurf einige positive An-
passungen an die Alltags- und Le-
bensrealität enthält, jedoch auch 
an einigen Stellen eine deutliche 
Ausweitung der Aufsichten und 
der Aufgaben der Lehrkräfte, oh-
ne dass deutlich wird, wo die Zeit 
dafür herkommen soll. Auch sind 
Regelungen enthalten, die an kaum 
einer Schule umsetzbar sind, bspw. 
dass Lehrkräfte möglichst nicht zur 
Aufsicht eingeteilt werden sollen, 
„unmittelbar bevor oder nach-
dem sie Unterricht erteilen“. Der 
HPRLL hat folgende Regelungen 
besonders kritisiert: die Verpfl ich-
tung zur Aufsichtsführung an al-
len Haltestellen des ÖPNVs, die 
der Schülerbeförderung dienen, 
die Verpfl ichtung zur Ausbildung 
als Ersthelferin oder Ersthelfer über 
den Personenkreis der Sportlehr-
kräfte hinaus für alle Personen, die 
naturwissenschaftlichen oder tech-
nischen Unterricht erteilen, die Re-
gelung, wonach die Lehrkraft als 
Letzte die Klasse nach dem Unter-
richt verlässt und als Letzte den 
Pausenhof nach der Aufsicht. 

Das HKM hat einige kleinere 
Anmerkungen aufgenommen und 
will die Kritikpunkte „mitnehmen“.

Einsatz von „Teach First 
Deutschland-Fellows“ 
Nach längerer Erörterung hat der 
HPRLL den Erlassentwurf und den 

Entwurf eines Mustervertrags zur 
Arbeitnehmerüberlassung abge-
lehnt. Er sieht für das vorgelegte 
Vorhaben keine Rechtsgrundlage, 
insbesondere auch keine Rechts-
grundlage zur Finanzierung von 
Fellows. Zudem haben Schullei-
terInnen rechtlich keine Befugnis, 
Verträge mit TeachFirst-Deutsch-
land (TFD) abzuschließen, zumal 
das HKM bzw. das Land Hessen 
auch im Falle einer Zahlungsun-
fähigkeit einer Schule nicht eintre-
ten wird, wie das HKM klarstellte. 
Weitere Ablehnungsgründe sind: 
– Die vorliegenden Verträge zwi-

schen TFD und den Fellows sind 
für Personalräte nicht zu akzep-
tieren. 

– Schulen brauchen zusätzliches 
Personal zur Unterstützung ih-
rer Unterrichts- und Erziehungs-
arbeit, aber keine „Fellows“ ohne 
die erforderliche Qualifi kation. 

– Der von TFD vorgelegte „Ein-
satzrahmen“ ist nicht zu akzep-
tieren, insbesondere das selbst-
ständige Arbeiten mit Schüle-
rinnen und Schülern. 

– Das Vertragsmuster zwischen 
TFD und Schule lässt Fragen 
offen. So wurde von Seiten des 
HKM immer wieder darauf hin-
gewiesen, dass ohne Zustim-
mung der GK der Einsatz von 
Fellows nicht möglich ist. Dem 
trägt der Mustervertrag nicht 
Rechnung. 

– Der HPRLL sieht in TFD ein 
Einfallstor zur Entprofessiona-
lisierung des Lehrerberufes, ein 
Geschäftsmodell mit ganz eige-
nen Interessen und das Ziel, ein 
Netzwerk für zukünftige Kar-
riereplanung aufzubauen und 
nichts, was der Ausbildung der 
Schülerinnen und Schüler dient. 

„Modellregionen Inklusive 
Bildung“ 
Der HPRLL hat die Erörterung ab-
geschlossen. Nun sind die GPRLL 
gefordert, auf die Probleme bei Ein-
richtung bzw. Umsetzung der Mo-
dellregionen zu bearbeiten und ih-
re Beteiligung einzufordern. Die 
Mitarbeit in einer Planungsgrup-
pe kann dabei nach Auffassung des 
HPRLL nicht die Personalratsbetei-
ligung ersetzen. 

„104 / 105%“-Zuweisung 
Die Unklarheiten bzgl. der Liste 
von Fragen und Antworten zur 
„104 / 105%“-Lehrerzuweisung 
im Internet (FAQ-Liste) konnten 
ausgeräumt werden. Die dort er-
wähnten verschiedenen Handrei-
chungen werden z.T. noch erar-
beitet. Es handelt sich z.B. um die 
„Handreichungen zum großen und 
kleinen Schulbudget“ (HGKS) oder 
die „Richtlinie für unterrichtsun-
terstützende sozialpädagogische 
Förderung“ (RUSF). Weiterhin er-
arbeitet das HKM noch eine Hand-
reichung zu Vertragsgestaltungen 

(bei Einstellungen) durch die Schu-
le. Es soll eine Übersicht geben, 
welche Verträge Schulen schlie-
ßen können je nach ihrem Status. 
Zudem wird geklärt, dass die Zu-
weisung für OloV im Zuweisungs-
erlass unter Anlage 19.8.1 extra 
ausgewiesen ist, während MINT, 
BILI und Schwerpunkt Musik mit 
den 104 / 105% verrechnet wer-
den. Die Stunden für die Schulko-
ordinatoren zur Umsetzung der Bil-
dungsstandards sind nun auch in 
den 104 / 105% enthalten. 

Programm der Führungs-
akademie 
Die Kritik des HPRLL, dass im 
Schulungsprogramm der Führungs-
akademie das HPVG und die Zu-
sammenarbeit mit dem Personalrat 
nicht vorkommen, ist offensicht-
lich angekommen. Für 2014 sind 
zwei eintägige Veranstaltungen, ei-
ne für die Region Nordhessen und 
eine für Südhessen, für Schulleiter 
und Stellvertreter vorgesehen. Die 
Konzeption sei bereits in groben 
Zügen vorhanden, eine Teilnahme 
des HPRLL zur Konzeption und 
Durchführung sei „angedacht“. 
Der HPRLL hält dies nicht für 
ausreichend und fordert auch eine 
Einbeziehung des HPVG in die An-
gebote für neue Funktionsstellen-
inhaber, was das HKM nicht aus-
geschlossen hat.

Erlass Lebensarbeitszeitkonto – 
Unterbrechung durch Krankheit
Der Erlassentwurf regelt, dass bei 
Vorliegen einer durch ärztliches At-
test nachgewiesenen Erkrankung 
von mindestens einer vollständigen 
Woche (Mo-Fr) bei vorzeitiger In-
anspruchnahme des Zeitgutha-
bens aus dem Lebensarbeitszeit-
konto der Kontingentabbau un-
terbrochen wird, ohne dass sich 
an dem ursprünglich genehmigten 
Gesamtzeitraum der vorzeitigen In-
anspruchnahme etwas ändert. Die 
entsprechenden Stunden aus dem 
Lebensarbeitszeitkonto verbleiben 
weiter im Kontingent. Der HPRLL 
hat den Erlassentwurf zur Kennt-
nis genommen.

Ergebnisse nach Prüfungen im 
Rahmen der Ausbildung 
Der HPRLL hat eine schriftliche 
Anfrage nach der Zahl der nicht be-
standenen Prüfungen zum 2. Staats-
examen gestellt sowie nach den Ge-
samtnoten und den Durchschnitts-
noten. Zudem möchte er wissen, 
wie viele Modulprüfungen absol-
viert wurden und wie viele davon 
nicht bestanden wurden, außerdem 
nach der Zahl der LiV, die ihre Aus-
bildung abgebrochen haben. 

Einstellung der Lehrkräfte 
im Vorbereitungsdienst zum 
01. 11. 2013
Aus der Sitzung der Konfl iktkom-
mission wurde berichtet, dass 

durch Absagen einiger Bewerbe-
rInnen nun alle im GHRF-Bereich 
ein Angebot erhalten. Da in diesem 
Bereich sogar noch Stellen freiblei-
ben, werden sie in den Gymnasi-
al-Bereich und in den berufl ichen 
Bereich verschoben. So können im 
berufl ichen Bereich noch über 60 
Nachrücker ein Angebot erhal-
ten, so dass die Zahl der LiV dort 
nicht ganz so gering ausfällt wie 
befürchtet. Wartelisten gibt es al-
so nur noch im Gymnasial-Bereich, 
allerdings sind diese immer noch 
sehr umfangreich, insbesondere 
was die Fächer Deutsch, Englisch, 
Geschichte, Powi und Sport angeht 
sowie neuerdings Ethik. 

Innenrevision 
Das HKM informierte, dass der 
hessische Rechnungshof vor allem 
den Verfahrensablauf der Innenre-
visionen bemängelt. Diese komme 
auch auf Schulen zu. Ein Punkt, 
der auch auf die Personalräte zu-
komme, seien die bei einer Innen-
revision aufgetretenen Unregelmä-
ßigkeiten, die Vorstufe zu weiteren 
Ermittlungsverfahren seien. All di-
es werde u. a. in der Geschäftsord-
nung geregelt. 

Der HPRLL sagte, dass er sich 
zunächst über die Bedingungen in-
formieren will, unter denen die In-
nenrevision durchgeführt wird. 

Das HKM merkte an, dass Son-
derprüfungen punktuell an Schulen 
stattfi nden werden. Diese würden 
dann nicht extra mit dem HPRLL 
verhandelt. 

Der HPRLL erwiderte, dass er 
aber vom HKM eine Erörterung im 
Rahmen der vertrauensvollen Zu-
sammenarbeit erwarte, wenn über-
greifende Dinge wie z. B. pädago-
gische Tage untersucht würden. 

Bevor der HPRLL sich weiter 
damit beschäftigt, muss geklärt 
werden, inwieweit eine entspre-
chende Rechtsgrundlage für den 
Schulbereich vorhanden ist. 

Abituraufgaben 
Das HKM teilte auf eine Anfrage 
des HPRLL mit, dass in der Kom-

Gespräche mit der Schulleitung der 
Paul-Hindemith-Schule. Ebenso 
werden die zuständige Schulpsy-
chologin und die koordinierende 
Fachberaterin für „Schule und Ge-
sundheit“ die Schule aufsuchen. 

G8/G9
An vielen Frankfurter Gymnasien 
gibt es Diskussionen über die Rück-
kehr zu G9. Nachdem die ersten 
Frankfurter Gymnasien zu Beginn 
dieses Schuljahres zu G9 zurück-

gekehrt sind, möchten weitere fol-
gen. Die hierfür nötigen Gremi-
enbeschlüsse gibt es an der Mu-
sterschule, der Helmholtzschule 
und der Leibnizschule. Jetzt ist die 
Stadt Frankfurt gefragt, denn eine 
Rückkehr ist nur möglich, wenn die 
Stadt dem zustimmt, weil sich ein 
Raumbedarf ergeben könnte, für 
deren Schaffung die Stadt zuständig 
ist. An der Musterschule sei dieses 
alles geklärt, an den beiden anderen 
noch nicht. Hier sind wir gespannt, 

ob die Bildungsdezernentin ihr Ver-
sprechen einhält, keiner Schule, die 
zu G9 zurück wolle, Steine in den 
Weg zu legen. 

Modulprüfungen 
Auch an den Gesamtpersonalrat 
wenden sich Kollegen/innen, die 
Lehrkräfte im Vorbereitungsdienst 
(LiV) betreuen und unterstützen 
und teilweise verzweifelt über Re-
gelungen sind. So muss jetzt ein LiV 
den Vorbereitungsdienst beenden, 

weil das Modul nicht bestanden 
wurde. Ein Modul besteht aus der 
Mitgestaltung und Mitarbeit in die-
sem Modul und einem Unterrichts-
besuch. Für beide Teile erhält man 
eine Note und die muss insgesamt 
mindestens fünf Notenpunkte be-
tragen, um das Modul zu bestehen. 
Sollte dieses nicht bestanden wer-
den, muss eine sogenannte Modul-
prüfung abgelegt werden. Bei dieser 
kommen Ausbilder/innen anderer 
Studienseminare, die eine einzige 

Stunde beurteilen. Diese muss dann 
so ausfallen, dass die Note insge-
samt  fünf Notenpunkte ergibt, weil 
die Note für die Mitarbeit im Mo-
dul nicht verändert wird. 

Wir können nicht nachvollzie-
hen, warum man ein Examen insge-
samt wiederholen kann, ein Modul 
aber nicht und alles von einer einzel-
nen Stunde mit fremden Ausbildern 
abhängen soll. Wir werden uns für 
eine Veränderung der Prüfungsord-
nung für die LiV’s einsetzen. 

... aus dem Gesamtpersonalrat

mission zur Entwicklung von Auf-
gaben für das Landesabitur Ethik 
die Abordnungen der bisherigen 
Mitglieder zum 31. 07. 13 been-
det wurden. Am 01. 08. 13 sei die 
Kommission neu besetzt worden. 
Die Bereitstellung von Aufgaben 
für das Landesabitur 2014 sei ge-
sichert. Die Frage des HPRLL nach 
dem Konfl ikt, der zur Aufl ösung 
der Kommission geführt hat, blieb 
unbeantwortet.

Jahresgespräche
Der HPRLL überreichte dem HKM 
eine Verfügung des Landesschul-
amtes, in der an Jahresgespräche 
erinnert wird, deren Ergebnisse 
den Personalakten beigefügt wer-
den sollen. Genau dies dürfe ge-
mäß Erlass des HMdIS nicht erfol-
gen. Er bittet, dies zu klären. Zu-
dem muss klargestellt werden, dass 
AusbilderInnen nicht zu Jahresge-
sprächen verpfl ichtet sind (gleiche 
Regelung wie bei Lehrkräften), da 
in einem weiteren Schreiben des 
LSA dies wiederum nicht berück-
sichtigt wird. 

Weiterbildungskurs für 
das Fach Islamische 
Religion für das Lehramt 
an Grundschulen 
Der HPRLL begrüßt, dass für die-
se WB-Maßnahme drei Entlas-
tungsstunden vorgesehen sind 
und keine Verwaltungspauschale
vorgesehen ist und fordert dies
auch für andere WB-Maßnahmen.
Dies sagt das HKM jedoch nicht 
zu. Die Veränderungs- bzw. Er-
gänzungswünsche des HPRLL 
zum Ausschreibungstext will das 
HKM aufnehmen. Hierbei geht es 
um den Hinweis, dass die Lehr-
befähigung von einem unabhän-
gigen wissenschaftlichen Gremi-
um erteilt wird, das in staatlicher 
Hand liegt, und an anderer Stel-
le, dass Lehrkräfte mit dem Ein-
satz an mehreren, auch räumlich 
weit auseinander liegenden Schu-
len rechnen müssen. 



FLZ Nr. 4/13SEITE 12

Arbeitszeit
Die Arbeitszeit ist – neben der Hö-
he des Gehalts – der zweite wich-
tige materielle Bestandteil unseres 
Beschäftigungsverhältnisses. 

Müssten wir weniger arbeiten, 
wäre es leichter, Familie und Beruf 
unter einen Hut zu bringen. Weni-
ger Menschen müssten in ein Teil-
zeitarbeitsverhältnis gehen aus der 
Befürchtung heraus, die volle Stel-
le nicht zur eigenen Zufriedenheit 
meistern zu können. 

Umgekehrt würde eine höhere 
Vergütung es eher ermöglichen, 
auch im Teilzeitarbeitsverhältnis 
mit dem Verdienst auszukommen.
Die Gehaltshöhe und die Menge 
der Arbeitszeit bedingen sich also 
gegenseitig.

Wer entscheidet über die 
Höhe der Arbeitszeit?
Für Beamte ermächtigt das Hes-
sische Beamtengesetz die Landesre-
gierung, die Arbeitszeit per Rechts-
verordnung festzulegen. Im Ge-
gensatz zu den Tarifbeschäftigten: 
deren Arbeitszeit wird in Verhand-
lungen zwischen Arbeitgeber und 
Gewerkschaft ausgehandelt. Das 
Beamtenrecht bleibt demgemäß 
weit hinter dem demokratischen 
Verständnis von „gleichberech-
tigten Verhandlungspartnern“ zu-
rück. 

Wie hoch ist die Arbeitszeit?
Durch die „Aktion Düstere Zu-
kunft“, die der ehemalige Mini-
sterpräsident Roland Koch im 
Jahre 2004 lostrat, mussten die 
hessischen Beschäftigten Arbeits-
zeitverlängerungen hinnehmen. 
Während vorher die 38,5-Stun-
den-Woche galt, die Ende der 80er 

Marianne Friemelt

Tipps und Hinweise für die Personalratsarbeit
Jahre von der damals noch existie-
renden ÖTV erstritten worden war, 
legte Koch ab dem 01. 01. 2004 
„per ordre de mufti“ neue, nach 
Alter gestaffelte Arbeitszeiten fest. 
Er kündigte den BAT und erklär-
te, dass neu eingestellte Angestellte 
nunmehr so viel zu arbeiten hätten, 
wie er bestimmen werde. Dies sei 
ab sofort die 42-Stunden-Woche. 
Für Beamte erfolgte dieselbe Fest-
legung über die Arbeitszeitverord-

Arbeiten, bis der 
Schnitter kommt ...

nung. Für Lehrkräfte schlug sich di-
es in der Änderung der Pfl ichtstun-
denverordnung nieder und wurde 
seither auch nicht mehr reduziert. 
Die GEW fordert die Übertragung 
der inzwischen wieder tarifl ich ge-
regelten 40-Stunden-Woche auch 
auf den Beamtenbereich.

In § 1(2) der Pfl ichtstundenver-
ordnung (neuste Variante im Amts-
blatt 7/2012) sind für jede Schul-
form die Pfl ichtstunden für Lehr-
kräfte unter 50 Jahren festgelegt. 
Diese Pfl ichtstunden enthalten die 
seinerzeit von Koch oben draufge-
packte „Koch-Stunde“. Zwischen 
50 und 60 mindert diese sich um ei-
ne halbe Stunde, ab 60 um eine wei-
tere halbe Stunde. Die folgende Ta-

(Tabelle 1)

Arbeitsstunden 
im Büro

Pfl ichtstunden 
einer Grundschul-
lehrkraft

50 bis 60 Jahre ab 
Halbjahresbeginn

41

28,5

unter 50 
Jahre

42

29

über 60 Jahre ab 
Halbjahresbeginn

40

28

Schwerbehinderte 
unabhängig vom Alter

40

28

belle zeigt die Arbeitszeitverpfl ich-
tung von Büroarbeitskräften und 
die Übertragung in der Pfl ichtstun-
denverordnung am Beispiel einer 
Grundschullehrkraft: 

(Tabelle 1)
Tarifbeschäftigte haben mit In-

krafttreten des TV-Hessen seit dem 
01. 01. 2010 wieder eine 40-Stun-
den-Woche. Leider gilt dies nicht 
für tarifbeschäftigte Lehrkräfte, da 
diese laut einer Sonderregelung im 

Tarifvertrag in Bezug auf alle Rege-
lungen zur Arbeitszeit den beam-
teten Lehrkräften gleichgestellt sind 
(was an anderen Stellen auch vor-
teilhaft sein kann).

Sozialpädagogische Fachkräfte 
an den Schulen mit Förderschwer-
punkt körperliche, motorische 
oder geistige Entwicklung haben 
als einzige Beschäftigte des Landes 
Hessen eine 38,5-Stunden-Woche. 
Sie sind (im Gegensatz zu Lehrkräf-
ten) verpfl ichtet, ihre Arbeitszeit 
zu dokumentieren und nachzuwei-
sen, dass sie die Ferienzeit, die über 
dem 6wöchigen Urlaubsanspruch 
liegt, in den Schulwochen vorge-
arbeitet haben.

Lehrkräfte ohne Lehramt
Ein Lehramt hat, wer beide Staats-
prüfungen absolviert hat. Lehren-
de ohne Lehramt müssen eine 
Pfl ichtstunde mehr als diejenigen 
mit Lehramt unterrichten (§ 2(5) 
Pfl StdVO).

Deputate
Die Pfl ichtstundenverordnung sieht 
Deputate für LeiterInnen („Leiter-
deputat“, § 4), weitere Leitungs-

mitglieder („Leitungsdeputat“, § 5) 
und KollegInnen, die Sonderauf-ga-
ben übernehmen („Schuldeputat“, 
§ 6), vor. Diese berechnen sich je 
nach Schul-form und sind außer-
dem abhängig von der Schülerzahl. 

Leiter- und Leitungsdeputat 
enthalten je eine Deputatsstun-
de für die Weiterentwick-lung des 
Schulprogramms (HKM-Erlass 
vom 30. 05. 2007). Sollte diese Ar-
beit von Menschen aus dem Kol-
legium übernommen werden, müs-
sen diese Deputatsstunden an diese 
weitergegeben werden.

Ohnehin können die Schulleite-
rin oder weitere Schulleitungsmit-
glieder Aufgaben aus ihrem Bereich 
delegieren und damit auch Depu-
tatsstunden weitergeben (§ 3(4) 
Pfl stdVO).

Vertritt ein Kollegiumsmitglied 
ein krankes Schulleitungsmitglied 
länger als vier Wochen, gehen des-
sen Deputatsstunden über (§ 4(7) 
und 5(4) Pfl StdVO).

Über die Deputatsstunden aus 
dem Schuldeputat entscheidet die 
Gesamtkonferenz auf Vorschlag 
der Schulleiterin (§ 6(4) Pfl StdVO). 
Personalräte sind gut beraten, im 
Vorfeld Transparenz zu schaffen 
und bei der Ausarbeitung des Vor-
schlags mitzuarbeiten. Denn wenn 
während der Gesamtkonferenz Dis-
sens entsteht, kann die Schulleite-
rin die Hälfte der Stunden nach ei-
genem Gusto verteilen. 

Was geschieht mit der „zusätz-
lichen Unterrichtsversorgung“, 
die über 100% liegt?
Die Anzahl der Klassen und deren 
Stundentafel ergibt die Anzahl der 
Unterrichts-stunden, die der Schu-
le zugewiesen werden (=“100%“). 
Seit einiger Zeit wird ein Prozent-
satz zugewiesen, der über 100% 
liegt. (Stand Schuljahr 2013/14: 
nicht selbstständige Schulen erhal-

(Tabelle 2)

Unterrichtseinsatz 
von mehr als ¾ der 
Pfl stdzahl

Unterrichtseinsatz von mehr 
als der Hälfte, aber bis ¾ der 
Pfl stdzahl

ab dem Schuljahrs-
beginn nach dem 
60. Geburtstag

2 Pfl ichtstunden 
Altersermäßigung

1 Pfl ichtstunde 
Altersermäßigung

ab dem Schuljahrs-
beginn nach dem 55. 
Geburtstag

1 Pfl ichtstunde 
Altersermäßigung

½ Pfl ichtstunde 
Altersermäßigung

ten 104%, selbstständige Schulen 
erhalten 105%). Auf Rechentricks, 
wie die Landesregierung auf die-
se Prozentsätze kommt, wird hier 
nicht eingegangen. 

Die Schulleiterinnen selbststän-
diger Schulen können diese Mehr-
zuweisung voll ihrem Leiter- bzw. 
Leitungsdeputat einverleiben (§ 
3(3) und (5) Pfl StdVO).

Die Schulleiterinnen nicht 
selbstständiger Schulen können 

20% der Mehrzuweisung ihrem 
Leiter- bzw. Leitungsdeputat ein-
verleiben, auf Beschluss der Ge-
samtkonferenz auch 30% (§ 3(3) 
und (6) Pfl StdVO).

Personalräte sollten mit ih-
ren Schulleitungen intensiv be-
raten, was mit der Mehrzuwei-
sung geplant ist. Denkbar sind 
hier Entlastung für MentorInnen, 
Einrichtung kleinerer Lerngrup-
pen, Doppelbesetzung, Team-Te-
aching, Kompensation der Mehr-
arbeit von Teilzeitbeschäftigten 
bei nicht teilbaren Dienstpflich-
ten wie z.B. Klassenfahrten u.v.m. 
Mitbestimmungspflichtig sind die 
Schul- bzw. Gesamtkonferenz, da 
es sich um Haushaltsfragen han-
delt.

Altersermäßigung (§ 9 Pfl StdVO)
Eine Altersermäßigung kann man 
ab dem Schuljahresbeginn bekom-
men, nachdem man 55 Jahre wur-
de. Die Altersermäßigung ist gestaf-
felt: sie verdoppelt sich, nachdem 
man 60 Jahre alt wurde. 

Teilzeitbeschäftigte aufge-
passt: Nur wer mehr als ¾ der 
Pflichtstundenzahl im Un-ter-
richt eingesetzt ist, bekommt 
die Altersermäßigung voll. Wer 
mehr als die Hälfte, aber bis zu 
¾ im Unterricht eingesetzt ist, 
bekommt nur die halbe Alters-
ermäßigung. Anträge auf Teil-
zeit sollten im Wissen darüber 
geprüft werden. Hierbei ist zu 
berücksichtigen, dass Deputats-
stunden nicht als Unterrichtsein-
satz gelten. 

(Tabelle 2)

Die „Holzapfelstunde“
Zur Überwindung des „Schüler-
bergs“, der Ende der 90er Jahre 
auf die Schulen zukam, und damit 
er nicht zusätzliche Stellen schaf-
fen musste, kam der damalige Kul-
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tusminister Holzapfel auf die Idee, 
Lehrkräften, die zwischen 35 und 
50 Jahren waren, eine Mehrar-
beitsstunde (auch „Vorarbeitsstun-
de“ oder in der Schulverwaltung 
„ZUV“-Stunde genannt) aufzu-
drücken. Diese Mehrstunde wur-
de Woche für Woche in den Jahren 
1998 bis 2008 von all denen gelei-
stet, die zwischen 35 und 50 waren. 

Ab 2008 wurde diese Stunde 
dann zurückerstattet, allerdings 
in verschiedenen Varianten. Eini-
ge ließen sie sich in zwei Jahresra-
ten ausbezahlen und machten da-
mit ein schlechtes Geschäft, da sie 
nur die Mehrarbeitsvergütung er-
hielten und die relativ hohe Son-
derzahlung auch noch versteuern 
mussten. Andere bestanden darauf, 
die Stunde abfeiern zu wollen. Für 
diesen Personenkreis gilt: Alle, die 
2008 oder später 50 Jahre alt wer-
den, können diese Stunde mit dem 
Beginn des folgenden Schuljahres 
abfeiern, und zwar so lange, bis die 
vorgearbeiteten Stunden abgetra-
gen sind. 

2 Beispiele zum besseren 
Verständnis:

Person A wurde 2004 50 Jahre alt, 
hat also 6 Jahre vorgearbeitet. Die 
„Rückerstattung“ begann 2008 
und läuft noch bis 2014. Jede Wo-
che eine Stunde weniger.

Person B wurde 2000 mit 30 Jah-
ren eingestellt. Ab 35, also ab 2005 
musste sie die Holzapfelstunde lei-
sten, allerdings nur bis 2008 = 3 
Jahre. Sie wird 2020 50 Jahre alt 
sein und kann dann 3 Jahre lang ei-
ne Stunde weniger pro Woche ar-
beiten.

Nachteilsausgleich für 
Schwerbehinderte 
(§ 10 Pfl StdVO)
Um – sozusagen – von derselben 
Ebene aus starten zu können wie 
nicht behinderte Menschen, er-
halten Schwerbehinderte einen 
Nachteilsausgleich in Form von 
Reduzierung der Pfl ichtstunden-
zahl. Dieser richtet sich nach dem 
Grad der Behinderung: ab GdB 50 
sind es zwei Stunden, ab GdB 70 3 
Stunden und ab GdB 90 4 Stunden 
(§ 10(1)). Darüber hinaus kann 
das Staatliche Schulamt in beson-
ders begründeten Fällen weiteren 
Nachteilsausgleich gewähren (§ 
10(2)). Es empfi ehlt sich die Ein-
beziehung der Schwerbehinderten-
vertretung.

Diensterleichterung zur Wieder-
herstellung der Gesundheit 
(§ 11 Pfl StdVO)
Wer lange Zeit krank war, kann 
möglicherweise nicht von einem 
Tag auf den anderen wieder voll 
arbeiten. Oder: jemand hat eine 
akute Behandlung, die viel Zeit 
kostet, aber die Gesundheit wie-
der voll herstellen soll.

Für diesen Fall kann man be-
antragen, bei voller Bezahlung 
über eine begrenzte Zeit weniger 
arbeiten zu müssen. 

Der Antrag muss, zusammen 
mit einer ärztlichen Empfehlung, 
auf dem Dienstweg an das Staatli-
che Schulamt gestellt werden. Un-
ter bestimmten Voraussetzungen 
kann das Schulamt den Antrag oh-
ne weiteres genehmigen (HKM-Er-
lass vom 27. 10. 2011). Sind die-
se nicht gegeben, muss der/die Be-
troffene sich vom Versorgungsamt 
begutachten lassen, falls das Schul-
amt dies verlangt. In jedem Fall ist 
es sinnvoll, sich zuvor vom Schwer-

behindertenvertreter beraten zu las-
sen, auch wenn keine Schwerbehin-
derung vorliegt. 

Weitere Ermäßigungen auf 
die Pfl ichtstundenzahl in 
besonderen Fällen
Arbeiten Lehrkräfte an weit aus-
einanderliegenden Dienststellen 
oder Standorten, können nach § 8 
Pfl StdVO Ermäßigungen erfolgen, 
die nach Entfernung und Häufi g-

keit des Doppeleinsatzes während 
eines Tages gestaffelt sind.

Außerdem erhalten folgende 
Personen nach § 7 Pfl StdVO Er-
mäßigungen:

■ Tätigkeiten in schulübergrei-
fenden Projekten und Maß-
nahmen

■ Beratertätigkeiten

■ Schulsportkoordination

■ Teilnahme an einer Weiterbil-
dungsmaßnahme, für die ein 
besonderes dienstliches Inte-
resse besteht

■ Kreis- oder Stadtverbindungs-
lehrkräfte (Die Verbindungs-
lehrkräfte an Schulen haben 
laut § 6(6) Anspruch auf eine 
Stunde aus dem Schuldepu-
tat.)

■ Tätigkeit im Landesbeirat der 
Schülervertretung

■ Leitung eines Medienzen-
trums

■ Leitung eines Schülerheims

Lehrkräfte mit mindestens 8 Stun-
den in der Gymnasialen Oberstu-
fe erhalten eine Anrechnungsstun-
de (§ 3(7)).

Lehrkräfte an Abendschulen 
mit mindestens 8 Stunden Unter-
richt nach 20 Uhr oder an Sams-
tagen erhalten eine Anrechnungs-
stunde (§3(8)).

Die Anrechnung für die Tä-
tigkeit von Personalräten ist nicht 
in der Pfl ichtstundenverordnung, 
sondern in einer eigenen Verord-
nung geregelt. Danach erhält je-
des Schulpersonalratsmitglied eine 
Anrechnungsstunde. Personalräte 

mit 5 oder 7 Mitgliedern erhal-
ten zusätzlich eine „Poolstunde“, 
über deren Verwendung sie frei 
entscheiden.

Lebensarbeitszeitkonto 
(§ 3 Pfl StdVO und Richtlinien 
zum Lebensarbeitszeitkonto, 
ABl 7/12)
Nachdem aufgrund der Auseinan-
dersetzungen über das Zustande-
kommen des Tarifvertrags-Hes-

sen für die Tarifbeschäftigten die 
40-Stunden-Woche wieder durch-
gesetzt war, verlangte die GEW die 
Übertragung dieser Arbeitszeitver-
kürzung auch auf die Beamten und 
damit sowohl die beamteten wie 
auch die tarifbeschäftigten Lehr-
kräfte. 

Die Hessische Landesregierung 
lehnte dies ab (was Wunder: all-
zu groß war das sich mit den An-
gestellten solidarisierende Engage-
ment der Beamten während des Ta-
rifkampfes ja auch nicht gewesen!) 
und probierte es mit einem „Trost-
pfl ästerchen“: Die Beamten unter 
50, die derzeit die 42. Arbeitsstun-
de absolvieren (was im Lehrerbe-
reich einer halben Pfl ichtstunde ent-
spricht), bekommen diese ab dem 
01. 01. 2007 auf einem „Lebens-
arbeitszeitkonto“ gutgeschrieben. 
Dieses können sie im letzten Jahr 
ihres Arbeitslebens, auf Antrag 
auch im letzten Halbjahr abrufen.

Ein Beispiel: Eine Lehrerin 
(Jahrgang 1979) wurde 2006 im 
hessischen Schuldienst eingestellt. 
Sie muss bis zu ihrem 50. Geburts-
tag im Jahre 2029 auf der Basis der 
42-Stunden-Woche arbeiten und 
bekommt ab 2007 jedes Jahr ei-
ne halbe Pfl ichtstunde (Wochen-
arbeitszeit) gutgeschrieben. Bei 22 
Jahren (2007 bis 2029) sind di-
es 11 Pfl ichtstunden. Diese kann 
sie in ihrem letzten Arbeitsjahr, al-
so wenn sie 66 Jahre alt ist, das 
heißt im Schuljahr 2045/46 abfei-
ern. In diesem Schuljahr wird sie 
wöchentlich 11 Stunden weniger 
arbeiten müssen. Oder auf Antrag 
im letzten Schulhalbjahr 22 Stun-
den weniger. Wenn das kein An-
gebot ist und eine Perspektive für 
2045! Vorausgesetzt natürlich, die 
Rechtsgrundlagen haben sich bis 
dahin nicht geändert. So könnte 
die Landesregierung die Zeitgut-
haben per Gesetz kassieren, weil 

sie die Schuldenbremse einhalten 
muss. Sie könnte das Pensionsalter 
auch weiter hinaufsetzen. 

Problematisch ist: wenn die 
Lehrerin zu einem anderen Ar-
beitgeber, z.B. in ein anderes Bun-
desland wechseln will, muss sie 
sich selbst um ihr Guthaben küm-
mern. Mit viel Glück kann sie es 
vorher noch abfeiern. Aber wer 
weiß. Stirbt sie vorher, ist sowie-
so alles zu spät. Wird sie dienstun-

fähig, wird ihr die Zeit vergütet – 
immerhin – allerdings nur mit den 
Mehrarbeitsvergütungssätzen.

Antrag auf vorzeitige 
Rückerstattung des Lebens-
arbeitszeitkontos stellen!
Aber es gibt einen Lichtblick: 
wenn man persönliche Gründe 
vorzuweisen hat und wenn keine 
dienstlichen entgegenstehen, kann 
man nach mindestens 4 Jahren An-
sparzeit beantragen, das Lebensar-
beitszeitkonto vorzeitig abfeiern 
zu dürfen. Die GEW rät allen Be-
troffenen, dies zu tun! Was man 
hat, hat man! Und Arbeitszeitver-
kürzung können wir – glaube ich 
– alle vertragen. Der Antrag muss 
ein halbes Jahr vorher gestellt wer-
den. Man sollte hineinschreiben, 
wie man sich die Rückerstattung 
vorstellt, denn je nachdem, wie 
viele Stunden schon angesammelt 
wurden, möchte man vielleicht al-
les auf einen Schlag in einem Halb-
jahr abfeiern oder man möchte es 
lieber strecken. Persönliche Grün-
de sollten sich auch fi nden lassen: 
je individueller, desto größer die 
Chance, den Antrag genehmigt 
zu bekommen. Und sollte er ab-
gelehnt werden, kann man Wider-
spruch einlegen. Das sollte man 
auch tun! Das Schulamt sollte ru-
hig zur Kenntnis nehmen, dass die 
Arbeitszeitverkürzung dringlich ist 
und wir nicht so leicht nachgeben! 
Und man sollte den Antrag immer 
wieder stellen!

Lebensarbeitszeitkonto bei 
befristet Beschäftigten
Es leuchtet jedem ein, dass die Füh-
rung eines Lebensarbeitszeitkon-
tos bei befristet Beschäftigten nicht 
sinnvoll ist. Für die Rückerstattung 
der halben Pfl ichtstunde hat sich 
das HKM deshalb etwas Besonders 
ausgedacht: Bei Verträgen, die über 

das ganze Schuljahr laufen, soll die 
Schule für den Ausgleich sorgen!! 

Wenn also jemand ein ganzes 
Jahr lang eine halbe Stunde mehr 
gearbeitet hat, die er jetzt zurück-
bekommen soll, dann hat er (bei 
52 Wochen) 26 Stunden auf seinem 
Lebensarbeitszeitkonto. Das heißt, 
dass er in der letzten Woche vor den 
Sommerferien praktisch zuhause 
bleiben kann! Werden das die Schu-
len so handhaben, insbesondere, 

wenn sie mehrere solche Beschäf-
tigungsverhältnisse haben? Wie 
wird das geregelt?? Oder vertraut 
man dabei auf die Gutmütigkeit, 
das Engagement und die Angst der 
befristet Beschäftigten und hofft, 
dass der Anspruch unter den Tisch 
fällt? Eine Aufgabe für Personal-
räte, dies mit ihrer Schulleitung zu 
verhandeln, denn die Betroffenen 
werden sich nach aller Erfahrung 
nicht allzu sehr für ihre Rechte auf 
die Hinterbeine stellen, wenn dies 
auch wünschenswert wäre.

Beschäftigte mit einem Vertrag, 
der nicht über das ganze Schuljahr 
läuft, erhalten die Mehrarbeit üb-
rigens in Form von Geld zurücker-
stattet. Auch dies sollte überprüft 
werden!

Hilfe durch die GEW
Die Regelungen zur Arbeitszeit sind 
kompliziert. Auch Schulleitungen 
wissen häufi g nicht Bescheid und 
verschaffen den Beschäftigten nicht 
immer von sich aus die ihnen zuste-
henden Reduzierungen. Man muss 
sich also selbst darum kümmern. 
Personalräte müssen Verfahren ab-
sprechen und überprüfen, ob die 
geltenden Bestimmungen zu Guns-
ten der Beschäftigten angewendet 
werden. Die GEW hilft dabei, den 
Dschungel zu durchdringen. Wir 
kommen auch zu Personalver-
sammlungen oder Gesamtkonfe-
renzen, um über die Bestimmungen 
zu informieren.

Vorhergehende Beiträge 
verpasst? Macht nichts: 
im Internet sind sie unter 
www.gew-frankfurt.de 
– Info für Personalräte – 
Materialien für den Schul-
personalrat abrufbar.

... oder auch mal 
tun und lassen, was 
man möchte?
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Demokratieabbau gibt’s gratis: 
Wenn Bildung wirtschaftlichen Effi zienzkriterien genügen soll
Am 31. 11. 2013 begann die von 
der GEW Frankfurt initiierte sechs-
teilige Vortragsreihe mit Diskus-
sion unter dem Titel „Ökonomi-
sierung und Entdemokratisierung 
der Bildung“ im Hörsaalgebäude 
der Frankfurter Universität in Ko-
operation mit der Gesellschaft für 
Bildung und Wissen (GBW) 1 und 
dem AStA.

Unter dem Titel Das Bildungs-
wesen ist kein Wirtschaftsbetrieb 
stand die Auftaktveranstaltung mit 
Dr. Matthias Burchardt von der Uni 
Köln als Referenten. Wie Matthi-
as Burchardt der FLZ berichtete, 
stoßen er und weitere Repräsen-
tanten der GBW bei ihren öffent-
lichen Auftritten mittlerweile auf 
Versuche, durch Klamauk Ver-
anstaltungen gezielt zu stören. Er 
wertete dies als ein Zeichen dafür, 
dass die wachsende Resonanz der 
GBW, der neoliberalen Wende im 
Bildungssystem kritisch entgegen-
zuwirken, unterdessen wohl als Be-
drohung empfunden werde. Kein 
Wunder, denn Matthias Burchardt 
zeigte mit seinem Vortrag wenig 
bekannte, aber zunehmend prak-
tizierte Methoden der manipula-
tiven Menschenbeeinfl ussung auf, 
die ein höchst trübes Licht aufs 
Demokratieverständnis von deren 
Veranstaltern werfen.

Auf dem Weg in die Post-
demokratie

Burchardt legt seiner Analyse der 
Veränderungen im Bildungssystem 
die Theorie der Postdemokratie zu-
grunde, wie sie von dem britischen 
Politologen Colin Crouch in seinem 
gleichnamigen Buch entwickelt 
wird. Crouch zeigt auf, dass in den 
letzten Jahrzehnten Entscheidungs-
prozesse immer stärker von den da-
für zuständigen demokratischen In-
stitutionen wegverlagert wurden 
und weiter werden, und zwar hin 
zu Organisationen und Einrich-
tungen, die kein demokratisches 
Mandat besitzen. Dabei greift eine 
Top-Down-Logik, ausgehend von 
Organisationen auf der globalen 
Ebene wie der Welthandelsorga-
nisation (WTO), dem dazugehö-
rigen GATS (Allgemeines Abkom-
men über den Handel mit Dienst-
leistungen) sowie der OECD, die 
sich heute in ihrem Staatenverbund 
als Universalverantwortliche für al-
les und jedes inszeniert. Allgemein 
bekannt ist die Verlagerung von 
Verantwortlichkeiten in Europa 
zu mangelhaft legitimierten Insti-
tutionen auf EU-Ebene, aber hinter 
den Kulissen üben weitere gänzlich 
unlegitimierte Akteure Einfl uss aus 
wie z. B. die ERT (European Round 
Table of Industrialists). Der welt-
weit tätige Medienkonzern Bertels-
mann mit seinen zahlreichen Glie-
derungen ist auf nationaler Ebene, 
aber nicht nur dort, eine macht-
volle Einfl ussgröße, ohne irgendein 
Mandat dafür zu besitzen. Die Ber-
telmann-AG hat sich durch ein Stif-
tungsmodell einen gemeinwohl-
dienlichen Anstrich verschafft, 
mit dem sie umso effektiver ihre 
strategischen wirtschaftlichen und 
politischen Ziele verfolgt. Für den 
2009 verstorbenen Bertelsmann-
Eigner Reinhard Mohn jedenfalls 
stellte die Unternehmens„kultur“ 
des Konzerns das zukunftsfähige 
Organisationskonzept zur Gestal-
tung der Gesamtgesellschaft dar. 

1 Nähere Einzelheiten zur GBW unter 
http://www.bildung-wissen.eu 

So hält sich Bertelsmann bekann-
termaßen einerseits für die innova-
tive Kraft zur Umgestaltung des Bil-
dungswesens, unterhält aber in Ge-
stalt seiner Print- und TV-Medien 
auf der anderen Seite einfl ussreiche 
Volksverdummungsagenturen, de-
ren Kampagnen und Wirkungs-
weise Matthias Burchardt mit ein-
drucksvollen Beispielen belegte.

Wie Bertelsmann Demokra-
tie buchstabiert, wird aus dem auf 
der Homepage des Konzerns erhält-
lichen Ratgeber Die Kunst des Re-
formierens klar, wo es heißt: „Um 
ihrer politischen Verantwortung 
gerecht zu werden, muss eine Re-
gierung sich im Zweifelsfall auch 
gegen den empirischen und kon-
tingenten Volkswillen durchsetzen. 
Politische Entscheidungen, die der 
gegebenen Mehrheitsmeinung ent-
gegenstehen, sind nur auf den er-
sten Blick demokratietheoretisch 
bedenklich. „Demokratietheore-
tische“ Bedenken wischt man da-
zu mit einer eigenwilligen Sicht-
weise des Wählerwillens weg, den 
man in einen empirischen Wähler-
willen einerseits und einen hypo-
thetischen Wählerwillen anderer-
seits aufsplittet. Gerät dann ein-
mal ein „verantwortungsvolles“ 
Regierungshandeln in Gegensatz 
zum empirischen Wählerwillen, 
geht das in Ordnung, denn „Re-
gierungen sind nicht nur dem Elek-
torat (!) gegenüber, sondern auch 
für etwas verantwortlich“, daher 
müssen sie „für die situationsü-
bergreifende Zielverfolgung“ auch 
unpopuläre Entscheidungen gegen 
Widerstände durchsetzen. Wahr-
scheinlich hat sich „das Elektorat“ 
(neudeutsch für: der Pöbel) bei der 
Familie Mohn auch noch dafür zu 
bedanken, wenn es von seinen Re-
gierenden so weise geleitet wird!

Change Management: 
Opposition war gestern!

Hartnäckige Widerstände gegen die 
notwendigen Veränderungen, die 
das dumme Volk einfach nicht ein-
sehen will, sind daher mit ausgefeil-
ten Strategien und Taktiken anzu-
gehen, damit das Regieren auf allen 
gesellschaftlichen Ebenen gelingt. 
Hier ist Change Management an-
gesagt und hat dafür zu sorgen, die 
Veränderungen „publikumsfähig“ 
zu machen, was strategisch anzuge-
hen ist, wie im Folgenden gezeigt:

■ Delegitimation des Beste-
henden (schon als bestehen-
de sind Strukturen reformbe-
dürftig)

■ Zerstörung gewachsener ein-
gespielter Strukturen und 
Bindungen

■ Entsolidarisierung und Dif-
famierung von Kritikern und 
Verlierern

■ Etablierung von neuen Mo-
dellen mit kleinen Identifi ka-
tionsattrappen

■ Verheißung von Erfolg und 
gleichzeitigen Botschaften des 
Ungenügens = dauerhaftes 
Regime der Konkurrenz

Methoden ohne Inhalt – 
Wie man mit Unterricht 
Denken verhindert

Beim Vortrag von Prof. Andreas 
Gruschka vom Fachbereich Erzie-
hungswissenschaften über Strate-
gien zur Vermeidung des Lehrens 
und des Lernens – der neue Metho-
denwahn war zu erfahren, was die 

Verdummungsstrategien, mit de-
nen die Gesellschaft den Konzer-
nen gefügig gemacht werden soll, 
innerschulisch anrichten, wenn sie 
zur Schablone für den Unterricht 
werden. Mit Slogans wie From Te-
aching to Learning gibt man sich 
einerseits den Anstrich, endlich das 
Ei des Kolumbus in der Pädago-
gik gefunden zu haben. Anderer-
seits wächst die Bereitschaft, un-
ter dem Label der „Wissensgesell-
schaft“ Jahrtausende europäischer 
Entwicklung des Denkens und des 
verfügbaren Wissens auf den Müll-
haufen der Geschichte zu werfen. 
Eine Bewegung mit einem tiefen Af-
fekt gegen das Lehren und gegen 
Lehrer/-innen, nicht ohne histo-
rische Vorläufer wie beispielsweise 
J.-J. Rousseau, der verlangte, dass 
der Lehrer möglichst weit hinter 
das – autonome – Lernen des Schü-
lers zu treten habe. Als Lockmittel 
dient einst und jetzt das Verspre-
chen, die Potenziale des Schülers zu 
verbessern – auf Kosten des Anteils, 
den die Lehrtätigkeit für sich bean-
spruchen darf, die vielmehr als eine 
einzige Einschränkung und Knebe-
lung der Lernenden niedergemacht 
wird. Rousseaus Utopie einer ne-
gativen Erziehung, die in der Ab-
standnahme von jeglicher eintrich-
ternden Indoktrination der Schüler 
bestehen sollte und so emanzipa-
torische Ziele verfolgt, ist in den 
Händen der Methoden-Enthusi-
asten längst zu einem Programm 
der Scheinautonomie verkommen, 
die durch den geheimen Lehrplan 
zu umso effektiverer Unterwerfung 
der Schüler unter entmündigende 
Verfahren führt.

Gegenüber dem gängigen Me-
thodenfetischismus mit seiner Ten-
denz zur inhaltlichen Entleerung 
des Unterrichts bestand der Refe-
rent darauf, dass Lehrmethoden 
nicht beliebig einsetzbare Instru-
mente seien, die sich bestimmten 
Inhalten gegenüber gleichgültig 
verhalten, sondern dass sie immer 
zu einer bestimmten Klasse von 
Inhalten gehören: Methoden sind 
Mittel zur Bearbeitung von kon-
kreten Inhalten, hielt der Referent 
gegen die aktuelle Beliebigkeit im 
Methodeneinsatz fest. Unterricht 
habe sich der Aufgabe zu stellen, 
Methoden als Werkzeuge zu ver-
stehen und sich anzueignen, die zur 

Erkenntnis von Inhalten des jewei-
ligen Wirklichkeits- bzw. Gegen-
standbereichs dienen. Erkenntnis 
in diesem Sinne heißt Inhalte er-
kennen, verstehen, durchdringen.

„Verstehen“ allerdings wird 
im „modernen“, methodenfi-
xierten Unterrichtsstil als schlimm-
stes Teufelswerk angesehen, aktu-
ell sind dagegen Verfahrensweisen, 
bei denen der Schüler Methoden 
anwendet, ohne dass ein Begreifen 
des jeweiligen Gegenstands anvi-
siert bzw. erreicht wird. An ver-
schiedenen Beispielen wurde diese 
Unsitte demonstriert.

Beispiel 1 – 
Gedichtinterpretation

Den Schülern wird zu einem vor-
liegenden Gedichtstext ein Arbeits-
blatt offeriert, in dem es ihnen als 
„Interpretation“ vorgegaukelt 
wird, wenn sie das Wortmaterial 
des Gedichts nach verschiedenen 
Kategorien in ein Schema einsortie-
ren. Ein den Sinngehalt verstehen-
des Erfassen des Inhaltes von Meta-
phern dagegen erfolgt nicht; die ge-
lungene Sortierungstätigkeit allein 
soll den gewünschten Lernerfolg 
darstellen: Kein Verstehen der me-
taphorischen Ausdrücke, sondern 
Suche und Einordnung davon.

Beispiel 2 – 
Experimentieren

Während das Experiment im tat-
sächlichen Forschungs-, d. h. wis-
senschaftlichen Erkenntnisprozess 
der empirisch tastende Versuch 
ist, über einen unbekannten Ge-
genstand Einsichten zu gewinnen, 
indem er verschiedenen Einfl uss-
faktoren ausgesetzt wird und die 
sich einstellenden Veränderungen 
begutachtet und verstandesmä-
ßig untersucht werden, handelt es 
sich beim Schulexperiment um ei-
nen Akt pädagogischer Schaustel-
lerei, da es um die didaktische De-
monstration eines im Vorhinein si-
cheren und beabsichtigten Effektes 
geht. Es handelt sich also um eine 
Erkenntnis-Simulation, durch die 
einerseits das Experimentieren sei-
nes eigentlichen Wesensgehaltes be-
raubt wird, den Schülerinnen und 
Schüler andererseits aber auch nur 
vorgetäuscht wird, sie seien Erken-

nende, steht doch das Ziel ihrer 
„Erkenntnis“ unabhängig von ih-
rem Wollen und Tun schon fest und 
soll in einem nur vorgetäuschten 
Denkprozess lediglich aufgefun-
den werden.

Beispiel 3 – 
Argumentieren

Hier bezog sich der Referent auf ein 
in Hessen weit verbreitetes Arbeits-
blatt als Folie zur Einübung in das 
Argumentieren. Aufgabe ist, die in 
einem Text durcheinandergebrachte 
Ordnung wiederherzustellen. Wie 
Andreas Gruschka aufzeigte, ist ein 
Verstehen des im Text dargestellten 
gedanklichen Zusammenhangs zur 
Bewältigung der Aufgabe nicht nö-
tig, da dies aufgrund anderer Merk-
male ohne jedes Begreifen möglich 
sei: Einübung ins Argumentieren als 
mehr oder weniger schlaues Rät-
selraten: Auch im Nachhinein der 
erfolgreich gelösten Aufgabe wer-
den die Schüler/-innen nicht an den 
vorliegenden Gedankengang und 
an dessen begreifendes Verstehen 
herangeführt. Argumentieren ge-
rät hier jenseits jeder begreifenden 
Denkanstrengung zur Rekonstruk-
tion von Ordnungen und verliert 
damit seinen emanzipatorischen 
Wesensgehalt.

Ein Methodenverständnis von 
diesem Kaliber beweist eindringlich 
die eingangs behauptete Erkennt-
nisfeindschaft gegenwärtiger Pro-
jekte, gelungenen Unterricht allein 
zur Frage eines passenden Metho-
denarrangements zu erklären. Bei 
Schülern/-innen kann dies zu ver-
heerenden Auswirkungen führen, 
denn wozu soll man sich dann noch 
der Mühe des Denkens unterziehen, 
wenn auch auf anderem Wege das 
Ziel zu erreichen ist?

Massenmediale Verdummungs-
agenturen, sozialtechnologische 
Strategien zur Unterbindung von 
kritischem Denken und effekti-
ver Interessensvertretung, schu-
lische Erziehung zur kritiklosen 
Ausführung von vorgestanzten 
Lernprogrammen: So sieht das 
„Bildungs“programm des Neolibe-
ralismus zur Erzeugung des kon-
kurrenzfähigen Untertanen aus, 
dem auch in Zukunft mit wachsen-
der Energie entgegenzutreten ist!

Ernst Olbrich

Veranstaltungsreihe
der GEW in der 
Goethe-Universität
Frankfurt am Main
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Am 30. 11. 2013 gab der Hörfunk-
boulevardsender HR3 dem Neuro-
biologen und massenmedial woh-
linszenierten Hirnpapst Gerald 
Hüther die Gelegenheit, mit sei-
ner dunkel raunenden Stimme zum 
Volk zu sprechen. Wer jemals Stress 
verspürt hat, wird beim Klang die-
ser Stimme sofort in einem prämedi-
tativen Zustand versetzt. Dies war 
auch nötig, hatte doch die Modera-
torin das stressmäßig höchstbela-
stete Thema „Schule“ und „Haus-
aufgaben als Störung des Famili-
enfriedens“ auf die Tagesordnung 
gesetzt. Nachdem sie sich durch 
einige heftige Attacken gegen das 
Schulwesen als einer einzigen Ein-
richtung zur massenhaften und kol-
lektiven geistigen Vergewaltigung 
von Minderjährigen der nötigen 
Zustimmung aller Hörerinnen und 
Hörer versichert hatte, die schon 
einmal an den Matheaufgaben ih-
rer Sprösslinge verzweifelt waren, 
durfte Hüther, von der Aura der 
Wissenschaftlichkeit besonnt, ei-
nige der Dummheiten vom Stapel 
lassen, für welche die Medienwelt 
ihn mit Prominenz belohnt. Zur 
Sprache kamen natürlich unfehl-
bar einige der bekannten Schock-
Zahlen, um die von den Schulsor-
gen ihrer Kinder ohnehin gene-
rvte Zuhörerschaft endgültig auf 
seine Seite zu bringen. Nachdem 
das Märchen von der sturen Aus-
wendiglernerei nutzlosen (!) Wis-
sens, die angeblich den einzigen 
Inhalt schulischen Arbeitens dar-
stellt, aufgewärmt worden war, 
folgte die Erklärung, Studien hätten 
festgestellt, dass sich die früheren 
Schulabsolventen/-innen zwei Jahre 
nach dem Schulabschluss nur noch 
an 2% des Gelernten erinnern wür-
den. Was selbstredend zu dem in 
unseren Zeiten unwiderrufl ichen 
und letztinstanzlichen Todesurteil 
führt, das über eine Einrichtung zu 
verhängen ist: Ineffi zient! 

Das Lustige an solchen Zahlen-
mogeleien ist die Tatsache (wenig-
stens lässt ihr hoher Verbreitungs-
grad darauf schließen), dass nie-
mand, vor allem kein Moderator 
und keine Moderatorin je auf die 
Idee käme, ihnen zu widersprechen 
oder sie kritisch hinterfragen. Zu 
kritischem Denken scheint bei den 
Beteiligten die von ihnen genossene 
Schulbildung wenigstens eher we-
niger angeregt zu haben. Interes-
sant an der von Hüther verbrei-
teten Zahl wäre ja immerhin, was 
die zitierte Studie denn für eine Ge-
samtheit an Schulwissen zugrunde 
gelegt haben mag, wie sie diese in 
einem extrem parzellierten Schul-
wesen wie dem der föderalen Bun-
desrepublik zusammengestellt hat 

Bloß nicht denken! – Nachhilfeunterricht 
von Hirnpapst Hüther im HR

und wie dann die angenommene 
Gesamtheit mit den wirklich exi-
stierenden schulischen Wirklich-
keiten übereinstimmt. Aber wie im-
mer, wenn „Experten“ beim Ra-
dio vors Mikrofon geladen werden, 
war nicht die Stunde für dumme 
resp. intelligente Fragen, zumal 
die Moderatorin deutlich werden 
ließ, selbst von vorneherein von der 
Unhaltbarkeit eines Unternehmens 
wie dem öffentlichen Schulwesen 
überzeugt zu sein und sich Hüther 
wohl vor allem darum eingeladen 
hatte, um sich ihr Vor-Urteil noch 
einmal „wissenschaftlich“ bestäti-
gen zu lassen.

Es kam, wie es kommen muss, 
wenn Hüther irgendwo auftaucht, 
um sozusagen aus dem Inneren des 
Gehirns heraus Institutionenkun-
de zu betreiben: Der Schule wurde 
insgesamt jede Legitimation für ihr 
Treiben abgesprochen, dafür wur-
den Kreativität, Entdeckungsfreu-
de, selbstgestaltende Tätigkeiten 
und andere schöne Dinge als Alter-
native gepriesen, die an die Stelle des 
verruchten Systems treten sollten. 
Lediglich als Hüther zu „mehr el-
terlicher Gelassenheit“ angesichts 
der gewachsenen Leistungsanfor-
derungen mahnte, kam leiser Wi-
derspruch auf Seiten der Moderato-
rin auf, die zu Recht die Frage stell-
te, ob dies denn mit den Realitäten 
in dieser Gesellschaft vereinbar sei. 
Aber einen Wertordnungs-Hüther 
bringt eine kleine Radiosprecherin 
mit solch kleinlichen Einsprüchen 
nicht zum Straucheln. Ihm geht es 
um das Ganz Große Ganze, wie bei-
spielsweise aus seinen visionären 
Worten hervorgeht, die er dem Ma-
nager Magazin 2012 in den Notiz-
block diktierte:

„Wir haben noch gar keine 
Ahnung davon, was alles im Men-
schen drinsteckt. Wir sind mitten in 
der Transformation, von der Res-
sourcennutzungs- zu einer Poten-
zialentfaltungskultur. Zum ersten 
Mal in der Geschichte können wir 
defi nieren, was wir brauchen, um 
uns entfalten zu können. Wir brau-
chen Gemeinschaften, in denen je-
der auf seine Weise gesehen wird, 
in denen jeder auf seine Weise be-
deutsam ist und dazugehören kann. 
Wir haben keine andere Chance, als 
diesen Weg gemeinsam zu beschrei-
ten und dafür zu sorgen, dass dieser 
Planet nicht im Wahn der Machtin-
teressen zugrunde gerichtet wird.“

Je miserabler die Zeiten, umso 
hochtrabender die Sprüche!

Setzt man die verblasene Rhe-
torik dieser Welt-Runderneue-
rungsphrasen in Beziehung zum 
heruntergekommenen Zustand des 
deutschen Schulwesens unter dem 

Diktat der Schuldenbremse sowie 
dem tatsächlichen Stand der Ver-
wüstung des Planeten durch die 
Profi tgier, dann muss man wohl 
angesichts des Willens zum voll-
tönenden Pathos von der totalen 
Hoffnungslosigkeit der Gegenwart 
ausgehen. Unsere Mauern brechen, 
aber unsere Herzen nicht! lautete 
eine Propagandaphrase der Na-
zis in den letzten Kriegsmonaten. 
Wenn die nutzbaren Ressourcen 
schwinden bzw. zum Schwinden ge-
bracht werden, dann schwillt der 
Begeisterungssound zur Ertüchti-
gung (Potenzialentfaltungskultur) 
des Individuums an, aber auf kei-
nen Fall, ohne nicht zugleich die 
sinnstiftende Wirkung der „Ge-
meinschaften“ zu beschwören, in 
welchen der Einzelne endlich „da-
zugehören“ kann! 

Wenn das Denken bei Hüther 
schon nicht in gutem Ruche steht, 
dann doch wenigstens das „Quer-
denken“ bzw. gleich der „Quer-
denker“, jedenfalls, wenn es dem 
Marketing dient. Früher eher als 
Störenfried empfunden, ist er laut 
Hüther durch das Anpassung för-
dernde System des Notenterrors 
zur ausgestorbenen Spezies unter 
den 1,0-Absolventen geworden, 
was das Marketing in entlegenen 
Weltregionen behindern kann:

Darum gilt ab sofort (Original-
ton Hüther): „Schon ein einfaches 
Produkt, sagen wir mal ein Haar-
shampoo, das für Deutschland ent-
wickelt wird, taugt nicht unbedingt 
für China. Da werden völlig ande-
re Ansätze gefahren, etwa mit Neu-
romarketing oder Neuroökonomie. 
Deshalb kommt es sehr darauf an, 
dass es Diversität gibt, was das Ge-
schlecht, die Kultur und das Talent 
angeht.“ Diversity zur Umsatzför-
derung! Neuromarketing! Da ist 
der Neurobiologe mit seiner For-
derung nach mehr Querdenkerei 
„ganz bei“ dem Gesprächspartner 
von der philanthropischen Einrich-
tung BASF, die sich um den Verkauf 
ihrer Chemoprodukte sorgt.

Mehr als das hatte Hüther auch 
im HR nicht zu bieten. Was man 
durchaus so verstehen sollte, dass 
die ideologischen Lautsprecher 
vom HR sich für das geplante Stel-
lenstreich-Orchester im hessischen 
Schulwesen unter Schwarz-Grün 
in Stellung bringen. Auf Lehrkräf-
te für eine Schule, die ohnehin 
nichts bringt als die Störung des 
Familienfriedens, wird man doch 
wohl weitgehend verzichten kön-
nen! Man kann nur hoffen, dass 
die hessischen Eltern klug genug 
sind, solcher Verdummungspropa-
ganda nicht aufzusitzen!

Ernst Olbrich

Veranstaltungshinweis Jenseits des Hippokratischen 
Eids: Dr. Mengele und die Goethe-Universität

Montag, 27. Januar 2014 , 18. Uhr, 
Raum Casino 1.801, Vortrag mit 
Diskussion von apl. Prof. Dr. Benjamin 
Ortmeyer
Die Veranstaltung betrifft die Schnitt-
menge zwischen der Goethe Univer-
sität einerseits und der vom NS Staat 
durchgeführt industriellen Massen-
vernichtung der europäischen jü-
dischen Bevölkerung und der Sinti 
und Roma. Ganz bewusst am 27 Ja-
nuar, dem Gedenktag an die Befrei-
ung von Auschwitz soll diese Veran-
staltung stattfi nden, die an die Arbeit 
von Dr. Mengele an der Goethe Uni-

versität erinnern wird. Dr. Mengele 
war in Auschwitz-Birkenau dann als 
Lagerarzt nicht nur an den Selekti-
on vor den Gaskammern und Kre-
matorien beteiligt, er hat auch als 
Arzt mörderische medizinische Ver-
suchung insbesondere an Zwillings-
kindern durchgeführt.

Für diese Veranstaltung wird 
nicht nur die umfangreich schon 
existierende Literatur über die mör-
derische Arbeit von Dr. Mengele 
aufgearbeitet und zusammenge-
fasst, sondern es wird auch anhand 
der über ihn an der Goethe Uni-

versität existierenden Akten (Per-
sonalakte, Promotionsakte usw.) 
versucht werden, auf den schwer 
begreifl ichen Bruch zwischen wis-
senschaftlicher und medizinischer 
Ethik, die für eine Universität ver-
pflichtend ist, und seine spätere 
mörderische Arbeit in Auschwitz-
Birkenau hinzuweisen.

Diese Veranstaltung es gleich-
zeitig eine Gedenkveranstaltung für 
die Verfolgten und Ermordeten des 
NS Systems, wie es der 27. Januar 
als Gedenktag zu Recht jedes Jahr 
erfordert.

100 Jahre Ernest Jouhy 
(Erster Teil eines Artikels zu Ernest Jouhi – Fortsetzung in der nächsten FLZ)

Ernest Jouhy wäre 2013 100 Jah-
re alt geworden. Er war einer der 
herausragenden Persönlichkeiten 
aus der Professorenschaft der 
Goethe-Universität. Als Pädago-
ge und Erziehungswissenschaft-
ler lehrte er ab 1969 und war ei-
ner der wenigen „Rückkehrer“ 
aus dem Exil, die an der Goethe 
Universität – wie auch Adorno 
und Horkheimer – lehrten.

1. Emigration aus 
NS-Deutschland
Ernest Jouhys Leben knapp darzu-
stellen bereitet erhebliche Schwie-
rigkeiten. Ein ausführliches Inter-
view über seinen Lebensweg von 
aus dem Jahr 1973 gibt entschei-
dende Hinweise. Bereits als Schü-
ler engagiert er sich, wie er sagt 
aus jüdisch-demokratischer Tra-
dition, gegen die deutschnationa-
le Reaktion, die er schon als Sech-
zehnjähriger im Jahr 1928 nicht 
nur in Hindenburg repräsentiert 
sah. Die erste dokumentierte Aus-
einandersetzung betrifft Turnvater 
Jahn. Der Schüler Ernst Jablonski, 
wie Jouhy zunächst hieß (der Na-
me Ernest Jouhy war sein Deck-
name in der französischen Resi-
stance), nahm es nicht hin, dass 
1928 an seiner Schule nicht der 
Gründung der Weimarer Republik 
gedacht, sondern der deutschnatio-
nale „Turnwüterich Jahn“ und die 
„Qualitäten der deutschen Rasse 
‚frisch, frei, fröhlich, fromm‘ “ ge-
feiert werden sollte (Nicht auf Ta-
feln zu lesen…, S. 125). Jouhy or-
ganisierte eine Gegenveranstaltung. 
Durch die politischen Auseinander-
setzungen und ununterbrochenen 
Diskussionen in Berlin organisiert 
er sich in einer kommunistischen 
Schülergruppe als Teil der KPD; 
von der Universität wird er 1933 
als Kommunist relegiert.

2. Im von Nazi-Deutschland 
besetzten Frankreich
Die Emigration nach Frankreich, 
die Erfahrungen mit einem Land 
mit einer anderen Geschichte und 
einer anderen aktuellen Arbeiter-
bewegung prägten Ernest Jouhy 
nachhaltig. Auch später wird er 
immer wieder den Blick auf Fran-
kreich und dessen wesentlichen Un-
terschiede zu Deutschland lenken. 
Er promovierte an der Universität 
Sorbonne in Psychologie, bekann-
te sich zum Freud-Schüler Alfred 
Adler und thematisierte Macht und 
Ohnmacht als eine der Kernfragen 
der Menschheit. (Alfred Adler, nach 
seinem Bruch mit Freud 1911 und 
seinem Siegeszug im sozialdemo-
kratischen Wien nach 1919 eine 
weithin anerkannte Persönlichkeit, 
brach deutlich mit dem Marxismus 
und seinen sich auf den Marxismus 
berufenden Mitstreitern.) Die Jahre 
vor dem Einmarsch der deutschen 
Truppen ließen ihn die Abwehrak-
tionen gegen den französischen Fa-
schismus erleben. Die Erfahrung 
der gemeinsamen Aktion über Par-
teigrenzen und ideologische Diffe-
renzen hinweg ließ ihn sein Leben 
lang nicht mehr los.

Bereits nach dem Pogrom im 
November 1938 hatte Jouhy in 
der Nähe von Paris ein Heim für 
elterlose jüdische Kinder, die aus 
Deutschland nach Frankreich ge-
schafft worden waren, mit dem Na-
men „Kinderrepublik“ gegründet. 
Ernst Jouhy selbst berichtete:

„Ab November 1942 gab es 
Razzien zur Deportation der jü-
dischen Bevölkerung. Ich war zu 

dieser Zeit pädagogischer Leiter 
eines jüdischen Kinderheims in 
Mittelfrankreich. Bei der ersten 
Razzia in unserem Heim wurden 
zwei Dutzend Kinder, Stefan Her-
mlin und ich in ein Durchgangsla-
ger gebracht. Nur Hermlin und ich 
wurden nicht deportiert, und das 
trotz meines Versuchs bei der fran-
zösischen Lagerverwaltung, bei den 
Kindern bleiben zu können. Wie-
der im Heim zurück, organisierten 
wir bei jeder Warnung, die wir über 
Widerstandsleute in der Polizeiver-
waltung bekamen, den Exodus der 
namentlich gesuchten Kinder. Wir 
gingen mit ihnen – es war Winter - 
die Nächte durch in die Wälder. Die 
jüngsten waren sieben Jahre alt. Im 
Februar gab es fünf Alarmnächte. 
Dann dachte ich, eine Nacht aus-
schlafen zu können. Ohne Alarm 
kamen Gendarmen, mich allein 
zu verhaften. Ich sollte als Antifa-
schist ausgeliefert werden. An der 
Dorfstraßenkreuzung, wohin sie 
mich brachten, standen alle groß-
en Jungen unseres Heims. Ich lief 
um mein Leben, und die Jungen 
sprangen vor die Revolver der Gen-
darmen, um zu verhindern, dass sie 
mich trafen. Dann versteckte ich 
mich in der Scheune eines Bau-
ern. Meine Frau besorgte falsche 
Papiere. In die Blankopapiere tru-
gen wir den Namen Ernest Jouhy 
ein, damit die Initialen mit denen 
in der Wäsche übereinstimmten.“ 

Diese erste große pädagogische 
Station im Leben Jouhys zeigt deut-
lich, wie Pädagogik unter den Be-
dingungen gesellschaftlicher und 
politischer Zwänge, von denen 
nicht abstrahiert werden kann, zu 
arbeiten hat. Alfred Adlers Ansatz, 
die Ohnmachtserfahrung, wurde in 
dieser extremen Situation täglich 
praktisch fühlbar. 

Prof. Dr. Benjamin Ortmeyer

Ernest Jouhy wurde vor hundert 
Jahren 1913 in Berlin als Ernst 
Jablonski geboren. Er wurde 1933
vom NS-Regime von der Berliner 
Universität (Studium der Pädago-
gik) relegiert und fl oh nach Frank-
reich. Dort übernahm er die Lei-
tung des Jüdisches Kinderheims 
„Kinderrepublik“ für die Opfer des 
Pogroms am 9. November 1938, 
er kämpfte in der französischen 
Resistance (MOI – Mouvement 
des Ouvrier Immigrés) gegen die 
deutschen NS-Besatzer. Sein Vater 
wurde deportiert und ermordet. 
Er kehrte dann nach Deutschland 
zurück und arbeitete seit 1952 sieb-
zehn Jahre als Lehrer. 1969 wurde 
er Professur für Sozialpädagogik an 
der Frankfurter Goethe-Universität, 
hier gründete er 1976 den Lehr-
stuhls „Pädagogik: Dritte Welt“. 
Ernest Jouhy starb im Jahre 1988. 
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„Der natürliche Mensch ist ein 
Ganzes für sich; er ist die nume-
rische Einheit, das absolute Gan-
ze, das nur zu sich selbst oder 
zu seinesgleichen in Beziehung 
steht. Der bürgerliche Mensch ist 
eine gebrochene Einheit, welche 
es mit ihrem Nenner hält, und 
deren Wert in ihrer Beziehung zu 
dem Ganzen liegt, welches den 
sozialen Körper bildet. Die guten 
sozialen Einrichtungen vermögen 
den Menschen am ehesten seiner 
Natur zu entkleiden, ihm seine 
absolute Existenz zu rauben, um 
ihm dafür eine relative zu geben,
und das Ich in die allgemeine
Einheit zu versetzen, sodass sich 
jeder Einzelne nicht mehr für
eine Einheit, sondern für einen 
Teil der Einheit hält und nur 
noch in dem Ganzen wahrnehm-
bar ist.“

Das Ganze, von dem Rousseau hier 
spricht, heißt heute „die“ Wirt-
schaft, die relative Existenz eines 
jeden wird hergestellt durch einen 
universalen Mechanismus, den 
man als Konkurrenz kennt und die 
„gute soziale Einrichtung“, durch 
welche die Reduktion des „natür-
lichen Menschen als einer Einheit“ 
auf eine bloß relative Existenz von-
stattengeht, fi ndet man in der Schu-
le und dem Ganzen der schulischen 

„Alphabet“ – Film – Regie: Erwin Wagenhofer

Selektionsmechanismen, so wenig-
stens könnte eine zeitgemäße Deu-
tung der zitieren Worte des Aufklä-
rers Jean-Jacques Rousseau gehen.

Soweit der Film „Alphabet“ 
von Erwin Wagenhofer mit seinen 
Bildern den gerade dargestellten 
Zusammenhang zur Anschauung 
bringt, ist sein gedanklicher Ge-
halt reinster Rousseau. Jean-Jac-
ques Rousseau, der keine allgemei-
ne öffentliche Schule kannte, der 
ganz ohne die Erkenntnisse der mo-
dernen Hirnforschung auskommen 
musste, hat in seinem Erziehungs-
roman „Émile oder über die Erzie-
hung“ die natürliche Entwicklung 
des heranwachsenden Menschen in 
den Mittelpunkt gestellt und zum 
absoluten Maßstab aller pädago-
gischen Einwirkungen oder bes-
ser: Hilfestellungen gemacht, denn 
schon für Rousseau galt, dass der 
„Lehrer“ viel eher eine Art Lern-
begleiter zu sein habe, wie es post-
modern heißt, und dafür Sorge tra-
gen solle, dass die naturgegebene 
Entfaltung der menschlichen An-
lagen die passende Unterstützung 
erfahre. 

Wagenhofers Film bringt in 
dieser Hinsicht nichts sensatio-
nell Neues, versucht aber das zu 
philosophischem Dünnbier ge-
streckte aufklärerische Erbe Rous-
seaus sensationell herauszuputzen. 
Rousseau hatte immerhin noch das 
ganze Kind mitsamt seinem Körper 

und dessen Bedürfnissen und un-
vermeidlichen Leiden im Blick, als 
er seinen detaillierten Erziehungs-
plan entwarf. In „Alphabet“ wer-
den die Kinder dagegen darauf re-
duziert, allein körperliche Hüllen 
von Gehirnen abzugeben, deren 
optimale Entwicklung als allei-
niges Ziel menschlicher Entwick-
lung aufscheint. Dafür sorgt allei-
ne schon die szenenfüllende Präsenz 
des Hirnpropheten Gerald Hüther, 
der, ohne je die tiefen Täler und 
Niederungen täglicher (schul)pä-
dagogischer Praxis durchschritten 

zu haben, eine öffentlichkeitswirk-
sam inszenierte Spätberufung zum 
Erziehungsguru publizistisch aus-
zuschlachten weiß. Gegen Hüther 
und seine universal ausgezogenen 
Horizonte einer friedvoll-harmo-
nischen „hirngemäßen“ Non-Er-
ziehungswelt sieht jede beamtete 
oder angestellte Lehrkraft in der 
Republik notgedrungen alt und er-
bärmlich aus und steht als abge-
stumpfter, seiner eigentlichen Le-
bendigkeit beraubter Pauker da. 

Der Trick an Wagenhofers 
Film ist die begriffslose Entgegen-
setzung von Extrembeispielen, die 
keine Vermittlung mehr zulassen. 
Den chinesischen „Lernfabriken“ 
mit ihrem durch entsprechende Ka-
meraführung sinnfällig gemachten 
Leiden der Insassen/-innen wird 
die Idylle des zwanglosen „Mal-
ortes“ von Arno Stern in Paris ge-
genübergestellt; dem gütigen Ge-
sicht des in lebenslangem Einsatz 
für die Freiheit des Menschen er-
grauten Greises Stern stehen die 
kantigen Profi le von Bildungsma-
nagern und McKinsey-Aspiranten/-
innen gegenüber; dem humani-
stischen Pathos der Stimmen aus 
dem Off werden die nur noch zy-
nisch wirkenden Erfolgsformeln 
junger Management-Einsteiger/-
innen entgegengesetzt. Von pene-
tranter Zudringlichkeit ist die Ka-
meraaufzeichnung der Gesichter 
von Prüfl ingen, mit der die stress-
erfüllte Anspannung und das innere 
Leiden unter dem Paukregime „do-
kumentiert“ werden sollen. Min-
destens ist dem Film vorzuwerfen, 
in höchsten Graden manipulativ 
zu verfahren, da die Wertungen, 
zu denen das Publikum „erzogen“ 

Jean-Jacques Rousseau

Erwin Wagenhofer

werden soll, nicht nur von vorne-
herein feststehen, sondern durch 
entsprechendes Bild- und Tonma-
terial den Sprechtexten so unter-
legt werden, dass der Zuschau-
er nur den Intentionen des Filme-
machers zustimmen kann, will er 
sich nicht als moralische Sau füh-
len, die für die geistige Vergewal-
tigung von hoffnungsvollen klei-
nen Erdenbürgern/-innen eintritt.

Dabei zeichnet den Film ei-
ne eigentümliche Wahllosigkeit 
aus. Der ehemalige Personalvor-
stand der Telekom und Bologna-

Fan Thomas Sattelberger, der sich 
mit 63 aus dem aktiven Geschäft 
zurückgezogen hat, um nun „das“ 
System kritisch anzugehen, darf 
ausführlich „unsere“ vom System 
darniedergehaltenen „Begabungs-
reserven“ beklagen und sich dabei 
einen humanistischen Anstrich ge-
ben. Ist es zu weit hergeholt, sich 
hier an den elder statesman erin-
nert zu fühlen, der nach Beendi-
gung seiner „erfolgreichen“ aktiven 
Karriere als Kriegsminister, in der 
er die fl ächendeckende Zerstörung 
weiter Landstriche eines südosta-
siatischen Landes und die dazuge-
hörige Ermordung zahlloser Zivi-
listen betrieb, im Alter seine „hu-
manen“ Regungen entdeckte und 
(beispielsweise, aber nicht nur) 
als Weltbankpräsident zwanghaft 
„Gutes“ tat?

Der Film vollbringt das Kunst-
stück, von der selektiven Zurich-
tung des größten Teils der Mensch-
heit für ein Leben ohne Glück, in 
Abhängigkeit und Armut (die fall-
weise eindrucksvoll ins Bild gesetzt 
wird) zu berichten, ohne auch nur 
einmal die Existenz sozialer Klas-
sen auf diesem Planeten zu erwäh-
nen, ohne jeglichen Verweis auf 
die entsprechenden mächtigen In-
teressen, die hinter den dargestell-
ten Verhältnissen stehen. Das von 
Wagenhofer zur Anschauung ge-
brachte Szenario der Unterwerfung 
von Menschen unter das Regime ei-
ner bedingungslosen Konkurrenz 
verdankt sich ausschließlich dem 
„Wirtschaftsdenken“, der falschen 
Sicht auf den Menschen: Ein Reich 
der geistigen Gespenster, in dem es 
nun endlich einmal darum gehe, ein 
neues Denken einkehren zu lassen, 

damit alles gut werde! Einzig der 
Ex-Telekomianer spricht davon 
(man sieht es seinem würgenden 
Gesichtsausdruck an, wie schwer 
ihm das Unwort durch die Stimm-
ritze passt), dass es einer „Revo-
lution“ bedürfe, um die erstarrten 
Verhältnisse zum Tanzen zu brin-
gen, aber – das fügt er schneller, 
als das Unwort herausgewürgt 
ward, hinzu – selbstverständlich 
keiner „Revolution von unten“, 
sondern einer von „oben“. Als 
ob man nicht schon von den „Re-
formen“ von oben her genügend 
darüber Bescheid wüsste, was auf 
die Mehrheit der Menschheit aus 
dieser Himmelsrichtung zukommt! 
Aber woher soll auch einer, der für 
die Telekom den obersten Personal-
Drangsalierer gegeben hat, etwas 
von Demokratie verstehen!

Perfide wird das mit vielen 
schönen Erbauungsszenen arbei-
tende Filmchen von Wagenhofer 
dort, wo es den Gipfel des Bösen, 
das die Welt in seinen Ketten hält, 
ausgerechnet in China entdeckt, 
wo die Filmhandlung ihren An-
fang nimmt. Ausgerechnet China, 
bekanntermaßen das Land, wo die 
vermaledeite „asiatische Massen-
seele“ haust, gegenüber der das im 
Westen so hochgeschätzte Indivi-
duum noch nie eine Chance hatte!

Perfi de ist dieser Einstieg nicht 
nur deshalb, weil er sich an die 
sorgsam gepfl egten ideologischen 
Feindbilder in dieser Richtung 
manipulativ andockt, sondern vor 
allem darum, weil es der europä-
ische Imperialismus gewesen ist, 
der durch die Zerstörung des sub-
til austarierten paternalistischen 
Systems des alten chinesischen 
Kaiserreichs mit militärischer Ge-
walt, strategisch betriebenem Dro-
genhandel in riesenhaftem Stil und 
schließlicher Warlordisierung des 
Landes ein knappes Jahrhundert 
massenhaften Elends und Todes 
über den Kulturschaffer und –
bringer der Menschheit herauf-
beschwor. Ein Elend, aus dem die 
chinesische Nation nach unermess-
lichen Opfern und Anstrengungen 

dabei ist sich wieder zu erheben. 
Geschichtsblindheit ist hier das 
Mindeste, was man dem Film vor-
zuwerfen hat. Dies gilt auch für die 
Darstellung des Schulwesens in Eu-
ropa als einer ausschließlich zur 
militärischen Ab- und Zurichtung 
von Menschen gedachten Institu-
tion, ohne zu berücksichtigen, um 
wie viel größer das massenhafte 
Elend einer Kindheit unter barba-
rischen Arbeitszwängen war, das 
der Schulpflicht voranging! Zy-
nisch betrachtet, könnte man die 
Botschaft des Films, nur ein Leben 
ohne Schule sei lebenswert, auch 
einmal so verstehen, dass dann ja 
wohl die geschätzten 75 Millionen 
Kinder, die weltweit ohne Schulbil-
dung auskommen müssen, am be-
sten dran seien.

„Alphabet“ klingt aus in der 
warmherzigen Schilderung der 
selbstgewählten Handwerkerexi-
stenz eines Autodidakten und da 
bleibt er dann auch stehen: Bei re-
aktionärem Idyllenquark, der sich 
um die Frage drückt, wie und was 
Kinder zur Bewältigung der Pro-
bleme in der modernen Welt jetzt 
und in Zukunft lernen sollen und 
wie die dazu geeigneten Lernum-
gebungen beschaffen sein müssen. 
Angesichts dieser durch naturro-
mantische Feld-Wald-Wiesenpano-
ramen untermalten reaktionären 
Sehnsucht nach einer heilen Welt 
liegt die Befürchtung nahe, dass 
auch hier ein neuer Kulturkampf 
betrieben wird, dem das Konzept 
einer Entschulung der postmoder-
nen Zivilisation zum ideologischen 
Steigbügel der fi nanzpolitisch ge-
wünschten Zerstörung des öffent-
lichen Schulwesens wird. Allen die-
sen Bestrebungen kann daher nicht 
entschieden genug entgegengetre-
ten werden. Dass sich unabhängig 
davon die Frage stellt, wie ein men-
schengerechtes Schulsystem aus-
zusehen hat und welche Verände-
rungen dafür in die Wege geleitet 
werden müssen, ist unstrittig. Da-
für bedarf es nicht der Neurovisi-
onen eines Gerald Hüther. 

Ernst Olbrich

VOLKSINITIATIVE
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Blockupy 2014: Die Vorbereitungen haben begonnen
Die Konferenz „Resistance in the heart of the European crisis management“ vom 22. – 24. 11. 2013 in Frankfurt

Wer die Liste der Akteure auf der 
Blockupy-Vorbereitungskonferenz 
vom 22. – 24.11.2013 im Studie-
rendenhaus der Uni Frankfurt 
durchlas, konnte feststellen, dass 
Repräsentanten einer linken Oppo-
sition Frankreichs unter den Einzel-
personen und mitwirkenden Orga-
nisationen nicht zu fi nden waren, 
britische im Übrigen auch nicht. 
Stattdessen fanden sich Akteure aus 
Staaten, die zum europäischen Kreis 
der sogenannten früheren „Anwer-
beländer“ gehörten, aus denen die 
„rheinische“ Bundesrepublik selig 
bis 1973 die industrielle Reserve-
armee ihrer aufstrebenden Kon-
zerne gewann. Außerdem waren 
Vertreter/innen der anti-neolibe-
ralen Opposition aus Ungarn und 
Bulgarien gekommen, zwei Länder 
aus der Konkursmasse des Realen 
Sozialismus, die zum mittlerweile 
ostwärts ausgeweiteten Einfl ussge-
biet der europäischen Großmacht 
Deutschland zählen.

Verdacht erregend war in die-
sem Zusammenhang die mehrfach 
wiederholte Beteuerung des Syri-
za-Mitglieds Yiannis Bournos im 
Workshop „Die Rolle Deutsch-
lands in der Krise“, es gehe in der 
gegenwärtigen Situation nicht um 
„nationale Lösungen“, weil es auch 
nicht um Ursachen gehe, die in Feh-
lern der jeweiligen nationalen Po-
litiken zu fi nden seien. Sind – die 
Frage muss hier schon erlaubt sein – 
Vertreter der französischen Linken 
deswegen nicht unter den Blocku-
py-Mitwirkenden zu fi nden, weil 
mit Frankreich immerhin ein, bei 
allen Problemen, machtvoller Kon-
kurrent Deutschlands in der EU 
vorliegt, der sich durchaus noch 
nicht sämtlichen neoliberalen Pres-
sionen aus Brüssel zu beugen bereit 
ist? Frankreich hat mit seiner EU-
Mitgliedschaft seit jeher Ziele auf 
eigene nationale Rechnung verfolgt 
und besitzt deswegen auch stärker 
als die von der Wucht des deutschen 
Kapitals in die Knie gezwungenen 
Nationalökonomien der „Süd-EU“ 
eine Linke, die durchaus noch von 
nationalen Lösungen angesichts der 
um sich greifenden Krisenerschei-
nungen träumt.

Weitere respektlose Fragen 
seien in diesem Zusammenhang 
doch erlaubt.

Z. B. die, ob derjenige, der sich 
für die Krisen der südeuropäischen 
Nationalökonomien nur „europä-
ische“ Lösungen vorstellen mag, 
nicht das strategische Kalkül der 
wirtschaftlichen und politischen 
Machteliten Deutschlands (und der 
EU) um kritische Verbesserungs-
wünsche von unten ergänzt. Im-
merhin ist doch die Berufung auf 
„Europa“ und die Interessen der 
„europäischen Einigung“ seit je-
her das urdeutsche Ticket, auf 
dem die Bundesrepublik durch die 
Nachkriegsjahre und die ihnen fol-
genden Jahrzehnte segelte, um so 
ihren Wiederaufstieg zur europä-
ischen Hegemonialmacht zu be-
treiben. Warum also eigentlich – 
z. B. im Falle Griechenlands – kei-
ne nationalen Lösungen, wenn dies 
gleichzeitig bedeuten würde, Maß-
nahmen einzuleiten, mit denen die 
destruktive Dominanz des deut-
schen Austeritätsprojektes einge-
schränkt werden könnte? Immer-
hin ging und geht die Unterwerfung 
Griechenlands unter das Troika-
Regime mit einer massiven Einbu-
ße an demokratischer Legitimation 
der Exekutive einher, wie auch auf 
der Konferenz in verschiedenen Bei-

trägen immer wieder deutlich wur-
de. Man erinnert sich noch gut an 
den Aufschrei der „Spar-Europä-
er“, als die letzte griechische Re-
gierung die Troika-Pläne dem de-
mokratischen Votum einer Volks-
abstimmung unterstellen wollte 
und diese Aufmüpfi gkeit des grie-
chischen Souveräns in den Zentra-
len der Euro-„Retter“ gar nicht gut 
ankam. Unterdessen erlebt Grie-
chenland den Übergang zu einem 
Notverordnungsregime, das an die 
Untergangsphase der Weimarer Re-
publik erinnert und in dessen Rah-
men das Parlament in Gefahr ge-
rät, zunehmend auf eine Fassaden-
veranstaltung reduziert zu werden. 
Wären nicht „nationale“ Lösungen 
in diesem Kontext auch der Weg 
hin zu einem Rückgewinn an De-
mokratie?

Das Regime des Lissabon-
Vertrages
Natürlich ist dem Syriza-Vertre-
ter zuzustimmen, wenn er darauf 
besteht, dass die Krisen der grie-
chischen, der portugiesischen usw. 
Ökonomien nicht „hausgemacht“ 
sind, sondern ihnen der Vertrag von 
Lissabon zugrunde liegt, mit seinem 
Anspruch, aus der EU den „wettbe-
werbsfähigsten und dynamischsten 
wissensbasierten Wirtschaftsraum 
der Welt“ zu machen. Ein Vorhaben 
zur Verschärfung der Konkurrenz 
nach außen und innen, eine verita-
ble Drohung, die vor allem die auf-
strebende Wirtschaftsmacht China 
als Widerpart und Maßstab ins Vi-
sier nimmt. Weiterhin ist Yiannis 
Bournos‘ Schlussfolgerung aus die-
sem Vorhaben nicht von der Hand 
zu weisen, dass die Intentionen des 
Lissabon-Abkommens nur mit ei-
ner radikalen Absenkung der euro-
päischen Kosten für den Faktor Ar-
beit zu haben sein werden, was auf 
die Einführung „chinesischer“ Ver-
hältnisse auf dem europäischen Ar-
beitsmarkt hinausläuft. Wie in der 
FLZ berichtet, macht Griechenland 
hier schon seit einiger Zeit einschlä-
gige Erfahrungen im Hafen von Pi-
räus mit der chinesischen Großree-
derei Cosco.

Arbeitslose heute – 
Wanderarbeiter/-innen morgen? 
Vielleicht sollte man sich in diesem 
Zusammenhang mit dem Gedanken 
vertraut machen, dass die Zeit für 
fraglose Sozialstandards in Europa 
nach dem Willen der Euroschöpfer 
endgültig abgelaufen ist. Ernst zu 
nehmen ist die Angst davor, dass die 
Massen der in Südeuropa buchstäb-
lich auf die Straße geschmissenen 
Beschäftigten die Anfänge einer eu-
ropäischen Arbeits-Reservearmee 
von Wanderarbeitern/-innen dar-
stellen. Sie als die Ausgemusterten 
der Eurokrise wären dazu auser-
sehen , um der nackten Selbster-
haltung willen ihre Arbeitskraft 
zu Bedingungen ausnutzen zu las-
sen, die nur geringfügig über dem 
Elend von Obdachlosen und brasili-
anischen Favela-Bewohnern/-innen, 
ein Elend, in welches sie in Zeiten 
erzwungener Beschäftigungslosig-
keit ohne Überlebensgarantien peri-
odisch hineingedrückt würden. Der 
globale „Bildungsexperte“, der das 
auf PISA-Niveau getrimmte euro-
päische Schulsystem an der angeb-
lichen Integrationsfähigkeit chine-
sischer Großstädte für den Nach-
wuchs von Wanderarbeitern/-innen 
ausrichten will (laut seinen Aussa-
gen in der FR vom 16. 08. 2013), 
steht in Form des deutschen PISA-

Koordinators Andreas Schleicher 
schon in den Startlöchern. Wer all 
dies für düstere Verschwörungsthe-
orien aus den Köpfen von Parano-
ikern hält, dem seien beispielswei-
se die öffentlich in der SZ vom 22. 
11. 2013 ausgeplauderten Ideen 
des Präsidenten des International 
Institute of Strategie Studies in Lon-
don, François Heisbourg, für eine 
Post-Euro-EU zur Kenntnisnahme 
empfohlen. Heisenbourg nämlich 
erklärte dort: „Funktionieren kann 
das“ [der Euroausstieg, FLZ] „al-
lerdings nur, wenn Frankreich sich 
gleichzeitig zu umfassenden Re-

formen verpfl ichtete -Hartz l bis 
IV sozusagen, das Programm des 
Gallois-Berichts, mit dem die Ar-
beitskosten drastisch gesenkt wür-
den.“ So artikulieren sich die sehr 
bewussten Planungsideen zur Ver-
breitung von weiterem massen-
haften Elend als edle Verpfl ichtung 
der Strategen in London.

Jedenfalls lassen die von Bour-
nos skizzierten Worst-Case-Szena-
rios die zentrale Wichtigkeit einer 
auf der Konferenz geforderten „lin-
ken“ Position in der europaweiten 
Migrationspolitik in einem neuen 
Licht erscheinen. Wenn es auf ir-
gendeinem Gebiet darum zu ge-
hen hätte, nationale „Egoismen“ 
gründlich zu diskreditieren und ih-
re institutionellen Verlaufsformen 
abzubauen, dann hierbei. Zurzeit 
jedenfalls wird hier unter Ausnut-
zung primitivster rassistischer Vor-
urteile die Illegalisierung auch der 
europainternen Arbeitsmigration 
betrieben, um auf diese Weise die 
Betroffenen der sich ausbreitenden 
Massenarbeitslosigkeit, häufi g aus 
den früheren Ländern des Realen 
Sozialismus, abgewertet als „Zi-
geuner“, unter ein Migrationsre-
gime zu pressen, das sie sämtlicher, 
mit dem ökonomischen Zwang zur 
Lohnarbeit verbundenen Rech-
te beraubt. So werden sie zum 
umso willfährigeren Opfer skru-
pelloser Ausbeuter. Hier ist auch 
eines der zentralen Themenfelder 
eines entschiedeneren Kampfes ge-
gen Rechts und eines wiedererstar-
kenden Nazitums zu sehen, das sei-
ne Erfolge zu einem wesentlichen 
Anteil aus der „Verteidigung“ von 
hermetisch gegen „Ausländer“ ab-
geschlossenen nationalen Arbeits-
marktes und der dazu gehörigen 
rassistischen Gewalt bezieht. 

Durch Selbsthilfe zu einer 
Erneuerung der Demokratie?
In der Eröffnungsveranstaltung 
betonten die Vertreter aus Italien 
und Griechenland neben ihren ein-
drücklichen Beschreibungen des 
sich ausbreitenden Elends in ihren 
Ländern, dass in den von der Tro-
ika und verwandten Deregulierern 
geschaffenen Verhältnissen auch 
Funken der Hoffnung aufblitzten, 

da Menschen – dazu gezwungen, 
in ihren Nachbarschaften und an-
deren Bezugssystemen Überlebens-
strukturen zur Kompensation aus-
fallender staatlicher Einrichtungen 
zu schaffen – beginnen, sich selbst 
zu organisieren, neue Formen der 
Kooperation und der direkten De-
mokratie zu entwickeln und so ei-
ne Autonomie gewinnen, die ihnen 
unter dem bisherigen staatlichen 
Regime verwehrt blieb.

Der Vertreter Italiens auf dem 
Eröffnungspodium betonte die – 
noch? – deutlich weniger drama-
tische Situation der Menschen dort 

im Vergleich zu Griechenland und 
erklärte, man habe es in Gestalt der 
Krise mit einem riesenhaften, tief-
gehenden Prozess der Neujustie-
rung der Machtbeziehungen zwi-
schen den sozialen Klassen zu tun, 
der europaweit verlaufe und alle 
Länder betreffe, wenn auch in un-
terschiedlichen Graden.

Als typische Merkmale benann-
te er weiterhin auch in Deutschland 
sattsam bekannte Erscheinungen 
wie die Umwandlung öffentlicher 
Güter in private und die Privati-
sierung von öffentlichen Diensten. 
Deren Konsequenzen führten zu ei-
ner Vielzahl einzelner Kämpfe auf 
unterschiedlichen Ebenen lokaler, 
regionaler und überregionaler Art. 
Sie drehen sich darum, soziale Exi-
stenzbedingungen und Rechte zu 
verteidigen wie z. B. bei Hausbeset-
zungen, um das Recht auf Wohn-
raum zu verteidigen oder auch in 
Kämpfen zur Aufrechterhaltung der 
Einkommensbedingungen. Da die-
se im Prinzip zunächst sehr zersplit-
tert wirkenden Kämpfe alle auf die-
selben gemeinsamen Ursachen im 
europäischen Maßstab zurückzu-
führen seien, müsse man einigende 
Bänder entwickeln, um die einzel-
nen Auseinandersetzungen in einer 
zusammenhängenden sozialen Be-
wegung zu vereinigen. Nur so sei 
letztlich die darin liegende Macht 
und Dynamik zu voller Wirksam-
keit zu entfalten. Lokale Aktions-
zentren, wie sie beispielsweise in 
der Existenz des Blockupy-Bünd-
nisses vorlägen, seien wichtige Kno-
tenpunkte einer notwendigerweise 
europaweiten sozialen Bewegung, 
aus denen Bündelungsenergien ge-
wonnen werden müssten, die über 
den bloße Anlass der jeweiligen Ak-
tionen hinausreichen müssten. Eine 
symbolische Aktion wie jene, die 
für 2014 von Blockupy aus Anlass 
der wahrscheinlichen Einweihung 
der EZB geplant und in Vorberei-
tung sei, solle daher auch nicht die 
Absicht verfolgen, mit dem Finger 
auf den „Feind“ zu zeigen, denn wo 
dieser stehe, sei den Menschen oh-
nehin bewusst.  Vielmehr habe man 
dem Feind die Einheit der verschie-
denen Zweige der Widerstandsbe-
wegung zu demonstrieren.

Auch wenn man Blockupy aus 
vielen Gründen positiv gegenüber-
steht, bleiben abschließend gewisse 
Zweifel wie z. B. der, ob man mit 
der EZB tatsächlich den richtigen 
Gegner ausfi ndig gemacht hat oder 
ob eine Aktion vor einer Lidl- bzw. 
ALDI-Filiale, einer Niederlassung 
der BASF, einer „ökologisch“ un-
verdächtigen Produktionsstätte 
für Windkraftanlagen oder einem 
Naturkostladen nicht ebenso ange-
bracht wäre, weil an allen diesen 
Örtlichkeiten (bei der BASF wahr-
scheinlich noch am wenigsten) auf 
Arbeitgeberseite sehr wohl die Glei-

chung beherrscht wird, nach der 
eine anständige Entlohnung Gift 
für die wirtschaftlichen Überle-
bensbedingungen der jeweiligen Be-
triebe Denn überall dort, wo man 
den Niedriglohn, die 450,-Euro-
jobberin oder einfach die prekär 
beschäftigte Angestellte, die aus 
„ökologischen“ Erwägungen die 
eigenen Ansprüche schon selbst-
ständig reduziert hat, vor allem 
anderen schätzt, ist die Krise, ge-
gen die es geht, schon angekom-
men. Steckt nicht vielmehr in der 
Wut auf „das Finanzkapital“ als 
dem bösen Buben und Urheber der 
Krise ein falsches Verständnis von 
der – notwendigen! – Funktion der 
Banken im euphemistisch „Markt-
wirtschaft“ genannten Wirtschafts-
system und damit den tatsäch-
lichen Gründen für die grundsätz-
licher Unverträglichkeit des (neo)
liberalen Freiheitsbegriffs und den 
Bedürfnissen der Menschheit?

Wichtig und bedeutsam bleibt 
an dieser Veranstaltung der Hin-
weis auf die außereuropäischen 
Krisenerfahrungen und deren Be-
wältigungsformen, die erheblich 
älter und länger anhaltend sind 
als das Euro-Szenario. Wenn hier 
in Frankfurt jetzt von fünf Jahren 
Krise die Rede sei, dann sei dieser 
Aussage damit zu begegnen, dass 
aus diesem Standpunkt eine ausge-
sprochen eurozentrische Sichtwei-
se spreche, so jedenfalls die deut-
sche Sprecherin des Eu-Grenz-
camps. Immer wieder kam in den 
verschiedenen Beiträgen der Disku-
tierenden das Beispiel Argentinien 
vor, bei dessen Zusammenbruch 
unter dem IWF-Regime ausgespro-
chen modellhafte Erfahrungen von 
Selbstorganisation, neuen – auch 
wirtschaftlichen – Kooperations-
formen und demokratischer Selbst-
bestimmung erzielt wurden, die bis 
heute nachwirken, ohne dass sie in 
der „Ersten Welt“ hinreichend re-
zipiert würden. Die Konferenz hat-
te sicher jede Menge Diskussions-
themen und –stränge zu bieten, die 
angesichts der gegenwärtigen Lage 
und der drohenden Gefahren weiter 
diskutiert werden müssen.

Ernst Olbrich

Blockupy 2012 
in Frankfurt am 
Main
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Am 8. Mai dieses Jahres wurde be-
kannt: die Käthe-Kollwitz-Schule 
in Offenbach soll zusammen mit 
zwei anderen Schulen den Aachener 
Friedenspreis erhalten, weil sie der 
Bundeswehr den Zutritt zur Schu-
le verwehrt.

Im Kollegium herrscht große 
Freude. Denn wir haben gute Grün-
de für unsere Haltung. Gleichzeitig 
betrachten wir den Preis als Aner-
kennung und Rückenstärkung für 
unsere Auseinandersetzung mit ei-
ner Schulleiterin, die die Meinung 
des Kollegiums am Liebsten tot-
schweigen will. Ein Blick zurück.

Im März des Jahres 2011 be-
fasst sich die Gesamtkonferenz 
auf Initiative der GEW-Schulgrup-
pe mit der zunehmenden Militari-
sierung der Gesellschaft. Der Ein-
satz der Bundeswehr im Inland, 
die immer stärkere Unterordnung 
ziviler Hilfsorganisationen unter 
das Kommando der Bundeswehr 
(„Heimatschutz“), der Einsatz der 
Bundeswehr in aller Welt zur Si-
cherung der Rohstoffversorgung 
und schließlich der massive Zu-
griff der Militärs auf die Jugend, 
um sie für diese Ziele zu gewin-
nen – das waren die Themen, mit 
denen wir uns auf der Konferenz 
auseinandersetzten. Als Ergebnis 
dieser Diskussion fassen wir dann 
mit 1 Gegenstimme und 9 Enthal-
tungen den Beschluss:

Die Gesamtkonferenz lehnt die 
Kooperationsvereinbarung zwi-
schen dem Hessischen Kultusmi-
nisterium und der Bundeswehr ab 
und will keine Jugendoffi ziere an 
der Käthe-Kollwitz-Schule haben. 

Einen Tag später übernimmt 
die Schulkonferenz (einstimmig) 
diesen Beschluss und begrün-
det ihn: Die Bundeswehr ist kei-
ne Verteidigungsarmee mehr, wie 
vom Grundgesetz vorgesehen. Sie 
ist eine Armee im Einsatz und dient 
den Interessen der Wirtschaft, wie 
der „Sicherung der Rohstoff- und 
Warenströme, der Transportwege“ 
und vielem mehr – so als offi zielle 
Regierungspolitik festgeschrieben 
im Weißbuch der Bundesregie-
rung im Jahre 2006. Wir wollen 
nicht, dass unsere Schülerinnen und 
Schüler für einen Krieg gegen ande-
re Völker rekrutiert werden. Und 
wir wollen auch nicht, dass sich die 
Bundeswehr als friedensschaffende 
Kraft anpreisen kann. Deshalb leh-
nen wir es ab, dass Jugendoffi ziere 
der Bundeswehr an die Käthe-Kol-
lwitz-Schule kommen und stellen 
uns damit einer immer stärkeren 
Militarisierung der Gesellschaft 
entgegen.

Die GEW-Schulgruppe macht 
die Beschlüsse dann bekannt, und 
die Antimilitaristen und Kriegs-
gegner sind bald bundesweit in-
formiert. Unsere Beschlüsse wer-
den weiter getragen, wir werden als 
Redner zu Veranstaltungen einge-
laden, werden um Rat gefragt. So 
werden schließlich auch die Initia-
toren des Aachener Friedenspreises 
auf uns aufmerksam.

Die neue Schulleiterin, die 
kurz nach unserer Diskussion an 
die Käthe-Kollwitz-Schule kommt, 
tritt zunächst nicht offen gegen un-
sere Beschlüsse auf. Eine Anfrage 
der Initiative „Bertha ohne Mili-
tär“ (die gegen die regelmäßigen 
Auftritte der Bundeswehr an der 
Bertha-von-Suttner- Schule in Mör-
felden-Walldorf mobil macht) we-
gen eines Referenten für eine Ver-
anstaltung unterschlägt sie dem 
Kollegium dann allerdings. Wochen 

Militär raus aus 
den Schulen!

Unterricht unter 
schwierigen Bedingungen

später wird uns diese dennoch be-
kannt und wir stellen die Schullei-
terin in der Gesamtkonferenz zur 
Rede. Das endet schließlich darin, 
dass die Initiative eine Absage be-
kommt und uns untersagt wird, im 
Namen der Käthe-Kollwitz-Schule 
an der Podiumsdiskussion teilzu-
nehmen. Wir fahren trotzdem hin, 
sind auf dem Podium und machen 
neben unserer Haltung auch das 
Verbot bekannt

Im Mai dieses Jahres berich-
ten die Medien dann bundesweit, 
dass der Käthe-Kollwitz-Schule 
der Aachener Friedenspreis ver-
liehen wird. Wir bekommen zahl-
reiche Solidaritätsschreiben, aber 
natürlich auch wütende Proteste: 
von der Offenbacher CDU, dem 
Reservistenverband, der „Jungen 
Freiheit“, einzelnen Soldaten und 
anderen.

Den Friedenspreis abzulehnen, 
wie es die Schulleiterin der Hulda-
von-Pankok Schule in Düsseldorf 
getan hat, das traut sich die Schul-
leiterin der Käthe-Kollwitz-Schu-
le nicht. Die Empörung im Kolle-
gium wäre zu groß. Also tritt sie 
die Flucht nach vorn an. Eine De-
legation darf den Preis am 1. Sep-
tember (Antikriegstag) in Aachen 
entgegennehmen. Gleichzeitig wer-
den die Beschlüsse von Schul- und 
Gesamtkonferenz, sowie der Schü-
lervertretung, die einen ganz ähn-
lichen Beschluss gefasst hatte, un-
ter Verschluss gehalten. Sie sind bis 
heute von der Schule nicht veröf-
fentlicht worden. Dafür hat allein 
die GEW-Schulgruppe gesorgt.

 WENN DIE OBREN 
VOM FRIEDEN 
REDEN

  Weiß das gemeine Volk
  Daß es Krieg gibt.
  Wenn die Oberen den 

Krieg verfl uchen
  Sind die Gestellungs-

befehle schon ausge-
schrieben:

  Bertolt Brecht, 
Svendborger Gedichte

Wir stecken heute mitten drin in 
der dritten Weltwirtschaftskri-
se. Ein Ende ist nicht in Sicht. 
Und wir wissen, wie der Kapita-
lismus seine ersten beiden Welt-
wirtschaftskrisen gelöst hat: mit 
zwei Weltkriegen. Millionen von 
Menschen mussten für die Profit-
gier des Kapitals sterben, ganze 
Länder wurden verwüstet. Heute 
nun wird das Militär in die Schu-
len gepresst und der Jugend die 
Kriegsvorbereitung als Einsatz 
für Frieden und Demokratie für 
andere Völker verkauft. 

Die Kooperationsvereinba-
rungen mit der Bundeswehr müs-
sen fallen! Die Beschlüsse einzel-
ner Schulen gegen diese Vereinba-
rungen sind nur ein erster kleiner 
Schritt. Wir müssen zu einer brei-
ten Antikriegsfront kommen. Es ist 
höchste Zeit!

„Das Jahr 2013 könnte ein 
Vorkriegsjahr werden wie das Jahr 
1913, wo alle Menschen an Frieden 
glaubten, bevor der Krieg kam“: 
(Jean-Claude Junker, Premiermi-
nister Luxemburgs  ehemals Vor-
sitzender der Euro-Gruppe, Kurier 
13. 01. 2013)

Eberhard Enß
GEW-Vertrauensmann, Käthe-

Kollwitz-Schule, Offenbach

„Wo wohnen Sie?“ - „In die Kir-
che.“ - „Fast richtig. Die Antwort 
lautet: Ich wohne in DER Kirche. 
Noch besser: Ich wohne in Frank-
furt-Gutleut in der entwidmeten 
Kirche“. 

Ungewöhnlicher Unterricht: 
Ehrenamtliche unterrichten in einer 
Kirche die sogenannten Lampedu-
sa-Flüchtlinge. Jeden Tag gibt es Al-
phabetisierungs- und Deutschkurse 
in verschiedenen Niveau-Stufen.

„Ich bin froh, die Sprache ler-
nen zu können“, so Bill, ein junger 
Mann aus Ghana. „Vor allem kön-
nen wir hier erstmal wohnen. Und 
viele Menschen interessieren sich 
für uns“. Vor ein paar Wochen sah 
das noch anders aus: 22 Männer 
im Alter von 20 bis 45 aus Ghana, 
Nigeria und anderen westafrika-
nischen Staaten haben unter einer 
Brücke in der Frankfurter Innen-
stadt übernachtet. Über Spanien 
und Italien waren sie nach Deutsch-
land gekommen, um hier eine Zu-
kunft zu fi nden. 

Eine Pfarrerin  knüpfte Kon-
takt zu ihnen und handelte - „Zu-
nächst konnten die Leute in der 
Cantate-Domino-Kirche übernach-
ten, um nicht draußen schlafen zu 
müssen“, erzählt Christine Fischer, 
eine der HelferInnen. „Die ist aber 
auf Dauer ungeeignet. Jetzt haben 

sie erstmal in der entwidmeten Kir-
che eine Bleibe erhalten“. Viele Hel-
ferInnen unterstützen die Flücht-
linge nach Kräften: Sachspenden 
werden gesammelt und verteilt, 
es gibt täglich eine warme Mahl-
zeit. Und Unterricht. „Wir wol-
len die Leute so wenig wie mög-
lich bevormunden“, betont Fischer. 
„Damit sie für sich selber sprechen 
und selbstbestimmt handeln kön-
nen, sind Deutschkenntnisse ex-
trem wichtig“. 

Die Lehrkräfte und ihre Schüler 
stehen dabei vor verschiedenen He-
rausforderungen. Von ruhiger Ler-
natmosphäre während des Unter-
richts kann kaum die Rede sein: Im 
Unterrichtsraum, dem Eingangsbe-
reich der Kirche, herrscht ein stän-
diges Kommen und Gehen, Helfe-
rInnen bringen Essen, Kleidung 
und Unterrichtsmaterial, die Pres-
se ist oft da. Der Bildungsstand der 
Flüchtlinge ist zudem sehr unter-
schiedlich. Erst seit dieser Woche 
gibt es Stühle. „Aber das wird“, 
meint Fischer optimistisch, „bald 
erhalten wir auch Tische, Flipchart 
und Beamer“. 

An Lehrkräften mangelt es 
hingegen nicht: Mehr als 50 Men-
schen, die mitmachen wollen, ha-
ben sich bereits gemeldet, darun-
ter viele LehrerInnen und Pädago-

gInnen. Für unerfahrene Lehrkräfte 
wird ein Deutschkurs-Workshop 
organisiert. „Das große Interesse 
ist super“, so Lara Fritz vom Netz-
werk „Teachers on the Road“, das 
den Unterricht koordiniert und 
normalerweise Deutschunterricht 
in Flüchtlingsheimen in Rheinland-
Pfalz und Hessen anbietet. „Wir 
hoffen natürlich, dass es durch die 
Solidarität mit den Lampedusa-
Flüchtlingen zu einer dauerhaften 
Unterstützung von Menschen in 
ähnlichen Situationen kommt. Ein 
erleichterter Zugang zu Bildung ist 
für sämtliche Flüchtlinge dringend 
notwendig. Und eine Zukunftsper-
spektive“. 

Diese ist auch bei den Lampe-
dusa-Flüchtlingen in der Frank-
furter Kirche vollkommen unklar. 
Erstmal geht der Unterricht wei-
ter. „Was ist dein Ziel?“ – „Ich 
möchte arbeiten und in Frankfurt 
bleiben“.

 
Der Autor: 
Uli Tomaschowski ist 
Koordinator des Projekts 
„Teachers on the road“; 
Kontakt: lehreruli@googlemail.
com; 
Website: https://nksnet.word-
press.com

Transborder Map: Eine Karte des Wider-
standes gegen das EU-Grenzregime

Ob an der griechisch-türkischen 
Grenze und in der Ägäis, in den 
Meerengen von Sizilien oder Gi-
braltar, rund um die Insel Lampedu-
sa oder um die Enklaven Ceuta und 
Melilla: die Bilder an den Außen-
grenzen, gleichen sich. Monströse 
Zaunanlagen und High-Tech-Über-
wachung, EU-fi nanzierte Abschie-
begefängnisse und Dauereinsätze 
der Grenzschutzagentur Frontex 
prägen die Situation. Die Ukraine, 
Türkei, Libyen, Tunesien, Marok-
ko und sogar westafrikanische Län-
der sind aus der Perspektive der EU 
wesentliche Stationen der Transit-
migration und sollen - mittels öko-
nomischem Druck und fi nanziellen 
Anreizen – so weit wie möglich in 
die Migrationskontrolle eingebun-
den werden. Diese Vorverlagerung 
des Grenzregimes Richtung Süden 
und Osten, hat tausendfachen Tod 
und Leid zur Folge, einkalkuliert 
im Sinne einer EU-Abschreckungs-
strategie gegen die „illegale Migra-
tion“.

Umso bedeutender erscheint, 
was sich in den letzten Jahren an 
transnationalem Widerstand ent-
wickelt hat. 

Die Nobordercamps und Kara-
wanen in den umkämpften Grenz-
räumen stehen für öffentlichkeits-
wirksame und eher symbolische 
Interventionen. Aus den Kontak-
ten haben sich zugleich längerfri-
stige Strukturen entwickelt, die 
sich zunehmend besser vernetzen. 
Das so gewonnene Wissen fi ndet 
Umsetzung z.B. in dem virtuellen 
Fluchthilfe-Leitfaden von Welcome 
to Europe, der zur konkreten Un-
terstützung von Flüchtlingen und 
MigrantInnen „on the move“ nütz-
liche Adressen und praktische In-
formationen aus allen wichtigen 
Transit- und Zielländern in vier 
Sprachen anbietet. 

Die andauernden Kämpfe um 
Bewegungsfreiheit an den Außen-
grenzen korrespondieren mit einer 
Welle von Streiks, Protestcamps 
und Demonstrationen selbstorga-

nisierter Flüchtlinge im Innern der 
EU, u.a. in Deutschland, Nieder-
lande, Österreich, Polen und Un-
garn. Die gegenseitige Inspiration 
ist offensichtlich, und die Kamp-
ferfahrungen aus dem Transit fl ie-
ßen mit ein.

In der Transborder-Map fi n-
den sich bislang nur wenige Sym-
bole für migrantische Kämpfe im 
Innern der EU. Sie erhebt nicht den 
Anspruch auf Vollständigkeit. Die 
Karte bietet aber einen ersten Über-
blick über eine wachsende Anzahl 
sich vernetzender Initiativen in 
ganz Europa und darüber hinaus. 
Momentan ist der Aufbau einer in-
teraktiven Plattform im Gange. Al-
so einer Karte, die es zu ergänzen 
und zu aktualisieren gilt, die am 
Puls der Bewegungen der Migrati-
on die Widerständigkeiten in ihrer 
Vielfalt sichtbar macht.

http://kompass.antira.info/
netzwerke/die-transborder-map/
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„Rassistischen Kampagnen gegen Flüchtlinge 
und Asylsuchende entgegentreten!“

Zur bewussten Auseinanderset-
zung mit Flucht und Asyl möch-
te ein Projekt kritischer Bildungs-
arbeit in Frankfurt anregen, das 
sich in den letzten zwei Jahren 
etabliert hat. 

Die Schwierigkeiten, denen 
Menschen nicht nur auf ihren 
Fluchtwegen begegnen, sondern 
auch in Zusammenhang mit dem 
deutschen Einwanderungssystem, 
bleiben oft im Verborgenen. Auf 
diese  unbeleuchteten und häufi g 
diskriminierenden Bedingungen 
möchte das Bildungsangebot auf-
merksam machen und bietet hier-
für einen interaktiven Rundgang 
an, der für die schulische und 
außerschulische Bildung ab Jahr-
gang 8 geeignet ist. 

Schülerinnen und Schülern 
werden die Lebensrealitäten von 
Flüchtlingen in Deutschland ein 
Stück näher gebracht. Auf der 
pädagogisch begleiteten Spuren-
suche im Zentrum Frankfurts 
können die Teilnehmenden über 
mehrere Stationen verteilt ler-
nen, wie verankert und dennoch 
oft unsichtbar institutionelle Dis-
kriminierung von Flüchtlingen 
und Asylsuchenden ist. Entlang 
symbolischer Orte, denen thema-
tische Schwerpunkte wie Lager-
leben, Residenzpfl icht, racial pro-
fi ling und Asylrecht zugeordnet 
sind, ermöglicht der Rundgang 
andere, ungewohnte Perspektiven 
auf Alltägliches. Bekannte Orte,
 wie die U-Bahn-Station Konsta-
blerwache, erhalten durch die 
Diskussion der Mobilitätsbe-
schränkung für Flüchtlinge ganz 

Seit Wochen gehören aggressive 
Proteste mit Slogans wie „“Nein 
zum Heim“ vor Flüchtlingsun-
terkünften quer durch Deutsch-
land zum Alltag. Täglich wer-
den in Deutschland zwei bis drei 
politisch rechts und rassistisch 
motivierte Gewalttaten verübt. 
Es vergeht kaum ein Wochenen-
de, an dem nicht Neonazis in der 
Provinz aufmarschieren. Sie de-
monstrieren vor Asylheimen mit 
Fackeln, wie in Schneeberg, sie 
organisieren Angriffe und po-
gromartige Stimmungen gegen 
Flüchtlinge nicht nur in Ost-
deutschland. Es brennen wieder 
Flüchtlingsunterkünfte und „Ro-
ma-Häuser“, in einer Dichte ver-
gleichbar Anfang der 90er Jahre:

■ 16. 08. 2013 
Brandsatz auf Luckenwalder 
„Asylheim“ (Brandenburg)

■ 16. 09. 2013 
Brandanschlag auf zukünf-
tige Flüchtlingsunterkunft in 
Premnitz (Brandenburg)

■ 07. 10. 2013 
Brandanschlag auf Asylbe-
werberheim in Güstrow (Me-
cklenburg-Vorpommern)

■ 09. 10. 2013 
Brandstiftung an von Roma-
Familien bewohntem Haus in 
Duisburg (NRW)

■ 17. 10. 2013 
Brandstiftung auf Asylbewer-
berunterkunft in Gemünden 
am Main (Bayern)

■ 19. 10. 2013 
Brandanschlag auf Asylunter-
kunft in Wehr (Baden-Württ-
emberg)

■ 21. 10. 2013 
Brandanschlag auf Sinti und 
Roma-Zentrum in Oldenburg 
(Niedersachsen)

Dass dies im Deutschland von 
heute möglich ist, dass die Men-
schen ganzer Landstriche wieder 
eine Art soziale Bewegung „gegen 
Ausländer“, geschürt von Neo-
nazis, mittragen, ist beschämend 
und bedarf klarer Antworten.

Die Sorge um die Menschen, die 
in Deutschland Schutz suchen, 
hat mehr als 180 Prominente aus 
Politik, Gewerkschaften und Wis-
senschaft, 13 evangelische Bi-
schöfe, Superintendenten und 
Kirchenpräsidenten im Septem-
ber zur Unterzeichnung eines ge-
meinsamen Aufrufs von Akti-
on Sühnezeichen Friedensdienste, 
der Amadeu Antonio Stiftung, 
Pro Asyl, der Bundesarbeitsge-
meinschaft Kirche und Rechts-
extremismus und Bundesarbeits-
gemeinschaft Asyl in der Kirche 
veranlasst.
http://www.proasyl.de/fi leadmin/
fm-dam/NEWS/2013/Aufruf_Er-
stunterzeichner_innen.pdf

Sie erklären: „Die Aus-
grenzung von Flüchtlingen 

und Asylsuchenden muss 
beendet werden. Wir wol-
len ein gesellschaftliches 
Klima des Willkommens 
schaffen, statt Flüchtlinge 
zum Problem zu erklären 
und rassistische Kampa-
gnen auf dem Rücken 
von Schutzsuchenden zu 
führen.“

Sie fordern in ihrem Appell auch, 
Flüchtlinge statt in „Massenun-
terkünften“ in „menschenwürdi-
gen Wohnungen“ unterzubringen.
Sie fordern, dass sich Asylsuchen-
de frei bewegen können und sich 
nicht in einem bestimmten Gebiet 
aufhalten müssen. Sie wollen, 
dass Flüchtlinge arbeiten und zur 
Schule gehen dürfen und nicht 
jahrelang betätigungslos in Hei-
men herumsitzen müssen. 

Die GEW hat als Bildungsge-
werkschaft stets Rassismus in 
und außerhalb der Schule thema-
tisiert und wird auch weiterhin 
ihren Beitrag zu einer demokra-
tischen Erziehung im Sinne der 
Menschenrechte leisten.

Politische und konkrete Unter-
stützung leisten die Initiatoren 
des Aufrufs ebenso wie lokale 
Flüchtlingsinitiativen in Frank-
furt. 

Zwischen Duldung, Anerkennung
und Abschiebung 
Ein rassismuskritischer Stadtrundgang

MigrAr – Gewerkschaftliche 
Anlaufstelle für MigrantInnen
in prekären Arbeitsverhältnissen, 
mit und ohne Papiere
Im Rhein-Main-Gebiet leben zwi-
schen 25.000 und 50.000 „status-
lose“ Menschen, sog. „Sans Papiers“ 
oder „Undokumentierte“. Sie ar-
beiten in unterschiedlichsten Bran-
chen und Betrieben, am Flughafen 
oder am Bau, im Reinigungsge-
werbe, in Privathaushalten, Pfl ege, 
Gastronomie und Landwirtschaft, 
und stellen damit eine wichtige Säu-
le der Dienstleistungsökonomie des 
Ballungsgebietes dar. Seit Septem-
ber 2010 gibt es für sie eine kos-
tenlose arbeits- und tarifrechtliche 
Erstberatung bei „MigrAr“, der 
„gewerkschaftlichen Anlaufstelle 
für MigrantInnen in prekären Ar-
beitsverhältnissen, mit und ohne 
Papiere“. Mit MigrAr decken wir 
eine „Lücke“ im Beratungsange-
bot des Rhein-Main-Gebiets ab: 
die Durchsetzung bestehender Ar-
beitsrechte unabhängig von Auf-
enthaltsstatus und Arbeitserlaub-
nis. Denn, was viele nicht wissen: 
Wer arbeitet, hat immer auch Rech-
te – selbst ohne schriftlichen Ar-
beitsvertrag! Jede geleistete Arbeit 
muss bezahlt werden, incl. Über-
stunden, Urlaubs- und Kranken-
geldansprüchen. Es gibt gesetzliche 
und tarifl iche Regelungen für die 
Arbeitszeit. In vielen Branchen gibt 
es zudem Mindestlöhne, die einge-
halten werden müssen.

Aktuell ist dies besonders 
wichtig für Menschen aus Osteu-
ropa, die zwar EU-BürgerInnen 
sind, aber als BürgerInnen zwei-
ter Klasse‘ oft nur einen einge-
schränkten Zugang zum Arbeits-
markt haben und meist nur als 
selbständige Gewerbetreibende 
hier arbeiten dürfen. Das wird von 
vielen Arbeitgebern ausgenutzt, 
die die Beschäftigten als Schein-
selbständige auf Werkvertragsba-
sis einsetzen und damit die Zah-
lung von Sozialversicherungsabga-
ben und Steuern umgehen. Allein 
im Rhein-Main-Gebiet arbeiten 
lt. polizeilichen Schätzungen der-
zeit rund 10.000 bis 12.000 Be-
schäftigte auf Werkvertragsbasis, 
de facto meist als Tagelöhner, zu 
Dumpinglöhnen und unversichert. 
Wenn dann etwas passiert, stehen 
die Menschen oft schutz- und mit-

tellos da und fallen durch alle Ma-
schen des Sozialsystems.

Konkret unterstützen wir 
zur Zeit z.B.

■ einen Bauarbeiter aus dem 
Kosovo, der schwerste Ver-
letzungen mit bleibenden Fol-
gen erlitt, als er beim Zusam-
menbruch eines Baugerüsts 
aus dem 4. Stock stürzte. Sein 
Auftraggeber hatte ihn nicht 
angemeldet und versichert, 
seinen Lohn für 14 Tage Ar-
beit hat er auch nicht erhalten.

■ Eine Gruppe von algerischen 
Kollegen, die als Küchen-
hilfen und Kellner in einer 
Frankfurter Pizzeria tätig 
waren und um ihren Lohn 
für mehrere Wochen Arbeit 
geprellt wurden.

Bei unserer Arbeit setzen wir auf 
vertrauensbildende Maßnahmen 
und Multiplikationseffekte durch 
muttersprachliche Schlüssel-Kon-
takte in die migrantischen Commu-
nities. Arbeitsrechtliche Probleme 
gehen oft Hand in Hand mit sozi-
alrechtlichen Problemen, etwa Ver-
lust von Unterkunft oder fehlender 
Zugang zu medizinischer Versor-
gung. MigrAr ist daher als Koo-
perationsprojekt in einem breiten 
Netzwerk von gewerkschaftlichen, 
kirchlichen, menschen- und sozial-
rechtlichen Unterstützerorganisati-
onen angelegt, um den Ratsuchen-
den passende fachliche und sozial-
rechtliche Unterstützung in ihrer 
Sprache vermitteln zu können. 

Beratung: 
jeden 1. Donnerstag von 9–11 
Uhr und jeden 3. Donnerstag 
im Monat von 17–19 Uhr 
im DGB-Gewerkschaftshaus, 
Servicecenter des 
ver.di-Bezirks Frankfurt a. M. 
und Region, 
Wilhelm-Leuschner-Str. 69–77; 
Tel.: 069-25692569, 
Email: kontakt@migrar-ffm.de.

Unterstützerkreis: 
Aktionsbündnis gegen Abschie-
bung, 
Apecia e.V., 
Caritasverband Frankfurt e.V., 
DGB Südosthessen, 
DGB Region Frankfurt-Rhein-
Main, 
Diakonisches Werk in Hessen 
und Nassau e.V., 
Europäischer Wanderarbeiter-
verband (EVW), 
Evangelischer Regionalverband, 
FIM – Frauenrecht ist Men-
schenrecht e.V., 
Hessischer Flüchtlingsrat, 
IG BAU Region Hessen, IG Me-
tall Frankfurt, 
Imbradiva e.V., kein mensch ist 
illegal Hanau, 
Malteser Migranten Medizin, 
NGG Region Rhein-Main, 
No Border Frankfurt a.M., 
Rechtshilfekomitee e.V., 
Redaktion express, 
ver.di Hessen, 
ver.di Bezirk Frankfurt am Main 
und Region, 
Verein demokratischer Ärztinnen 
und Ärzte e.V. und Zusammen 
e.V.

neue Bedeutungen, wodurch di-
rekte Verbindungen zum Leben 
der Schülerinnen und Schüler 
hergestellt werden. Die schwie-
rigen Themen werden durch 
Übungen und Rollenspiele im-
mer wieder praktisch erfahrbar 
gemacht, wenn etwa der Flucht-
weg nach Deutschland zur In-
teraktionsgeschichte wird, in 
der die ganze Klasse eingebun-
den ist. Den Abschluss – und 
für viele Schülerinnen und Schü-
ler der eindringliche Höhepunkt 
– bildet der Besuch im ehema-
ligen Polizeigefängnis „Klapper-
feld“. Bis vor zehn Jahren un-
ter anderem als Abschiebehaftan-
stalt genutzt, können dort heute 
Abschiebezellen im Originalzu-
stand erlebt werden. Das Leben 
von Menschen ohne gesicherten 
Aufenthalt rückt so nahe an die 
Schülerinnen und Schüler heran, 
die dadurch nicht nur vielfältiges 
Wissen über Migration erwer-
ben, sondern sich selbst mit dem 
Thema auseinandersetzen. Wich-
tig ist, dass der Rundgang nicht 
nur eine „Opferperspektive“ ver-
mitteln möchte, sondern regt mit 
Verweis auf die aktuellen Wider-
stände und Kämpfe von Gefl üch-
teten auch eine Diskussion über 
die Gestaltungsspielräume an 
– nicht zuletzt, um die Teilneh-
menden zur Refl exion über eige-
ne Handlungsmöglichkeiten zu 
bewegen. 

Entwickelt und durchge-
führt wird der das Bildungsfor-
mat ehrenamtlich vom Frank-
furter Bildungskollektiv Bleibe-

recht. Als GEW Mitglieder 
können Sie den Rundgang auch 
über die Bildungsgesellschaft 
lea als Abrufangebot für ihre 
Klasse buchen. Er kann bei 
Interesse gerne auf die Bedürf-
nisse und Voraussetzungen 
unterschiedlicher Altergruppen 
zugeschnitten werden. 

Weitere Informationen und 
Kontakt unter: 
lebenohnepapiere.antira.info

Ehemaliges Untersuchungsgefängnis „Klapperfeld“
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Den Redaktionschluss der 
nächsten FLZ und weitere 
Termine fi nden Sie auf 
unserer Homepage: 
www.gew-frankfurt.de

Nachruf auf Adi Feuster

Adam (Adi) Feuster, Ehrenvor-
sitzender des Bezirksverbands 
Frankfurt der GEW, ist nach lan-
ger Krankheit am 19. September 
2013, im Alter von 78 Jahren, ver-
storben.

Adi war zunächst im Postdienst 
beschäftigt und bei der Postgewerk-
schaft organisiert. Über den außer-
schulischen Bildungsweg für Er-
wachsene wurde er zum Gymna-
siallehrer mit den Fächern Politik 
und Sport. Er war viele Jahre Per-
sonalratsvorsitzender am Lessing-
Gymnasium in Frankfurt.

In der GEW war er zunächst 
Vorsitzender der Fachgruppe Gym-
nasium im Bezirksverband Frank-
furt – zu einer Zeit, in der Gewerk-
schafter an Gymnasien eine kleine 
radikale Minderheit darstellten. Bei 
den Vorstandswahlen im BV Frank-
furt im Mai 1976 wurde er als 1. 
Vorsitzender der Fachgruppe be-
stätigt. Er engagierte  sich mit der 
Fachgruppe im Protest gegen die 
verordnete „Neuordnung der Gym-
nasialen Oberstufe“ (Kurssystem), 
gegen die Kursstrukturpläne sowie 
die sog. „Normenbücher“, deren 
Zweck die Vereinheitlichung der 
Leistungsanforderungen in der 
Abiturprüfung war. Ein weiteres  
„heißes Eisen“ war in dieser Zeit 
der Kampf gegen die Berufsverbote 
für Kollegen, die als „Linksradika-
le“ aus dem öffentlichen Dienst ent-
fernt werden sollten. 

Als stellvertretender Vorsit-
zender ab 1978, ab 1982 dann 
als Vorsitzender im BV Frankfurt 
unterstützte Adi vorbehaltlos die 
betroffenen Kollegen und wand-
te sich auch innergewerkschaftlich 
entschieden gegen die damals vom 
Hauptvorstand verfügten „Unver-
einbarkeitsbeschlüsse“  gegen Ge-
werkschaftsmitglieder, die politisch 
links eingestuften Organisationen 
angehörten.

Hauptbetätigungsfelder der 
GEW und somit auch ihres Frank-
furter Vorsitzenden waren dann in 
den achtziger Jahren die Kämpfe 
für Arbeitszeitverkürzung und ge-
gen die CDU-Landesregierung, die 
in den großen Lehrer- und Schü-
lerstreik 1989 mündeten. Aber 
auch der aktive Einsatz für die Be-
schäftigten in prekären und unsi-
cheren Arbeitsverhältnissen in ih-
rem Kampf für ordentliche Ar-
beitsverhältnisse war ihm immer 
wichtig. Sein besonderes Engage-
ment galt außerdem der internati-
onalen gewerkschaftlichen Solida-
rität, konkret der Integration der 

Ankündigung Bezirksdelegierten-
versammlung des BV Frankfurt 
Montag, den 17. 02. 2014, von 9 – 16 Uhr  im DGB-Haus

Am 17. 02. 2014 wird die näch-
ste Bezirksdelegiertenversamm-
lung (BDV) stattfinden. Hier 
wird der Bezirksvorstand (BVo) 
über die Arbeit der vergangenen 
2 Jahre Rechenschaft ablegen, und 
ein neu-er BVo soll gewählt wer-
den. Außerdem soll über den ak-
tuellen Stand der Schulentwick-
lung in Frankfurt informiert und 
diskutiert werden.

Die GEW-Schul- und -Betriebs-
gruppen sollen Delegierte für di-
ese BDV wählen (auch die Wie-
derwahl der bisherigen Delegier-
ten ist möglich). Jede Schul- und 
Betriebsgruppe entsendet pro an-
gefangene 10 Mitglieder eine(n) 
Delegierte(n). Eine Aufforderung 
zur Delegiertenwahl ist den Schul- 
und Betriebsgruppen bereits zuge-
gangen. Auch Mitglieder, die kei-
ner Schul- oder Betriebsgruppe 
angehören (dies ist der Fall, wenn 
es in einem Betrieb nur ein oder 
zwei GEW-Mitglieder gibt) oder 
die arbeitslos sind oder aus Al-
ters- oder anderen Gründen bereits 
nicht mehr im aktiven Dienst sind, 
können Delegierte nach dem ge-
nannten Personalschlüssel (je an-
gefangene 10 Mitglieder ein(e) 
Delegierte(r)) wählen. Eine Wahl-
versammlung für die Gruppe der 
Pensionäre (bzw. Rentner bzw. 
KollegInnen, die aus dem aktiven 
Dienst ausgeschieden sind) fi ndet 
am 20. 01. 14 statt – eine Einla-
dung hierfür erfolgt noch per E-
Mail. Eine Wahlversammlung für 
die anderen genannten Einzelmit-
glieder hat bereits am 05. 12. statt-
gefunden.

Die gewählten Delegierten 
haben für den Tag der BDV das 
Recht auf Dienstbefreiung. Diese 
kann entweder formlos (bisweilen 
gibt es auch schulinterne Antrags-
formulare) oder unter Benutzung 
des der Einladung beiliegenden 
Formulars beantragt werden. Die 
Dienstbefreiung kann nur aus wirk-
lich schwerwiegenden dienstlichen 
Gründen verweigert werden – blo-

Protest gegen Stellenkürzungen 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
gerüchteweise ist durchgedrungen, 
dass in den schwarz-grünen Koa-
litionsverhandlungen derzeit über 
den Abbau von 3000 Lehrerstellen 
beraten wird. Wenn das auch offi -
ziell noch dementiert wird, so ge-
he ich trotzdem davon aus, dass es 
der Wiesbadener Kurier nicht voll-
kommen aus der Luft gegriffen hat. 

Ich fasse es nicht!! 
Ist Ihnen denn nicht bekannt 
■ dass für den Ausbau von Ganz-

tagsschulen dringend mehr Lehr-
kräfte benötigt werden? 

■ dass für die Umsetzung der In-
klusion mindestens das bisherige 
Niveau der Lehrerversorgung 
im Bereich des Gemeinsamen 
Unterrichts notwendig ist, und 
zwar fl ächendeckend, und dass 

ausländischen Lehrkräfte in den 
hessischen Schuldienst.

Er hat die mit dem Wechsel von 
der CDU zur Rot-Grünen Landes-
regierung 1991 verknüpften Hoff-
nungen für längeres gemeinschaft-
liches Lernen gegen ein selektives 
Schulwesen unterstützt. Seit 1989 
trat die Frankfurter GEW un-
ter Adis Führung offensiv für das  
„Projekt einer fl ächendeckenden 
Stadtteil(gesamt)schule“ ein.

Ende der achtziger und in 
den neunziger Jahren rückte der 
Kampf um gesunde Schulgebäude 
stärker ins Blickfeld der Frankfur-
ter GEW. Auch hier konnte man 
sich im Gesamtpersonalrat und in 
den zahlreichen Gesprächen mit 
Schuldezernat und Hochbauamt 
auf Adis klare Parteinahme für ei-
ne schnellstmögliche Beseitigung 
der Asbest- und PCB-Altlasten ver-
lassen. 

Adi Feuster hat wesentlich da-
zu beigetragen, dass die Frankfur-
ter GEW in der innergewerkschaft-
lichen sowie der öffentlichen Mei-
nungs- und Willensbildung als 
unabhängige und selbstbewusste 
Gewerkschaft wahrgenommen 
wurde. Wichtig war dabei für ihn 
immer die Anbindung an die Basis 
der Kollegen vor Ort, an den Schu-
len und Bildungseinrichtungen. Adi 
stand dafür, dass die Auffassungen 
der Gewerkschaftsbasis innerhalb 
der repräsentativen Gremien auf 
Landes- und Bundesebene zur Gel-
tung kamen. Die Personalräte sah 
er in der Pfl icht der Kollegen an den 
Schulen und an ihre Voten gebun-
den. In gewerkschaftsinternen De-
batten war Adi gefürchtet, da er sei-
ne Gegenüber wortgewaltig, nicht 
selten mit durchaus polemischen 
Attacken, in die Schranken wies. 
Respekt vor Autoritäten war ihm 
fremd. Wenn es um die Interessen 
der Kollegen ging legt er sich nicht 
nur mit dem damaligen Kultusmi-
nister Holzapfel, der Frankfurter 
Schuldezernentin Ebeling oder dem 
Leiter des Staatlichen Schulamts, 
Dr. Bleienstein an, sondern auch 
mit Gewerkschaftern der oberen 
Ebene, wenn sie ihm zu basisfern 
oder opportunistisch waren. 

„Bleib wie du bist, wenn du 
dich änderst wirst du zu gut!“ 
und: „Vergiss den Kampf nicht...“ 
waren zwei seiner – mit einem Lä-
cheln und Schulterklopfen einher-
gehenden typischen Abschiedsfl os-
keln. Bedingt durch seine Krankheit 
schied er 1994 unerwartet schnell 
aus allen gewerkschaftlichen Funk-
tionen aus. Alle die ihn kannten 
werden seiner mit Respekt für sein 
Engagement und seine Leistungen 
gedenken, viele werden sich gerne 
an die Zeiten und die gemeinsame 
Arbeit mit Adi erinnern.

Hans Wedel/
Christoph Baumann

Adi Feuster (hinter 
dem Megaphon) 
thematisch in 
Aktion, wenn es 
um prekäre Arbeit 
ging: „Statt Tage-
löhner-Vertrag 
Regeleinstellung!“

ßer Unterrichtsausfall reicht hier-
für als Begründung keinesfalls 
aus. Sollte ein(e) Schulleiter(in) 
bzw. sonstiger Vorgesetzte(r) hier 
Schwierigkeiten machen, benach-
richtigt bitte sofort die Rechtsbe-
ratung des BV Frankfurt. 

Vorstandspositionen, die auf der 
BDV zu besetzen sind
In § 9 unserer Satzung heißt es: „§ 9 
Zusammensetzung des Vorstands
Der Vorstand besteht aus:
1. dem/der 1. Vorsitzenden
2. zwei stellvertretenden Vorsitzen-

den
3. dem Geschäftsführer/der Ge-

schäftsführerin
4. dem Schatzmeister/der Schatz-

meisterin
5. dem Schriftleiter/der Schriftlei-

terin der FLZ
6. dem Leiter/der Leiterin der Ab-

teilung Rechtsschutz  
7. den Leiterinnen und Leitern der 

Referate:
a) Schule und Bildung
b) Tarif, Besoldung, Beamtenrecht
c) Weiterbildung und Bildungs-

markt
d) Mitbestimmung und gewerk-

schaftliche Bildungsarbeit
e) Umwelt/Arbeitsschutz
f) Kommunale Angelegenheiten
8. den Vorsitzenden der Fachgrup-

pen [...]
9. den Vorsitzenden der Personen-

gruppen [...]“

Die Positionen zu Nr. 8 und 9 wer-
den von den Fach- bzw. Personen-
gruppen selbst gewählt und auf der 
BDV lediglich bestätigt.

Unmittelbar von der BDV ge-
wählt werden die oben unter Nr. 1 
bis 7 genannten Positionen.

Zu allen Positionen ab Nr. 3 sol-
len zusätzlich Stellvertreter(innen) 
gewählt werden.

Anstatt der genannten Positi-
onsinhaber und deren Stellvertreter 
können aber auch Teams von bis 
zu 3 Personen gewählt werden (di-
es gilt auch für die Vorsitzenden). 

Dies ist beim jetzigen BVo bei al-
len Positionen der Fall.

Wir rufen dazu auf, Kandi-
daten vorzuschlagen oder selbst 
zu kandidieren. Jede Gliederung 
des BV Frankfurt (z.B. Schulgrup-
pen), aber auch jedes Mitglied, ha-
ben das Recht, Vorschläge zu ma-
chen. Jede(r) hat auch das Recht, 
selbst seine bzw. ihre Kandidatur 
zu erklären. 

Kandidaturvoschläge sollen 
dem Bezirksverband bis zum 20. 
01. mitgeteilt werden, damit sie 
noch den Delegierten vor der BDV 
mitgeteilt werden können. Es ist 
aber auch möglich, noch auf der 
BDV selbst Kandidaturen vorzu-
schlagen oder selbst eine Kandida-
tur zu erklären.

Kandidaturvorschläge des jet-
zigen BVo werden den Delegierten 
Ende Januar noch zugesandt.

KandidatInnen sind verpfl ich-
tet, selbst auf der BDV anwesend 
zu sein und sich auf der BDV den 
Delegierten vorzustellen. Für die 
Dienstbefreiung gelten dieselben 
Bedingungen wie oben für die De-
legierten. Wer dennoch an der Teil-
nahme verhindert ist, also absolut 
keine Möglichkeit hat zu erschei-
nen, muss seine Bereitschaft zur 
Kandidatur in schriftlicher Form 
erklären und die Erklärung recht-
zeitig dem Bezirksverband zuleiten.

Anträge für die BDV
können von allen Schulgruppen, 
Betriebsgruppen, dem BVo, aber 
auch von allen einzelnen Mitglie-
dern dieser Organe sowie von allen 
Delegierten der BDV gestellt wer-
den. Anträge sollen bis zum 20. 01. 
bei dem BV Frankfurt eingereicht 
werden, damit sie den Delegierten 
noch vor der BDV mitgeteilt wer-
den können.

Es ist auch möglich, unmittel-
bar vor der BDV selbst Anträge zu 
stellen; diese werden jedoch nur 
dann behandelt, wenn die BDV zu 
Beginn ihrer Sitzung deren Dring-
lichkeit anerkennt.

alles andere, insbesondere die 
seit einem Jahr laufenden Spar- 
und Umverteilungsmaßnahmen 
in diesem Bereich, ein Verrat an 
den Kindern – behinderten wie 
nicht behinderten – ist? 

■ dass angesichts der Rechtspre-
chung im Bereich der befristeten 
Verträge es erforderlich ist, Ver-
tretungsreserve in Form von 
festen Stellen zur Verfügung zu 
stellen, was auch inhaltlich ge-
boten wäre und verwaltungs-
technisch eine riesige Entlastung 
in den Schulen und den Staatli-
chen Schulämtern bedeuten wür-
de, ganz abgesehen davon, dass 
die unselige Praxis, befristet Be-
schäftigte vor den Sommerferien 
zu entlassen und sie den Arbeit-
sämtern und damit der Gemein-
schaft der Versicherten zu über-
lassen, endlich zu beenden ist? 

■ dass Kinder aus sozial schwachen 
Familien und auch viele mit Mi-
grationshintergrund besondere 
Förderung benötigen? 

■ dass die Klassengrößen fl ächen-
deckend verkleinert werden müs-
sen, schon alleine, weil die Klas-
senräume viel zu klein sind, um 

mit 30 Kindern Arbeitsformen 
jenseits des Frontalunterrichts 
durchführen zu können? 

■ dass die Arbeitszeitverkürzung 
für Lehrkräfte schon seit einigen 
Jahren (40-Stunden-Woche im 
Tarifvertrag Hessen!!!) auf sich 
warten lässt und umgehend um-
gesetzt werden muss, auch im In-
teresse der Gesundheit der Lehr-
kräfte, die bis 67 durchhalten 
müssen? 

Ich fordere Sie auf, die so genannte
„Demographie-Dividende“ für all 
diese Aufgaben zu verwenden, an-
statt unsere Jugend kaputtzuspa-
ren. Mir sind noch die Argumente 
im Zusammenhang mit der Schul-
denbremse im Ohr: man dürfe nicht 
auf Kosten der jungen Generation 
leben. Was aber tun Sie, wenn Sie 
nicht endlich an den Schulen Be-
dingungen schaffen, die Schule zu 
einem Lebensraum macht, an dem 
Kinder sich wohl fühlen können, an-
statt von gestressten Lehrkräften in 
Käfi ghaltung bearbeitet zu werden?

Mit empörten Grüßen 
Marianne Friemelt

Für die nächste Nummer
vorgesehen:

US-Firma CSC (Hauptlieferant 
für den US-Geheimdienst) hat 
auch die LUSD erstellt.


